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1. Einleitung

1. Einleitung

Der Landesentwicklungsplan (LEP) legt die mittel- und langfristigen strategischen Ziele
zur raumlichen Entwicklung des Landes Nordrhein-Westfalen fest. Seine Ubergreifenden
Festlegungen (Kap. 2 bis 5), seine Festlegungen fur bestimmte Sachbereiche (Kap. 6

bis 10) sowie die zeichnerischen Festlegungen sind in der nachgeordneten Regional-,
Bauleit- und Fachplanung zu beachten bzw. zu bertcksichtigen. Umgekehrt werden die
bestehenden nachgeordneten Plane in die Erarbeitung der Raumordnungsplane der Lan-
des- und Regionalplanung einbezogen. Dieses gesetzlich verankerte "Gegenstromprin-
zip" ist Verpflichtung und Ansporn flr eine vertrauensvolle und fruchtbare Kooperation
zwischen den unterschiedlichen Planungsebenen.

Im Maldstab des LEP sind nur bedingt raumlich konkret abgegrenzte Festlegungen zu
Nutzungen und Schutzfunktionen madglich. Solche Konkretisierungen werden weitgehend
der Regionalplanung und anderen nachgeordneten Planungen Uberlassen. Sie mussen
dort unter Beachtung bzw. Bertcksichtigung der im LEP textlich festgelegten Ziele und
Grundsatze erfolgen. Das gestufte Raumplanungssystem ist darauf ausgerichtet, mit
rahmensetzenden Festlegungen der Landes- und Regionalplanung in den nachfolgenden
Planungsverfahren zeitraubende Auseinandersetzungen uber Raumnutzungen zu ver-
meiden. Landesplanerische Festlegungen schaffen im Rahmen ihrer Moglichkeiten frih-
zeitig Planungs- und Investitionssicherheit fur Bevolkerung und Wirtschaft und sie treffen
auch Vorsorge vor Schaden, z. B. durch die Festlegung von Uberschwemmungsberei-
chen, in denen nicht weiter gebaut werden darf.

Neben den raumbezogenen Festlegungen sind insbesondere auf unteren Planungsebe-
nen und in Zulassungs- und Genehmigungsverfahren weitere fachliche und gesellschaft-
liche Ziele zu verwirklichen. So ist u.a. zur konsequenten Umsetzung des Gender- und
Disability-Mainstreaming Ansatzes im Rahmen nachgeordneter Planungen eine Uber-
prufung der unterschiedlichen Auswirkungen auf die Geschlechter sowie die gesellschaft-
liche Teilhabe von Menschen mit Behinderungen erforderlich.

Rechtswirkungen nach § 4 ROG haben die textlich festgelegten Ziele und Grundsatze
des LEP in den Kapiteln 2 bis 10 mit den Anhangen 1 und 2 sowie die zeichnerischen
Festlegungen in der Anlage. (vgl. auch Kap. 11 'Rechtsgrundlagen'). Erganzend sind im
Text des LEP allen Zielen und Grundsatzen Erlauterungen zugeordnet und die zeichne-
rischen Darstellungen enthalten neben Festlegungen auch nachrichtliche Darstellungen
zur Aufteilung des Landes in Siedlungsraum und Freiraum sowie zur raumlichen Orien-
tierung an regionalen Plangebieten und Gemeindegrenzen.

Bisher waren die Ziele und Grundsatze der Landesplanung in Nordrhein-Westfalen in
zwei verschiedenen Planwerken, dem Landesentwicklungsprogramm (LEPro) und dem
Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen von 1995 geregelt. Mit der Zusammen-
fuhrung von LEPro und LEP '95 im neuen, hier vorliegenden Landesentwicklungsplan,
wird das nordrhein-westfalische Regelwerk der Raumordnung gestrafft und in einem
Planwerk konzentriert. Damit tragt der neue LEP zur Vereinfachung der Rechtsvorschrif-
ten bei.
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1. Einleitung

1.1 Rahmenbedingungen

Infolge der dichten Besiedelung und der damit einhergehenden Konkurrenz verschie-
denster Anspruche an den begrenzten Raum ist die Raumordnung gerade in Nordrhein-
Westfalen von besonderer Bedeutung — und sie hat hier ihre Wurzeln. Das Land ist in-
zwischen "Uberplant" und der vorliegende LEP kann insofern auf friheren Landesent-
wicklungsplanen und den flachendeckend vorliegenden Regionalplanen aufbauen.

Aber seit der Aufstellung des bisher guiltigen LEP in den 1990er Jahren haben sich die
Rahmenbedingungen fur die raumliche Entwicklung geandert und machen eine Anpas-
sung der raumordnerischen Ziele und Grundsatze erforderlich. Dies betrifft insbesondere
die absehbare Bevolkerungsentwicklung in Nordrhein-Westfalen ("Demographischer
Wandel"), die fortschreitende Globalisierung der Wirtschaft, den Klimawandel sowie die
Entwicklungen im Einzelhandel.

Demographischer Wandel

In Nordrhein-Westfalen leben heute (2012) ca. 17,8 Mio. Menschen (9,1 Mio. Frauen /
8,7 Mio. Manner). In den 1990er Jahren verzeichnete Nordrhein-Westfalen einen Bevol-
kerungszuwachs von annahernd 0,9 Mio. Menschen (0,4 Mio. Frauen / 0,5 Mio. Manner).
Dieser Trend setzt sich nicht fort. Nach der Vorausberechnung der Bevolkerung in den
kreisfreien Stadten und Kreisen Nordrhein-Westfalens 2011 — 2030/50 wird die Bevolke-
rung in Nordrhein-Westfalen von 2012 bis 2030 um 3,6 % abnehmen. Von diesem lan-
desweiten Bevolkerungsrickgang werden die Teilrdume Nordrhein-Westfalens sehr un-
terschiedlich erfasst. Wahrend z. B. fir den Raum Koln/Bonn, die Stadte Aachen, Dus-
seldorf, MUnster und Leverkusen sowie den Rhein-Erft- und Rhein-Sieg-Kreis und die
Kreise Kleve, Gutersloh und Paderborn noch eine weitere Bevolkerungszunahme erwar-
tet wird, geht die Landesstatistik davon aus, dass die Bevolkerung im Ruhrgebiet, im Ber-
gischen Stadtedreieck sowie im Sudosten und in einigen Kreisen im Nordosten des Lan-
des von 2012 bis 2030 zum Teil um Uber 10 % zurickgehen wird.

Der Anteil alterer Menschen an der Gesamtbevdlkerung wird landesweit deutlich zuneh-
men. Der Anteil der Uber 65-Jahrigen nimmt um 27,4 % von 3,62 Mio. (2012) auf 4,6 Mio.
im Jahr 2030 zu. Der Anteil der Uber 80-Jahrigen wird im gleichen Zeitraum um 38,5 %
steigen (von 0,96 Mio. auf 1,34 Mio.; Manner plus 71 %, Frauen plus 27 %). Auch das
Durchschnittsalter steigt von 43,3 Jahren (2012) auf 46,8 Jahre. Insofern gewinnt die Aus-
richtung der Siedlungsstruktur auf eine wohnortnahe Versorgung und die barrierefreie
Erreichbarkeit von Dienstleistungen an Bedeutung. Damit wird zugleich die gesellschaftli-
che Teilhabe von Menschen mit Behinderungen verbessert werden. Die besonderen For-
derungen der UN-Behindertenrechtskonvention finden somit Berucksichtigung.

Trotz der insgesamt rlcklaufigen Bevolkerung ist bis zum Jahr 2025 vor allem durch Sin-
glehaushalte und kleine Haushalte alterer Menschen noch mit einem Anstieg der Ein- und
Zwei-Personen-Haushalte zu rechnen. Insbesondere durch die Zunahme der Anzahl der
Haushalte wird die durchschnittliche Wohnflache pro Kopf bis 2020 weiter zunehmen und
die Wohnflachennachfrage insgesamt steigen. Die Wohnflachennachfrage wird sich vor-
aussichtlich weiterhin regional unterschiedlich entwickeln und erst nach 2030 landesweit
zurtckgehen.

Der demographische Wandel flhrt allerdings bereits jetzt zu einer verringerten Nachfrage
bei der Neuinanspruchnahme von Siedlungsflachen fir Wohnen, weil die Generation der
20- bis 50-Jahrigen, die in erster Linie Einfamilienhduser nachfragt, seit 2001 zahlenma-
Rig zurtckgeht. Die potentiell Nachfragenden von Bauflachen werden sich aul3erdem zu
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einem betrachtlichen Teil aus dem Bestand bedienen, zumal diese Generation starker als
frihere Generationen Grund- bzw. Wohnungseigentum erben wird.

Globalisierung der Wirtschaft

Im internationalen Ranking stliinde der Wirtschaftsraum Nordrhein-Westfalen als unab-
hangiger Staat an 18. Stelle der Volkswirtschaften. Die nordrhein-westfalische Wirtschaft
zeichnet sich im Vergleich zu den anderen Bundeslandern durch einen hoheren Grad an
Internationalisierung aus. Mit 11 Mio. Einwohnerinnen und Einwohnern an Rhein und
Ruhr befindet sich in Nordrhein-Westfalen der grofte Ballungsraum Europas und damit
ein wichtiger Absatzmarkt fur in- und auslandische Investoren. Die Leistungsstarke von
Industrie und Gewerbe liegt in Nordrhein-Westfalen gleichermalden in den Verdichtungs-
gebieten und den landlichen Raumen, in denen traditionell viele Unternehmen beheimatet
sind. Daneben hat in Nordrhein-Westfalen auch die Produktion von Lebensmitteln und die
Ernahrungswirtschaft Bedeutung; etwa die Halfte der Landesflache wird landwirtschaftlich
genutzt. Eine kreative Okonomie lebt vom produktiven Austausch zwischen den unter-
schiedlichen Milieus, die sich quer zu den bestehenden teilrdumlichen Zuordnungen ent-
wickelt haben.

Der wirtschaftliche Strukturwandel und die Internationalisierung der Markte haben zu ei-
ner Intensivierung des Wettbewerbs zwischen den Stadten und Regionen gefuhrt, der
sich durch wachsende Standortunabhangigkeit der Unternehmen und die Mobilitat der
Beschaftigten noch verscharft. Gemeinden sehen sich zunehmend einem internationalen
Wettbewerb ausgesetzt, dem sie aufgrund ihrer eher kleinraumigen Planungs- und Ent-
scheidungsstrukturen nicht gewachsen sind.

Parallel hierzu wird sich — verursacht durch den demographischen Wandel — der Wettbe-
werb um qualifizierte Fachkrafte verscharfen. Da Beschaftigte bei der Wahl ihres Arbeits-
und Wohnortes neben rein beruflichen Angeboten verstarkt "weiche Standortfaktoren”
bertcksichtigen, gewinnt im Standortwettbewerb die Verbesserung der Raumqualitat, die
"Kulturlandschaftsentwicklung" sowie eine familienfreundliche und barrierefreie Infra-
struktur an Bedeutung.

Klimawandel

Eine weitere bedeutende Rahmenbedingung der Raumentwicklung ist der Klimawandel.
Der anthropogen verursachte Klimawandel bedroht die natlrlichen Lebensgrundlagen der
Menschen weltweit. Neben den gravierenden Folgen des Klimawandels fur die Gesund-
heit der Menschen sowie fur Natur und Umwelt, entstehen auch enorme volkswirtschaft-
liche Belastungen.

Auch in NRW macht sich der Klimawandel bemerkbar: wahrend zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts die Jahresdurchschnittstemperatur in Nordrhein-Westfalen noch bei ca. 8,4°C
lag, betragt sie inzwischen etwa 9,6°C. Die jahrlichen Niederschlage haben im gleichen
Zeitraum um etwa 15 % zugenommen (Deutscher Wetterdienst). Nach Prognose des
Potsdam Instituts fur Klimafolgenforschung ist bis zur Mitte dieses Jahrhunderts mit einer
fortgesetzten Klimaerwarmung zu rechnen: Je nach zugrundeliegendem Modell gehen
die Forscher von einem Anstieg der Durchschnittstemperatur in Nordrhein-Westfalen um
etwa 1,4 — 2,3°C aus (2031-2060 im Vergleich zur Referenzperiode 1961-1990). Die Nie-
derschlage werden in diesem Zeitraum voraussichtlich weiter zunehmen, wobei sich al-
lerdings deutliche regionale Unterschiede zeigen werden. Auch Wetterextreme wie Stark-
niederschlage oder langere Hitzeperioden werden voraussichtlich zunehmen. Diese Kkili-
matischen Veranderungen erfordern auch Schutz- und Anpassungsmafnahmen in der
Regional-, Bauleit- und Fachplanung.
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Um die Folgen der Erderwarmung auf ein beherrschbares Mal3 zu beschranken, ist es
nach Aussage der Wissenschaft unerlasslich, den globalen Temperaturanstieg auf maxi-
mal 2 Grad gegenuber vorindustriellem Niveau zu begrenzen. Die internationale Staaten-
gemeinschaft hat erstmalig gemeinsam auf der Klimakonferenz in Cancun 2010 das

2 Grad Ziel anerkannt. Eine Einhaltung des 2 Grad Ziels bedeutet, dass die anthropogen
verursachten Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2050 bezogen auf die Industrielan-
der um mindestens 80 % gegenuber 1990 gesenkt werden mussen. Deutschland geht
national mit ehrgeizigen, allerdings bislang unverbindlichen Emissionsreduktionszielen
voran: Bis 2020 will Deutschland seine Emissionen um 40 % gegenlber 1990 senken, bis
2050 um 80 bis 95 % — unabhangig von den Anstrengungen anderer Staaten. Diese Ziele
wurden erneut vor dem Hintergrund des beschlossenen Atomausstiegs bis spatestens
2022 unterstrichen.

In NRW wird etwa ein Drittel der in Deutschland entstehenden Treibhausgase emittiert.
Als bedeutendes Industrieland und als Energieregion in Europa hat NRW damit einerseits
eine besondere Verantwortung beim Klimaschutz, andererseits grol3e Potentiale zur Re-
duktion von Treibhausgasemissionen. Das Land Nordrhein-Westfalen stellt sich dieser
Verantwortung: Mit dem Klimaschutzgesetz werden fur Nordrhein-Westfalen erstmalig
verbindliche Klimaschutzziele festgelegt und ein institutioneller Rahmen flr die Erarbei-
tung, Umsetzung und Uberpriifung von Klimaschutzmafnahmen eingerichtet. Damit will
Nordrhein-Westfalen seine Treibhausgasemissionen bis 2020 um mindestens 25 % und
bis 2050 um mindestens 80 % gegenuber 1990 reduzieren. Diese im Klimaschutzgesetz
formulierten Ziele sollen u.a. durch raumordnerische Mallhahmen erreicht werden.

Entwicklungen im Einzelhandel

Der Einzelhandel in Deutschland hat sich in den letzten Jahrzehnten verandert: auf der
Angebotsseite durch andere bzw. neue Betriebstypen, Konzentrationsprozesse und Filia-
lisierung, auf der Nachfrageseite durch verandertes Kaufverhalten.

Die Verkaufsflachenzuwachse waren dabei erheblich: nach Schatzungen des Handels-
verbandes Deutschland wuchs die Gesamtverkaufsflache in Deutschland alleine zwi-
schen 1990 und 2011 von knapp 80 auf rund 120 Mio. m?, Gleichzeitig waren in den letz-
ten Jahren stagnierende einzelhandelsrelevante Pro-Kopf-Ausgaben zu verzeichnen. Un-
ter Berucksichtigung voraussichtlich steigender Energiekosten und voraussichtlich eben-
falls steigender Aufwendungen fur private Gesundheits- und Altersvorsorge wird davon
ausgegangen, dass sich dieser Trend fortsetzt und sich die einzelhandelsrelevanten Ge-
samtausgaben bedingt durch den demographischen Wandel eher reduzieren werden. Die
u. a. aus diesen Entwicklungen resultierenden Flachenproduktivitaten liegen in Deutsch-
land schon heute unter denen der meisten europaischen Lander. Je geringer die Fla-
chenproduktivitaten sind, desto hoher ist das Interesse an gunstigen Flachen fur den Ein-
zelhandel, die in der Regel eher nicht in den Innenstadten und ortlichen Zentren zu finden
sind.

Ebenfalls feststellen Iasst sich ein Trend im Einzelhandel, neben einem nahversorgungs-
relevanten oder nicht zentrenrelevanten Kernsortiment zunehmend z. T. erhebliche zent-
renrelevante Sortimente zu fuhren. Sofern diese Entwicklungen an Standorten aulerhalb
der Innenstadte und ortlichen Zentren stattfinden, tragen sie dazu bei, Zentren zu schwa-
chen.

Der Blick auf andere europaische Lander lasst den Schluss zu, dass die Ansiedlung gro-
Rer Einkaufszentren — seien es herkdmmliche Shopping Center oder Factory-Outlet-
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Center oder ahnliches — auch in Deutschland noch nicht abgeschlossen ist. Auch wenn
bei den grolRen neuen Shopping Centern ein Trend zu innerstadtischen Standorten zu
beobachten ist, besteht daneben weiterhin der Trend, auch auRerhalb der Zentren teil-
weise in erheblichem Umfang zentrenrelevante Sortimente anzubieten — sei es bei-
spielsweise als Randsortimente von Mdbelfachmarkten oder als Kernsortimente von Fac-
tory-Outlet-Centern.

1.2 Aufgabe, Leitvorstellung und strategische Ausrichtung der Landes-
planung

Nach § 1 Raumordnungsgesetz muss der Landesentwicklungsplan NRW das Landesge-
biet Nordrhein-Westfalen als zusammenfassender, Uberortlicher und fachtbergreifender
Raumordnungsplan entwickeln, ordnen und sichern. Dabei sind unterschiedliche Anforde-
rungen an den Raum aufeinander abzustimmen und auftretende Konflikte auszugleichen.
Es ist Vorsorge fur die verschiedenen Nutzungen und Funktionen des Raumes zu treffen.

Die Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Landesgebietes soll sich in die Gegeben-
heiten und Erfordernisse des Gesamtraumes der Bundesrepublik Deutschland einfigen
und die Gegebenheiten und Erfordernisse der regionalen und kommunalen Planungsge-
biete in Nordrhein-Westfalen berlcksichtigen (Gegenstromprinzip).

Leitvorstellung bei der Erfullung dieser Aufgabe ist eine nachhaltige Raumentwicklung,
die die sozialen und wirtschaftlichen Anspriche an den Raum mit seinen 6kologischen
Funktionen in Einklang bringt und zu einer dauerhaften, gro3raumig ausgewogenen Ord-
nung mit gleichwertigen Lebensverhaltnissen in den Teilrdumen des Landes beitragt.

Diese rechtlichen Verpflichtungen und die unter 1.1 beschriebenen Herausforderungen
und Rahmenbedingungen bedingen folgende strategische Ausrichtung des LEP:

- Natirliche Lebensgrundlagen nachhaltig sichern
Der Sicherung und Entwicklung des Freiraums soll besondere Bedeutung beige-
messen werden. Bei Nutzungskonflikten ist den Erfordernissen des Umweltschut-
zes Vorrang einzuraumen, wenn Leben und Gesundheit der Bevolkerung oder die
dauerhafte Sicherung der naturlichen Lebensgrundlagen gefahrdet sind.

- Ressourcen langfristig sichern
Das in den Forstwissenschaften des 18. Jahrhunderts erstmalig wissenschaftlich be-
schriebene und fur die Walder eingefuhrte Prinzip der Nachhaltigkeit der Nutzung (der
Holzeinschlag wird auf die Menge des Zuwachses an Holzmasse beschrankt) wurde
in der Raumordnung zunachst auf die "nachhaltige Sicherung der naturlichen Lebens-
grundlagen" und nach der Umweltkonferenz von Rio (1992) auf die Leitvorstellung ei-
ner nachhaltigen Raumentwicklung erweitert.

Dies verpflichtet die Landesplanung, die Anspriche an den Raum so abzuwagen und
die naturlichen Lebensgrundlagen so zu sichern, dass auch fur kommende Generatio-
nen Lebens- und Raumnutzungsmaoglichkeiten offengehalten werden.

Der LEP ist deshalb darauf ausgerichtet, die Nutzung regenerierbarer Ressourcen
grundsatzlich auf das Mal} ihrer Neubildung zu beschranken und nicht regenerierbare
naturliche Ressourcen im Sinne einer moglichst langfristigen Streckung ihrer Verfug-
barkeit unter Bertcksichtigung der Versorgungssicherheit sparsam zu nutzen.
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1. Einleitung

- Freirauminanspruchnahme verringern
Vor dem Hintergrund des absehbaren Bevdlkerungsrickgangs soll der LEP im Sinne
der Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes noch starker als in der Vergangenheit auf ei-
ne flachensparende, kompakte Siedlungsentwicklung und damit zugleich auf eine ge-
ringst mogliche Inanspruchnahme des Freiraumes hinwirken. Er leistet damit einen
Beitrag zu dem in Nordrhein-Westfalen verfolgten Ziel, das tagliche Wachstum der
Siedlungs- und Verkehrsflache bis zum Jahr 2020 auf 5 ha und langfristig auf Netto-
Null zu reduzieren. Gleichwohl sorgt der LEP flr eine bedarfsgerechte Flachensiche-
rung fur Wohnen bzw. Gewerbe und Industrie. Dazu ist der Aufbau eines Siedlungs-
flachenmonitorings notwendig, das belastbare Informationen Uber vorhandene Fla-
chenreserven gibt und Entwicklungspotentiale aufzeigt. Durch ein funktionierendes
Monitoring kbnnen aufwandige Prufverfahren verklrzt werden.

- Rohstoffversorgung langfristig sichern
Der LEP macht es der Regionalplanung zur Aufgabe, die Versorgung von Wirtschaft
und Bevolkerung mit mineralischen Rohstoffen fur einen Zeitraum von mindestens
20 Jahren bei Lockergesteinen und 35 Jahren bei Festgesteinen zu sichern. Durch ei-
ne auf ein Monitoring gestltzte Uberwachung wird sichergestellt, dass die planerische
Versorgungssicherheit auch im Zuge des voranschreitenden Abbaus nicht unter 10
Jahre fur Lockergesteine und 25 Jahre fur Festgesteine absinkt. Auf diese Weise wird
ein Ausgleich zwischen den Interessen der Wirtschaft auf der einen Seite und denen
des Freiraumschutzes auf der anderen Seite erreicht und der Leitvorstellung der
nachhaltigen Raumentwicklung Rechnung getragen.

- Klimaschutzziele umsetzen
Die konsequente Nutzung der erneuerbaren Energien stellt eine tragende Saule der
nordrhein-westfalischen Klimaschutzpolitik dar. Energieerzeugung aus erneuerbaren
Quellen macht Nordrhein-Westfalen weniger abhangig von Energieimporten und tragt
mafgeblich zur Reduzierung der Treibbausgasemissionen bei. Die Energieerzeugung
soll daher auf einen stetig steigenden Anteil erneuerbarer Energien umgestellt wer-
den. Dabei spielt die Windenergie eine tragende Rolle, ohne deren Ausbau die nord-
rhein-westfalischen Klimaschutzziele nicht erreicht werden kénnen. Der Anteil der
Windenergie an der Stromversorgung soll daher auf mindestens 15 % bis 2020 aus-
gebaut werden.

Weiterhin stellt der Ausbau der dezentralen, effizienten und klimafreundlichen Kraft-
Warme-Kopplung (KWK) einen wesentlichen Baustein zur Erreichung der Klima-
schutzziele dar. Deutschland plant, bis 2020 bundesweit 25 % des Stroms im Rahmen
von KWK zu erzeugen. Nordrhein-Westfalen will dies durch eine Landesquote von
mehr als 25 % des hier erzeugten Stroms flankieren.

An den klimapolitischen Zielsetzungen des Landes Nordrhein-Westfalen wird deutlich,
dass Klimaschutz ein Belang ist, der bereits auf der Ebene der Landes- und Regional-
planung umfassend zu berucksichtigen ist, um die planerische Voraussetzungen fur
die Energieerzeugung und Energieeffizienz zu schaffen.

- Natur, Landschaft und biologische Vielfalt sichern

Die biologische Vielfalt in Nordrhein-Westfalen ist ein Naturkapital, das auch einen
wichtigen Beitrag zum Wohlergehen der Bevolkerung und zum wirtschaftlichen Wohl-
stand beitragt. Im Einklang mit den internationalen Strategien zum Erhalt der biologi-
schen Vielfalt der UN (Rio 1992) und der EU (Strategie 2020), soll die fortschreitende
Verminderung der biologischen Vielfalt und 6kosystemarer Leistungsfahigkeit aufge-
halten werden. Hierzu sind bereits bei der Landesplanung raumbezogene Festlegun-
gen fur Naturschutz und Landschaftsentwicklung erforderlich. Ca. 15 % der Landes-
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1. Einleitung

flache sind als Kernflachen eines alle Landesteile ubergreifenden Biotopverbundes er-
fasst und im LEP fir den Schutz der Natur festgelegt.

Darin sind auch die durch die Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie und die Vogelschutzricht-
linie geschutzten Gebiete enthalten. In den Verdichtungsraumen werden die sied-
lungsnahen Freiflachen durch Regionale Grunzige geschutzt — darunter auch der
noch weiter auszugestaltende Emscher-Landschaftspark. Der Erhalt und die Entwick-
lung des Freiraums hat einen wesentlichen Einfluss auf die Lebensqualitat sowie die
gesundheitlichen Rahmenbedingungen der Menschen in NRW und gewinnt im Hin-
blick auf die prognostizierte globale Erwarmung an Bedeutung durch die Freihaltung
von Frischluftschneisen und Kaltluftentstehungsgebieten.

- Regionale Vielfalt und Identitat entwickeln
Durch "erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung" soll die Vielfalt der nordrhein-westfa-
lischen Kulturlandschaften und das kulturlandschaftliche Erbe erhalten und als Anker
der regionalen Identitat entwickelt werden. Der Gestaltung unserer raumlichen Umwelt
soll mehr Bedeutung beigemessen werden, damit sie uns Heimat ist und bleibt und wir
sie mit Stolz kunftigen Generationen weitergeben konnen. Zugleich soll damit das im
Wettbewerb um Einwohnerinnen und Einwohner und Unternehmen zunehmend be-
deutsame Wohn- und Arbeitsumfeld verbessert werden.

- Zentrale Orte und Innenstadte starken
Nach 2025 wird die Bevolkerung voraussichtlich in allen Teilrdumen Nordrhein-West-
falens abnehmen, auch dort, wo sie zunachst noch wachst. Dadurch kann es zu Trag-
fahigkeitsproblemen insbesondere bei den Infrastrukturen der Daseinsvorsorge kom-
men. Um dem entgegenzuwirken und die Grundversorgung fur alle Bevolkerungs-
gruppen flachendeckend zu sichern, muss die weitere Siedlungsentwicklung bereits
jetzt auf Standorte konzentriert werden, an denen auch langfristig ein attraktives An-
gebot an offentlichen und privaten Versorgungs- und Dienstleistungseinrichtungen be-
reitgestellt werden kann. Damit werden auch Innenstadte gestarkt, einer dispersen
Siedlungsentwicklung wird entgegengewirkt und die Infrastrukturfolgekosten fur die
Gemeinden lassen sich reduzieren.

- Mobilitat und Erreichbarkeit gewahrleisten
Die Erreichbarkeit insbesondere der Einrichtungen der Daseinsvorsorge spielt ange-
sichts des demographischen Wandels und der Verpflichtungen aus der UN-Behinder-
tenrechtskonvention eine zunehmend gréf3ere Rolle. Zum einen wird sich das Mobili-
tatsverhalten einer alternden Gesellschaft verandern. Zum anderen werden durch den
Bevolkerungsrickgang und die damit einhergehende Konzentration der offentlichen
und privaten Dienstleistungs- und Versorgungsangebote die von den Einzelnen zu
uberwindenden Entfernungen gréflier. Dies macht eine enge Verknlpfung der Sied-
lungen mit einem fur alle Bevolkerungsgruppen nutzbaren Angebot des offentlichen
Personenverkehrs notwendig.

- Wachstum und Innovation fordern
Nordrhein-Westfalen ist ein attraktiver Standort mit hoher Lebens- und Umweltqualitat.
Um die Position des Landes als Wirtschaftsstandort zu festigen und auszubauen sorgt
der LEP fur ein bedarfsgerechtes Angebot an Flachen flir Gewerbe und Industrie. Aus
Sicht der Unternehmen und des Landes geht es dabei nicht um einzelne Gemeinden,
sondern um die Standortqualitat der gesamten Region. Diese Herausforderung kon-
nen die Gemeinden insbesondere durch eine intensivere Kooperation bewaltigen, die
darauf abzielt, die Position ihrer Region im Wettbewerb zu verbessern.
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- Regionale Kooperation verstarken
Metropolfunktionen ausbauen
Kommunal, staatlich und privat Handelnde werden zu mehr regionaler Kooperation
aufgefordert. Eine ressortlibergreifende und vernetzend arbeitende Landesplanung
und -verwaltung unterstutzt sie dabei nachdrucklich. Durch kooperative und arbeitstei-
lige Angebote lassen sich nicht nur Kosten sparen, sondern auch das bestehende ho-
he Versorgungsniveau und dadurch die Lebensqualitat sichern. Diese Faktoren sind
maldgeblich flr die Standortentscheidungen der Wirtschaft und damit das Arbeits-
platzangebot.

AuRerdem muss Nordrhein-Westfalen auf die im In- und Ausland vorangetriebene
"Metropolisierung" und "Regionalisierung" reagieren. Dabei treten benachbarte Stadte
und Raume, die sich historisch, geographisch oder kulturell zusammengehorig fuhlen,
als Regionen mit einem eigenen Profil im nationalen und internationalen Standort-
wettbewerb auf.

Nordrhein-Westfalen wird seine Position als europaische Metropolregion darstellen
und weiter ausbauen, um sich in diesem Wettbewerb als einer der fuhrenden Wirt-
schaftsraume Europas und der Welt zu behaupten.

- Steigerung der Raumqualitat durch Konfliktminimierung und raumlichen Immis-
sionsschutz, Trennungsgrundsatz
Es gehort zu den zentralen Aufgaben der Raumordnung, unterschiedliche raumliche
Nutzungen und Funktionen einander so zuzuordnen und zu entwickeln, dass gegen-
seitige Beeintrachtigungen weitest moglich vermieden oder minimiert werden und
uberlagernde Nutzungen und Funktionen miteinander vertraglich sind. Dies schlief3t
auch ein, dass raumbedeutsame Malinahmen so geplant werden, dass Immissions-
belastungen unter Beachtung des Standes der Technik so niedrig wie mdglich blei-
ben, bzw. dass madgliche Belastungen durch Immissionen auch durch vorsorgende
raumliche Trennung und durch hinreichende Abstande vermieden werden.

Die Festlegungen des LEP sind darauf ausgerichtet, Anspriiche an den Raum auszu-
gleichen. Die weitere Konfliktminimierung muss bei der konkretisierenden Umsetzung
in nachgeordneten Planungen erfolgen.
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2. Raumliche Struktur des Landes

Ziele und Grundsatze

2-1 Ziel Zentralortliche Gliederung
Die raumliche Entwicklung im Landesgebiet ist auf das bestehende, funktional ge-
gliederte System Zentraler Orte” auszurichten.

2-2 Grundsatz Daseinsvorsorge

Zur Sicherung gleichwertiger Lebensverhaltnisse in allen Teilen des Landes sind
Erreichbarkeiten und Qualitaten von Einrichtungen der Daseinsvorsorge unter Be-
ricksichtigung der Bevolkerungsentwicklung, der Sicherung wirtschaftlicher Ent-
wicklungschancen und guter Umweltbedingungen auf das funktional gegliederte
System Zentraler Orte™ auszurichten.

2-3 Ziel Siedlungsraum und Freiraum

Als Grundlage fiir eine nachhaltige, umweltgerechte und den siedlungsstrukturell-
en Erfordernissen Rechnung tragende Entwicklung der Raumnutzung ist das Land
in Gebiete zu unterteilen, die vorrangig Siedlungsfunktionen (Siedlungsraum) oder
vorrangig Freiraumfunktionen (Freiraum) erfillen oder erfiillen werden.

Die Siedlungsentwicklung der Gemeinden volizieht sich innerhalb der regionalpla-
nerisch festgelegten Siedlungsbereiche.

Im regionalplanerisch festgelegten Freiraum gelegene Ortsteile sind in ihrer stad-
tebaulichen Entwicklung unter besonderer Berucksichtigung der Erfordernisse der
Landschaftsentwicklung und des Erhalts der landwirtschaftlichen Nutzflache vor
allem auf den Bedarf der ansassigen Bevolkerung auszurichten.

Erlauterungen
Zu 2-1 Zentralértliche Gliederung

Das dreistufige System der Zentralen Orte bietet in Nordrhein-Westfalen auch weiterhin
Orientierung fur eine effiziente raumliche Bundelung von o6ffentlichen und privaten Dienst-
leistungs- und Versorgungseinrichtungen. Die bereits 1979 mit dem damaligen Landes-
entwicklungsplan I/l festgelegte und 1995 in den LEP NRW dbernommene zentralortliche
Gliederung des Landes soll unverandert fortgelten. Sie ist Ergebnis historischer Prozesse
und zugleich Grundlage fur die weitere raumliche Entwicklung.

Seit der kommunalen Neugliederung Nordrhein-Westfalens in den 1970er Jahren sind
alle 396 Gemeinden Zentrale Orte. Die vorgenommene Einstufung in Ober-, Mittel- und
Grundzentren bleibt fir den Planungszeitraum des LEP unverandert (vgl. Abb. 1 und An-
hang 1 sowie Markierung mit den Stadte- und Gemeindenamen in den zeichnerischen
Festlegungen).

* (s. zeichnerische Darstellung des LEP und Anhang 1 "Zentrale Orte in Nordrhein-Westfalen")
* (s. zeichnerische Darstellung des LEP und Anhang 1 "Zentrale Orte in Nordrhein-Westfalen")
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2. Raumliche Struktur des Landes

Die abschlieende Festlegung der Zentralen Orte im LEP sichert in allen Teilen des Lan-
des ein ausgeglichenes und gestuftes Netz an Ober-, Mittel- und Grundzentren. Die Zent-
ralen Orte werden durch leistungsfahige Verkehrs- und Kommunikationsnetze miteinan-
der verbunden. Dieses raumstrukturelle Netz bietet den 6ffentlichen und privaten Tragern
der Daseinsvorsorge sowie der Bevolkerung und der Wirtschaft verlassliche Rahmenbe-
dingungen fur ihre Standort- und Investitionsentscheidungen.

In der Laufzeit des vorliegenden LEP soll diese gewachsene Struktur des Landes trotz
des insgesamt prognostizierten Bevdlkerungsrickgangs nach Moéglichkeit erhalten wer-
den. Zukunftig kann es jedoch in einigen Zentralen Orten Nordrhein-Westfalens zu Trag-
fahigkeitsproblemen kommen und insbesondere der Fortbestand einiger Mittelzentren in
Frage gestellt werden. Die zentralortliche Bedeutung der Stadte und Gemeinden und die
daran anknupfenden Steuerungsmaoglichkeiten flr die Sicherung der Daseinsvorsorge
sollen daher noch in der Laufzeit des vorliegenden LEP Uberpruft werden.

Unter dem Einfluss des demografischen Wandels steht die Landesplanung vor neuen
Herausforderungen: Nach Jahrzehnten der Expansion steht sie nun in vielen Bereichen
vor der Aufgabe, den quantitativen Ruckbau und den qualitativen Umbau konstruktiv zu
planen und zu gestalten.

Zu 2-2 Daseinsvorsorge

Anzustreben ist eine dauerhafte, grollraumig ausgewogene Ordnung mit gleichwertigen
Lebensverhaltnissen in den TeilrdAumen des Landes. Nordrhein-Westfalen verfugt in allen
Teilen des Landes Uber ein vielfaltiges, hochwertiges und leistungsfahiges Angebot an
offentlichen und privaten Dienstleistungs- und Versorgungseinrichtungen. Die Uber das
Land verteilten Zentralen Orte ermoéglichen es, in angemessener Zeit die unterschied-
lichen zentralortlichen Einrichtungen zu erreichen.

In Nordrhein-Westfalen hat jede Gemeinde mindestens den Status eines Grundzentrums
und gewahrleistet ihren Einwohnerinnen und Einwohnern eine Grundversorgung mit Gu-
tern des taglichen Bedarfs. Fur die hoherwertige Versorgung ist von jedem Standort mit
privaten und offentlichen Verkehrsmitteln in zumutbaren Zeitraumen ein Mittel- und Ober-
zentrum erreichbar. Zur Sicherung dieser Erreichbarkeit, aber auch zur Gewahrleistung
der Mobilitat eines zunehmenden Anteils der Bevolkerung mit Einschrankungen, ist die
Qualitat der offentlichen verkehrlichen Anbindung zu erhalten und zu verbessern (s. auch
Kap. 8.1).

Unter den sich verandernden demographischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen gilt es, das erreichte Niveau auch in Zukunft zu erhalten und nach Maoglichkeit zu op-
timieren. Dieses Ziel wird insbesondere in Regionen mit einer stark alternden Bevdlke-
rung und in duinner besiedelten Raumen mit Bevolkerungsruckgang nur erreichbar sein,
wenn das oOffentliche und private Angebot an Dienstleistungs- und Versorgungseinrich-
tungen raumlich konzentriert wird. Dazu bedarf es angepasster Strategien, vor allem um
die Zuganglichkeit und Erreichbarkeit von Einrichtungen und Angeboten der Grundver-
sorgung fur alle Bevolkerungsgruppen sicherzustellen. Dabei sollen auch die Belange von
Familien mit Kindern berucksichtigt werden.
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Gleichwertige Lebensverhaltnisse zeigen sich insbesondere beim Zugang zu privaten und
offentlichen Dienstleistungs- und Versorgungseinrichtungen. Dies setzt ein entsprechen-
des Angebot an 6ffentlichen und privaten Einrichtungen der Bildung und Kultur, der sozi-
alen, medizinischen und pflegerischen Betreuung, der Erholung, des Sports und der Frei-
zeit, der Verwaltung und der Versorgung voraus. Dabei soll sichergestellt werden, dass
sozialer Segregation und Ausgrenzung entgegengewirkt werden.

Bildungs- und Betreuungseinrichtungen sollen in ihrer fachlichen Gliederung und raumli-
chen Verteilung so ausgebaut und angepasst werden, dass in allen Teilen des Landes
vielfaltige und zentraldrtlich angemessene Moglichkeiten der vorschulischen Betreuung,
der schulischen Bildung und Erziehung und der Aus-, Fort- und Weiterbildung in zumut-
barer Erreichbarkeit durch offentliche Verkehrsmittel bestehen. Dabei ist unter Beruck-
sichtigung der abnehmenden Gesamtzahl der Schulerinnen und Schiler, der Anforderun-
gen der UN-Behindertenrechtskonvention an die Schule und des veranderten Schulwahl-
verhaltens der Eltern fir ein gleichmaRiges und alle Schulformen und Schularten umfas-
sendes Bildungs- und Abschlussangebot Sorge zu tragen. Neben dem anzustrebenden
Abbau regionaler und sozialer Unterschiede in den Bildungschancen ist auch der durch
die Entwicklung der Wirtschafts- und Sozialstruktur bedingte wachsende Bedarf an Ein-
richtungen fur die Weiterbildung und die aufl3erschulische Jugendbildung, fur die beruf-
liche Aus- und Fortbildung sowie die Umschulung zu berucksichtigten.

Einrichtungen des Gesundheitswesens sollen so ausgebaut und in ihrem Bestand gesi-
chert werden, dass in allen Kommunen eine wohnortnahe und barrierefreie Grundversor-
gung gesichert ist. Hoherwertige und spezialisierte medizinische Einrichtungen, insbe-
sondere die stationare Krankenhausversorgung, sollen nach Aufgaben und Einzugsberei-
chen im Einklang mit dem System der Zentralen Orte abgestuft und untereinander ver-
netzt werden.

Um die regionalen Anpassungsprozesse bei den 6ffentlichen und privaten Infrastrukturen
in wachsenden, stagnierenden und schrumpfenden Gemeinden bewaltigen zu konnen,
bedarf es eines verstarkten Zusammenwirkens offentlicher und privater Akteurinnen und
Akteure sowie einer engeren Zusammenarbeit der infrastrukturellen Einrichtungen.

Zu 2-3 Siedlungsraum und Freiraum

Grundlegende Entscheidungen bezuglich der nachhaltigen Raumentwicklung erfolgen mit
der raumordnerischen Aufteilung des Raumes in "Siedlungsraum" und "Freiraum". Dabei
ist die gewachsene Raumstruktur mit den Unterschieden von Verdichtungsgebieten und
uberwiegend landlich strukturierten Gebieten zugrunde zu legen.

Die mit der nachhaltigen Raumentwicklung verbundene Umweltvorsorge und Sicherung
von Ressourcen verlangt im dicht besiedelten und stark industrialisierten Nordrhein-
Westfalen gleichermal3en einen verantwortungsbewussten Umgang mit dem Siedlungs-
raum und dem Freiraum. Angesichts der Siedlungsdynamik, die erst in den letzten Jahren
eine Abschwachung erfahren hat, bleibt die Sicherung unverbauten und unversiegelten
Raumes als Voraussetzung fur die Erhaltung und Regeneration der naturlichen Lebens-
grundlagen eine zentrale raumplanerische Aufgabe. Die Schaffung und Sicherstellung
gesunder Umweltbedingungen ist ebenfalls eine Voraussetzung der Gleichwertigkeit der
Lebensverhaltnisse.
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Die Siedlungsentwicklung der Gemeinden hat sich innerhalb des Siedlungsraumes be-
darfsgerecht, nachhaltig und umweltvertraglich zu vollziehen. Der Freiraum ist grundsatz-
lich zu erhalten und seiner 6kologischen, sozialen und wirtschaftlichen Bedeutung ent-
sprechend zu sichern und funktionsgerecht zu entwickeln. Den textlichen Festsetzungen
des LEP zur Weiterentwicklung von Siedlungsraum und Freiraum liegt die landesweit vor-
liegende regionalplanerische Abgrenzung von Siedlungsraum und Freiraum zugrunde.
Deren Fortschreibung oder einzelfallbezogene Anderung — unter Beachtung relevanter
Festlegungen des LEP — ist wiederum Aufgabe der Regionalplanung.

Eine homogene Verteilung und Durchmischung von Siedlungs- und Freiraumnutzungen
ist mit einer nachhaltigen Raumentwicklung unvereinbar. Bei der hohen Bevdlkerungs-
dichte in Nordrhein-Westfalen wirde dies zu einer starken Zersiedelung der Landschaft
fuhren, die weder den sozialen und wirtschaftlichen Anforderungen an den Raum gerecht
wurde noch seine Okologischen Funktionen gewahrleisten konnte.
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3. Erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung

Ziele und Grundsatze

3-1 Ziel 32 Kulturlandschaften *

Die Vielfalt der Kulturlandschaften und des raumbedeutsamen kulturellen Erbes ist
im besiedelten und unbesiedelten Raum zu erhalten und im Zusammenhang mit
anderen raumlichen Nutzungen und raumbedeutsamen MaBRnahmen zu gestalten.
Dabei ist die in Abbildung 2 dargestellte Gliederung des Landes in 32 historisch
gewachsene Kulturlandschaften zu Grunde zu legen.

In den Regionalplanen sind fir die Kulturlandschaften jeweils kulturlandschaftliche
Leitbilder zur Erhaltung und Entwicklung ihrer pragenden Merkmale festzulegen.

3-2 Grundsatz Bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche

Die in Abbildung 2 gekennzeichneten 29 "landesbedeutsamen Kulturlandschafts-
bereiche" sollen unter Wahrung ihres besonderen kulturlandschaftlichen Wertes
entwickelt werden.

lhre wertgebenden Elemente und Strukturen sollen als Zeugnisse des nordrhein-
westfalischen landschafts- und baukulturellen Erbes erhalten werden. lhre landes-
bedeutsamen archaologischen Denkmaler und Fundbereiche sollen gesichert oder
vor notwendigen Eingriffen erkundet und dokumentiert werden.

In der Regionalplanung sollen ergéanzend weitere "bedeutsame Kulturlandschafts-
bereiche" mit ihren wertgebenden Elementen und Strukturen berucksichtigt wer-
den.

3-3 Grundsatz Historische Stadtkerne, Denkméler und andere kulturland-
schaftlich wertvolle Gegebenheiten

Bei der weiteren Siedlungsentwicklung sollen Struktur und Erscheinungsbild histo-
rischer Stadt- und Ortskerne gewahrt werden.

Denkmaler und Denkmalbereiche einschlieBlich ihrer Umgebung und der kultur-
landschaftlichen Raumbeziige sowie kulturhistorisch bedeutsame Landschafts-
teile, Landschaftselemente, Orts- und Landschaftsbilder sollen bei raumbedeutsa-
men Planungen und MaBnahmen im Sinne der erhaltenden Kulturlandschaftsent-
wicklung beriicksichtigt werden. Dabei sollen angemessene Nutzungen ermoglicht
werden.

3-4 Grundsatz Neu zu gestaltende Landschaftsbereiche

In beeintrachtigten Landschaftsbereichen, die in groBem Umfang umgenutzt oder
saniert werden, sollen Moglichkeiten zur Gestaltung hochwertiger, neuer Kultur-
landschaftsbereiche genutzt werden. Dabei sollen Zeugnisse der friiheren Nutzung
sichtbar bleiben.

* Die hier bezeichneten Kulturlandschaften und bedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche unterscheiden sich wesentlich von den im
LEP von 1995 (B.11.2.26) angesprochenen "wertvollen Kulturlandschaften". Letztere basierten auf dem Fachkonzept Natur 2000 und
haben Schwerpunkte des Biotopverbundes abgebildet.
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3. Erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung

Erlauterungen
Zu 3-1 32 Kulturlandschaften

Im Verstandnis der Raumordnung umfassen Kulturlandschaften sowohl den Siedlungs-
als auch den Freiraum. Sie sind das Ergebnis der Wechselwirkung zwischen naturrdum-
lichen Gegebenheiten und menschlicher Nutzung und Gestaltung im Lauf der Geschichte.
Die "gewachsene Kulturlandschaft" ist insofern nicht statisch; einerseits ist sie dauernden
Veranderungen unterworfen — andererseits ist in ihr ein bedeutendes kulturelles Erbe
aufgehoben, das es zu bewahren gilt.

Unterschiedliche naturraumliche Gegebenheiten (Boden, Relief, Klima) und regional un-
terschiedliche geschichtliche und kulturelle Entwicklungen haben in Nordrhein-Westfalen
zu einer beachtlichen Vielfalt von Kulturlandschaften gefuhrt. Charakterbestimmende
Merkmale, z. B. in der Landnutzung und -bewirtschaftung, der Bauweise und der Sied-
lungsstruktur sowie der Entwicklung von Gewerbe und Industrie erlauben es, unter-
schiedliche Kulturlandschaften zu typisieren und regional abzugrenzen.

Die kulturlandschaftliche Vielfalt mit ihrem raumbedeutsamen kulturellen Erbe ist ein
wichtiger Faktor fur die Lebensqualitat der ortsansassigen Bevolkerung und ein bedeu-
tendes Potential fur die Regionalentwicklung und den Wettbewerb der Regionen. Unter
den globalen Nivellierungstendenzen bei Stadtebau, Architektur und Lebensstil, sind die
gewachsenen individuellen Kulturlandschaften wichtig flr die Verankerung der regionalen
Identitat und die Verbundenheit mit der Heimat. |hr Charakter bestimmt die Attraktivitat
der Umwelt als Wohn-, Arbeits- und Erholungsraum. Insofern sind markante Kulturland-
schaften auch ein herausragender Standortfaktor fur die wirtschaftliche Entwicklung und
den Tourismus.

Im dicht besiedelten Nordrhein-Westfalen mit seinem dementsprechend starken Verande-
rungsdruck muss der bewussten Kulturlandschaftsentwicklung und der Erhaltung land-
schaftlicher Zeugnisse der Kulturgeschichte bei heutigen und kinftigen Ansprichen an
den Raum besondere Aufmerksamkeit zukommen. Dabei geht es nicht nur um die Siche-
rung raumbedeutsamer schutzwurdiger Kulturglter und ihrer Umgebung. Es geht viel-
mehr um einen querschnittorientierten und ganzheitlichen Betrachtungsansatz auf allen
Planungsebenen, der vor allem die identitatsstiftenden und imagebildenden Eigenarten
der Kulturlandschaften im regionalen Zusammenhang sieht.

Die vielfaltigen gewachsenen Kulturlandschaften sollen in ihren pragenden Merkmalen
sowie mit ihren Kultur- und Naturdenkmalern erhalten bleiben. Die Herausforderung be-
steht aber auch darin, Landschaften behutsam weiter zu entwickeln und bei der Planung
bzw. Anderung rdumlicher Nutzungen und Funktionen die damit verbundene Gestaltung
der Kulturlandschaft bewusst einzubeziehen und die Qualitat, Eigenart und Schonheit der
Kulturlandschaft zu steigern. Bei diesem Bemuhen missen auch neue Nutzungsanforde-
rungen an den Raum berucksichtigt werden. Sofern entsprechende Potentiale gegeben
sind, muss beispielsweise auch die Errichtung von Windenergieanlagen, die Gewinnung
von Rohstoffen oder die Umnutzung nicht mehr bendtigter Gebaude oder Siedlungsfla-
chen in die Kulturlandschaftsentwicklung integriert werden. Es ist Aufgabe weiterer Pla-
nungen, dies so zu ordnen, dass dabei der Charakter der Kulturlandschaft grundsatzlich
erhalten bleibt. Die erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung betrifft dabei landliche Rau-
me ebenso wie die stadtisch oder industriell-gewerblich gepragten.
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3. Erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung

Der LEP greift auf seiner Ebene und mit seinen Mitteln entsprechende Optionen des Eu-
ropaischen Raumentwicklungskonzeptes sowie mehrere internationale Ubereinkommen
auf, welche die Erhaltung der landschaftskulturellen Vielfalt im Lebensumfeld des Men-
schen und die Bewahrung des kulturellen Erbes im landschaftlichen Zusammenhang als
europaisches Anliegen und als Aufgabe der Weltgemeinschaft ansehen.

Die erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung soll dabei Entwicklungspotentiale nutzen,
die sich durch die kulturhistorische und asthetisch-gestalterische Dimension der Kultur-
landschaften flachendeckend im Lebensumfeld der Burgerinnen und Blrger und fur die
Identitat des Landes sowie seiner Teilrdume ergeben.

Eine nachhaltige Sicherung und Pflege von charakterbestimmenden und historisch be-
deutsamen Merkmalen im besiedelten und unbesiedelten Raum der nordrhein-westfali-
schen Kulturlandschaften erfordert weder neue fachgesetzliche Gebietskategorien noch
neue Planungsdisziplinen oder Verwaltungseinheiten. Dem interdisziplinaren Charakter
der erhaltenden Kulturlandschaftsentwicklung entsprechend, sollen bei dieser tUbergrei-
fenden Aufgabe die vorhandenen Planungs- und Sicherungsinstrumente der raumwirk-
samen Planungen bzw. der Trager raumwirksamer MaRnahmen zum Einsatz kommen.
Bedeutende Umsetzungsmoglichkeiten bestehen vor allem in der Regional-, Bauleit- und
Landschaftsplanung.

Die erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung zielt einerseits passiv auf die Berlcksich-
tigung von Schutzgutern, Zusammenhangen und Zusammengehorigkeiten bei konkurrie-
renden raumstrukturellen MaRnahmen. Andererseits zielt sie aktiv auf die Sicherung und
Weiterentwicklung des vielfaltigen landschaftskulturellen Erbes im Kontext der wirtschaft-
lichen Entwicklung.

Die Landschaftsverbande Westfalen-Lippe und Rheinland haben die kulturlandschaftliche
Vielfalt des Landes analysiert und fur die Landesplanung eine flachendeckende Gliede-
rung des Landes in 32 Kulturlandschaften vorgenommen.

Der LEP greift die fachlich ausgegliederten Kulturlandschaften auf (s. Abb. 2) und macht
es der Regionalplanung zur Aufgabe, Leitbilder zur Entwicklung dieser Kulturlandschaften
festzulegen. Die konkrete Benennung von charakterbestimmenden und wertgebenden
Merkmalen, die in den Kulturlandschaften erhalten und entwickelt werden sollen, ist somit
in die regionale Verantwortung gestellt und kann im Sinne der regionalen ldentitat ges-
taltet werden.

Zu 3-2 Bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche

Unter Auswertung des kulturlandschaftlichen Inventars, einschlie3lich des Denkmaler-
bestandes sowie archaologischer Funde und Befunde, sind innerhalb der groRraumig
ausgegliederten Kulturlandschaften enger begrenzte "bedeutsame Kulturlandschaftsbe-
reiche" ermittelt worden, die fur die Kulturlandschaftsentwicklung in Nordrhein-Westfalen
und fur die AuRendarstellung des Landes von herausgehobener Bedeutung sind.

Die in Anhang 2 angegebenen wertgebenden Elemente und Strukturen dieser 29 "lan-
desbedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche" sollen bei regionalplanerischen Festlegun-
gen und anderen nachgeordneten Planungen besonders bertcksichtigt und aufgegriffen
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3. Erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung

werden. Sie sollen in den regionalplanerischen Leitbildern zur Erhaltung und Entwicklung
der Kulturlandschaften durch entsprechende textliche Darstellungen gesichert werden.
Soweit erforderlich, kdbnnen einzelne flachige Kulturlandschaftselemente in den Regional-
planen zeichnerisch mit einer entsprechenden Zweckbindung gesichert werden.

Die in die landesbedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche einbezogenen archaologischen
Fundbereiche sollen moglichst gesichert und in Wert gesetzt werden. Bei vorrangigen
konkurrierenden Raumansprichen ist vor deren Realisierung eine hinreichende Erkun-
dung und Dokumentation vorzunehmen.

Die Realisierung von Nutzungsanforderungen, z. B. die Errichtung von Windenergieanla-
gen, muss in landesbedeutsamen Kulturlandschaftsbereichen im Einzelfall im Hinblick auf
deren wertgebenden Elemente und Strukturen beurteilt werden.

Neben den landesbedeutsamen Kulturlandschaftsbereichen sind von den Landschafts-
verbanden in den gutachterlichen Empfehlungen fir die Landesplanung weitere "bedeut-
same Kulturlandschaftsbereiche" als raumliches Ruckgrat der nordrhein-westfalischen
Kulturlandschaftsentwicklung herausgearbeitet worden.

Diese "bedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche" sollen bei der erhaltenden Kulturland-
schaftsentwicklung auf regionaler Ebene unter Einbeziehung fortschreitender Fachkennt-
nisse sachlich und raumlich konkretisiert und erganzt werden. Ihre wertgebenden Ele-
mente und Strukturen sollen einschlieRlich schutzwurdiger Boden, die Zeugnis bestimm-
ter historischer Bewirtschaftungsformen sind, bei der Abwagung mit konkurrierenden
Raumanspruchen angemessen berucksichtigt werden. Sie konnen in die regionalplane-
rischen Leitbilder zur Erhaltung und Entwicklung der Kulturlandschaften entsprechend
aufgenommen werden.

Zu 3-3 Historische Stadtkerne, Denkméler und andere kulturlandschaftlich
wertvolle Gegebenheiten

Kulturhistorisch bedeutsame Landschaftsteile, -strukturen und -elemente sowie Orts- und
Landschaftsbilder mit ihnren Kultur- und Naturdenkmalern besitzen vielfach ungenutzte
identitatsstiftende und imagebildende Potentiale. Dies gilt auch fur Sichtbeziehungen und
Sichtraume. Es gilt, diese Potentiale zu erkennen, die Bedeutung von wertgebenden Kul-
turlandschaftselementen sowie Raum- und Sichtbezligen bewusst zu machen und ihre
Wahrnehmbarkeit zu verbessern.

Diese Wertmerkmale und Entwicklungschancen sollen bei raumwirksamen Entscheidun-
gen — auch in der Regionalplanung und in strategischen Umweltprifungen — bertcksich-
tigt werden. Neben dieser passiven Berucksichtigung geht es auch um die Entwicklung
und Nutzung bedeutender Standortfaktoren und Alleinstellungsmerkmale. Mallnahmen
hierzu sollen im Rahmen der Regionalentwicklung und auf ortlicher Ebene geplant und
umgesetzt werden.

Denkmaler und Ortsbilder kdnnen auf Dauer nur durch eine adaquate Nutzung erhalten
werden; hierzu sind z.T. Kompromisse zwischen konservierendem Schutz und zukunf-

tigen Nutzungsansprtichen notwendig. Dabei soll angemessen auf die besonderen Be-
durfnisse der Barrierefreiheit geachtet werden.
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3. Erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung

Zu 3-4 Neu zu gestaltende Landschaftsbereiche

Neben der Erhaltung des kulturlandschaftlichen Erbes zielt die erhaltende Kulturland-
schaftsgestaltung auch auf eine qualitativ hochwertige Gestaltung der Landschaft nach
unseren heutigen Vorstellungen. Eine Neugestaltung der Landschaft ist vor allem dort
moglich, wo in grolem Umfang die bisherige Nutzung aufgegeben oder geandert wird. In
solchen Bereichen ist dabei oft die Sanierung von Schaden erforderlich. Neben der Ver-
wirklichung zeitgemalier Gestaltungskonzepte kann auch die Entwicklung naturnaher Be-
reiche ("Paradiese aus zweiter Hand") verfolgt werden. Der Grundsatz zielt insbesondere
auf Gestaltungs- und Entwicklungsfragen in Folge von Bergbautatigkeit, groRraumigen
Auskiesungen und grof3stadtischen Schrumpfungsprozessen. Einzelne Zeugnisse dieser
bisherigen Nutzungen sollen erhalten werden.
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4. Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel

Ziele und Grundsatze

4-1 Grundsatz Klimaschutz

Die Raumentwicklung soll zum Ressourcenschutz, zur effizienten Nutzung von
Ressourcen und Energie, zur Energieeinsparung und zum Ausbau der erneuerba-
ren Energien beitragen, um den AusstoR von Treibhausgasen soweit wie moglich
zu reduzieren.

Dem dienen insbesondere

- die raumplanerische Vorsorge fir eine klimavertragliche Energieversorgung,
insbesondere fur Standorte zur Nutzung und Speicherung erneuerbarer Ener-
gien sowie fir Trassen fiir zusatzliche Energieleitungen;

- die Nutzung der Potentiale der Kraft-Warme-Kopplung und der industriellen Ab-
warme;

- eine energiesparende Siedlungs- und Verkehrsentwicklung im Sinne einer Ver-
minderung der Siedlungsflachenentwicklung und einer verkehrsreduzierenden
Abstimmung von Siedlungsentwicklung und Verkehrsinfrastruktur;

- die Sicherung und Vermehrung sowie nachhaltige Bewirtschaftung von Waldern
und die Sicherung von weiteren CO,-Senken wie z. B. Mooren und Griinland.

4-2 Grundsatz Anpassung an den Klimawandel (Klimaanpassung)

Bei der Entwicklung des Raumes sollen vorsorgend die zu erwartenden Klimaan-

derungen und deren Auswirkungen berlicksichtigt werden.

Hierzu sollen beitragen

- die Sicherung und Riickgewinnung von Uberschwemmungsbereichen,

- die Risikovorsorge in potentiellen Uberflutungsbereichen,

- die Milderung von Hitzefolgen in Siedlungsbereichen durch Erhaltung von Kalt-
luftbahnen sowie innerstadtischen Griinflachen, Waldern und Wasserflachen,

- die langfristige Sicherung von Wasserressourcen,

- die Berucksichtigung sich andernder Bedingungen fiir Erholung, Sport, Freizeit
und Tourismus sowie

- die Sicherung eines Biotopverbundsystems als Voraussetzung fiir die Erhaltung
der Artenvielfalt bei sich raumlich verschiebenden Verbreitungsgebieten von
klimasensiblen Pflanzen- und Tierarten.

4-3 Ziel Klimaschutzplan

Die Raumordnungsplane setzen diejenigen Festlegungen des Klimaschutzplans
NRW um, die gemaR § 6 Abs. 6 Klimaschutzgesetz NRW fiir verbindlich erklart wor-
den sind, soweit sie durch Ziele oder Grundsatze der Raumordnung gesichert wer-
den konnen.

4-4 Grundsatz Klimaschutzkonzepte
Vorliegende regionale und kommunale Klimaschutzkonzepte sind in der Regional-
planung zu berucksichtigen.
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Erlauterungen
Zu 4-1 Klimaschutz

Der Klimawandel hat seine wesentliche Ursache im Ausstol} von Treibhausgasen als
Konsequenz technisch-6konomisch-gesellschaftlicher Entwicklungen und damit verbun-
dener Lebensstile. Klimaschutz heil3t daher auch, gesellschaftliche Rahmenbedingungen
und individuelle Lebensweisen zu verandern: in der Mobilitat und Energienutzung, im
Bauen und Wohnen, im Konsum und in der Erndhrung.

Die Raumordnung kann zum Klimaschutz beitragen, indem sie an den raumlichen Vor-
aussetzungen der Energienutzungskette von der Erzeugung uber den Transport bis hin
zum Endverbrauch ansetzt. Um die nordrhein-westfalischen Klimaschutzziele zu errei-
chen, wird langfristig eine Umstellung der Energieversorgung auf erneuerbare Energie-
trager angestrebt. Energieerzeugung aus erneuerbaren Quellen verringert die Abhangig-
keit Nordrhein-Westfalens von Import-Energierohstoffen und tragt mafgeblich zur Redu-
zierung der Treibhausgasemissionen bei. Raumordnerisch erfordert dies vor allem die
Sicherung von Standorten fur die Energieerzeugung aus erneuerbaren Energietragern,
wie z. B. Wind, Biomasse, Sonne, Geothermie, Wasser. Durch die Umstellung der Ener-
gieversorgung auf erneuerbare Energien kommt es zunehmend zu einer fluktuierenden
Stromerzeugung. Daher bedarf es der raumordnerischen Vorsorge flr die Speicherung
erneuerbarer Energien. Die mit der Nutzung erneuerbarer Energien einhergehende De-
zentralisierung der Energieversorgung bedingt zudem den Ausbau des Energienetzes.
Dafur sind Trassen fur zusatzliche Energieleitungen zu sichern. Die raumplanerische
Vorsorge fur Standorte und Trassen erfolgt in Abwagung mit anderen Ansprichen an den
Raum (s.a. Kap. 10 Energieversorgung und 8.2 Transport in Leitungen). Weiterhin stellt
der Ausbau der dezentralen, effizienten und klimafreundlichen Kraft-Warme-Kopplung
und der Nutzung industrieller Abwarme einen wesentlichen Baustein zur Erreichung der
Klimaschutzziele dar.

Weitere Beitrage der Raumordnung zum Klimaschutz sind die konsequente planerische
Unterstutzung einer dem Leitbild der dezentralen Konzentration entsprechenden energie-
sparenden und verkehrsvermeidenden Siedlungs- und Verkehrsflachenentwicklung (vgl.
Kap. 6.1 Festlegungen fur den gesamten Siedlungsraum und 7.1 Freiraumsicherung und
Bodenschutz) sowie die Erhaltung von Mooren und die Erhaltung und Vermehrung von
Waldern und anderen Okosystemen, die sich neben ihrer Bedeutung fiir Natur, Land-
schaft und Erholung als CO,-Senken auszeichnen (s.a. Kap. 7.2 Natur und Landschaft
und 7.3 Wald und Forstwirtschaft).

Zu 4-2 Anpassung an den Klimawandel (Klimaanpassung)

Trotz der Anstrengungen zum Klimaschutz gehen Prognosen fur Nordrhein-Westfalen
von einer langfristigen Erhohung der Durchschnittstemperatur, steigenden Niederschla-
gen in den Wintermonaten und einer Zunahme von Extremwetterereignissen aus. Daher
ist eine rechtzeitige Anpassung an die Auswirkungen der Klimaanderungen notwendig,
etwa bei Architektur, Bautechnik und Siedlungsentwasserung sowie den land- und forst-
wirtschaftlichen Anbaumethoden und der Nutzpflanzen- bzw. Baumartenwahl.
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Raumplanerische Erfordernisse sind insbesondere

— die Freihaltung und Riickgewinnung von Uberschwemmungsbereichen zum schad-
losen Abfluss von Hochwassern (s.a. Kap. 7.4 Wasser) sowie

— die Sicherung der ausgleichenden Funktion des Freiraumes fur angrenzende stadti-
sche Siedlungsraume Uber regionale Grunzuge und andere Frischluftkorridore,

— die Sicherung innerstadtischer Grun-, Wasser- und Waldflachen (s.a. Kap. 6.1 Fest-
legungen fur den gesamten Siedlungsraum),

— die Sicherung und Entwicklung eines umfassenden Biotopverbundsystems, das Aus-
weich- und Wanderungsbewegungen fur Arten ermaoglicht, welche vom Klimawandel
negativ beeinflusst werden (s.a. Kap. 7.2 Natur und Landschaft).

Zu 4-3 Klimaschutzplan

Der durch menschliche Aktivitaten verursachte Klimawandel bedroht die naturlichen Le-
bensgrundlagen weltweit und zieht erhebliche volkswirtschaftliche Kosten nach sich —
auch in Nordrhein-Westfalen. Extremwetterereignisse wie Hitzewellen, Starkniederschla-
ge und Hochwasser sind zunehmend auch in Nordrhein-Westfalen zu beobachten.

Wissenschaftlichen Erkenntnissen zufolge hat eine Erwarmung der Erdoberflachentem-
peratur um mehr als 2 °C gegenuber vorindustriellem Niveau unumkehrbare und unbe-
herrschbare Folgen fur Mensch und Umwelt. Um diese Gefahr abzuwenden gilt es vor
allem, die Treibhausgasemissionen zu reduzieren.

Die Landesregierung hat sich deshalb das Ziel gesetzt, dass die Gesamtsumme der in
Nordrhein-Westfalen emittierten Treibhausgase bis 2020 um mindestens 25 % und bis
2050 um mindestens 80 % gegenuber 1990 reduziert werden soll.

Die MalRnahmen zur Erreichung der landesweiten Klimaschutzziele sowie zur Begren-
zung der negativen Auswirkungen des Klimawandels werden aufbauend auf dem Klima-
schutzgesetz NRW in einem Klimaschutzplan festgelegt. Soweit erforderlich enthalt der
Klimaschutzplan auch Hinweise fur die regionalen Plangebiete, wie z. B. die Sicherung
von Standorten fur die Gewinnung und Speicherung erneuerbarer Energien und energie-
sparende Siedlungs- und Verkehrsentwicklungen im Sinne einer Minimierung der Sied-
lungsflachenentwicklung und einer verkehrsminimierenden Abstimmung von Siedlungs-
entwicklung und Verkehrsinfrastruktur.

Die im Klimaschutzplan dargelegten Erfordernisse zur Erreichung der Klimaschutzziele
mussen auch in den Raumordnungsplanen zum Tragen kommen.

Abgesehen von seinen eigenen landesplanerischen Vorgaben zum Klimaschutz und zur
Anpassung an zu erwartende Auswirkungen des Klimawandels, greift der LEP eine Ver-
fahrensvorschrift des Landesplanungsgesetzes auf und verlangt, dass verbindliche Vor-
gaben des Klimaschutzplans entsprechend § 8 Abs. 6 ROG in der Raumordnungspla-
nung umgesetzt werden. Die raumordnerische Umsetzung von Festlegungen des Klima-
schutzplans ist mdglich, wenn ein Raumbezug gegeben ist. Sie erfolgt wenn mdglich tber
Ziele, sonst Uber Grundsatze der Raumordnung. Die im Raumordnungsgesetz vorgese-
hene umfassende Abwagung aller Belange bei der Aufstellung der Raumordnungsplane
bleibt dabei erhalten.
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Diese entfalten die nach § 4 ROG festgelegte Bindungswirkung fur nachgeordnete Pla-
nungstrager und schaffen so die Voraussetzungen dafur, dass auf den nachfolgenden
Planungsebenen die Festlegungen des Klimaschutzplans zum Tragen kommen.

Der Klimaschutzplan wird alle funf Jahre fortgeschrieben werden. Dies gibt — soweit er
raumbedeutsame Erfordernisse vorsieht — ggf. Anlass, das Erfordernis einer Regional-
planéanderung zu prufen.

Zu 4-4 Klimaschutzkonzepte

Um die Klimaschutzziele der Landesregierung umzusetzen, sind die Bezirksregierungen
und andere offentliche Stellen aufgefordert, Klimaschutzkonzepte zu erstellen. Solche
regionalen und kommunalen Klimaschutzkonzepte zeigen die im jeweiligen Gebiet gege-
benen Moglichkeiten zu Klimaschutz und Klimaanpassung auf und schlagen entspre-
chende MalRhahmen vor.

Um die Klimaschutzkonzepte erfolgreich umsetzen zu kdnnen, sollen die darin enthalte-
nen raumrelevanten Aussagen in die Raumordnungsplane einflie3en.

Die Berucksichtigung der Klimaschutzkonzepte in der Regionalplanung erfolgt insbeson-
dere bei der Planfortschreibung soweit diese Planungsgrundlagen zur Entwurfserarbei-
tung rechtzeitig vorliegen.
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5. Regionale und grenzibergreifende Zusammenarbeit

Grundsatze

5-1 Grundsatz Regionale Konzepte in der Regionalplanung

Regionale Entwicklungskonzepte sowie MaBnahmen und Projekte fur die regionale
Daseinsvorsorge und eine nachhaltige Regionalentwicklung, die von kommunalen,
regionalen und/oder staatlichen Institutionen auch in Zusammenwirken mit priva-
ten Akteuren erarbeitet worden sind, sollen wie Fachbeitrage von der Regionalpla-
nung berucksichtigt werden.

5-2 Grundsatz Européaische Metropolregion Nordrhein-Westfalen

Die regionalen Kooperationen sowie das Land Nordrhein-Westfalen sollen die Eu-
ropaische Metropolregion Nordrhein-Westfalen entwickeln. Sie sollen die Stand-
ortvoraussetzungen fir die internationalen Metropolfunktionen insbesondere in
den Bereichen Infrastruktur, Dienstleistungen, Forschung und Entwicklung sowie
Kultur, Erholung, Sport, Freizeit und Tourismus sichern und verbessern.

5-3 Grundsatz Grenziiberschreitende und transnationale Zusammenarbeit
Durch grenziiberschreitende und transnationale Zusammenarbeit soll die Raum-
entwicklung in Europa mitgestaltet und insbesondere in den grenznahen Raumen
eine ausgewogene und nachhaltige Entwicklung gewahrleistet werden.

Erlauterungen
Zu 5-1 Regionale Konzepte in der Regionalplanung

Zur Forderung einer nachhaltigen Entwicklung und fur die Bewaltigung zentraler Heraus-

forderungen in den Regionen (Flacheninanspruchnahme, Klimaschutz/Klimawandel, Glo-
balisierung und demografischer Wandel) ist es notwendig, dass o6ffentliche Akteure unter-
einander und mit Privaten kooperieren und sich strategisch vernetzen. Unter einer Region
wird hier eine raumliche Einheit oberhalb der kommunalen und unterhalb der Landesebe-
ne verstanden, die im Sinne eines regionalen Managements die Kooperation der Akteure
zweckbezogen und strategisch betreibt.

Die regional Handelnden muissen sich dabei den Herausforderungen einer zunehmend
dynamischen Entwicklung vor Ort gemeinschaftlich stellen. Insbesondere die Organi-
sation der Daseinsvorsorge erfordert eine starkere regionale Zusammenarbeit. Infolge
des demographischen Wandels wird in Zukunft nicht jede Gemeinde ein komplettes An-
gebot an Infrastruktur und Einrichtungen der Daseinsvorsorge vorhalten kénnen. Gleich-
wohl sollen angemessene Rahmenbedingungen auch fur Familien erhalten bleiben und
die Erreichbarkeit des Angebotes soll fur alle Bevolkerungsgruppen gewahrleistet wer-
den. Kooperative und arbeitsteilige Angebote kdnnen nicht nur Kosten sparen, sondern
auch einen hohen Standard der Versorgungsqualitat gewahrleisten und die Standort-
attraktivitat fur Haushalte und Unternehmen verbessern. Insbesondere benachbarte Ge-
meinden, die raumlich und funktional miteinander verflochten sind, sollen zur Starkung
des Angebots und der Leistungsfahigkeit der offentlichen und privaten Dienstleistungs-
und Versorgungseinrichtungen ihre Planungen und MalRnahmen aufeinander abstimmen,
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konkrete Mdglichkeiten zur Kooperation nutzen und sich perspektivisch bzw. strategisch
bezuglich regionaler Entwicklungen abstimmen. Dabei muss sichergestellt sein, dass die
soziale Balance innerhalb und zwischen den Kommunen erhalten und gestarkt wird.

Mit der BerUcksichtigung regionaler Konzepte in der Regionalplanung wird den Kommu-
nen ein verstarkter Anreiz zur regionalen Zusammenarbeit im Sinne eines regionalen
Managements zur Forcierung von Kooperationen gegeben. Regionale Entwicklungskon-
zepte, die raumbedeutsame Malinahmen und Projekte in einem Handlungsprogramm
bidndeln, sollen frihzeitig mit den Regionalplanungsbehdrden erortert werden.

Zu 5-2 Européische Metropolregion Nordrhein-Westfalen

Gemal des Raumordnungspolitischen Handlungsrahmens der Ministerkonferenz fur
Raumordnung (MKRO) erganzen die europaischen Metropolregionen als raumliche und
funktionale Standorte das Zentrale-Orte-System hinsichtlich einiger herausragender in-
ternationaler Raumfunktionen.

Das gesamte Landesgebiet bildet im europaischen Malstab die Metropolregion Nord-
rhein-Westfalen. Hinsichtlich ihrer Metropolfunktionen liegt die Metropolregion Nordrhein-
Westfalen an der Spitze aller deutschen Regionen. Es liegt im Interesse des ganzen Lan-
des, die Metropolfunktionen Nordrhein-Westfalens zu starken und die Position im Wett-
bewerb mit anderen fUhrenden Wirtschaftsraumen Europas auszubauen.

Zur Entwicklung der Metropolregion Nordrhein-Westfalen werden sowohl die Beitrage der
regionalen Ebene als auch die des Landes bendtigt. Regionale Zusammenschlisse von
Kommunen wie z. B. Regionalvereine und Regionalverbande treiben die infrastrukturelle
Ausstattung sowie die Koordination bei den wirtschaftlichen Standortfaktoren und der
nachhaltigen Entwicklung voran. Das Land tritt fr regionale und uberregionale Infrastruk-
turprojekte ein und wirbt international flr die Metropolregion.

Zu 5-3 Grenziiberschreitende und transnationale Zusammenarbeit

Die Raumentwicklung in Europa erfolgt auf der Grundlage transnationaler Zusammen-
arbeit. Im Europaischen Raumentwicklungskonzept (EUREK) von 1999 haben die EU-
Mitgliedstaaten und die Europaische Kommission erstmals gemeinsame Entwicklungs-
ziele aufgezeigt zur

- nachhaltigen Raumentwicklung,

- Entfaltung regionaler Entwicklungspotentiale und

- Verbindung von Raum- und Stadtentwicklung.

Die Territoriale Agenda der Europaischen Union von 2007 nennt sechs Prioritaten fur die

Raumentwicklung in Europa:

- Polyzentrische Entwicklung und Innovation durch Vernetzung von Stadtregionen und
Stadten,

- Neue Partnerschaft zwischen Stadt und Land,

- Bildung wettbewerbsfahiger regionaler Cluster,

- Starkung und Ausbau der Transeuropaischen Netze,

- Transeuropaisches Risikomanagement im Hinblick auf den Klimawandel, und

- Verantwortungsvoller Umgang mit 6kologischen Ressourcen und kulturellen Werten.
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Entsprechend den Grundsatzen der bundesdeutschen Raumordnung soll raumbedeut-
samen Planungen und MafRnahmen der Europaischen Union und der europaischen Staa-
ten Rechnung getragen und die Zusammenarbeit der Staaten sowie die grenztberschrei-
tende Zusammenarbeit der Stadte und Regionen unterstitzt werden (vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 8
ROG).

FUr Nordrhein-Westfalen hat eine gute nachbarschaftliche Zusammenarbeit mit den
Nachbarstaaten Niederlande und Belgien auch im Bereich der Raumordnung besondere
Bedeutung.

Auf dem Gebiet der Raumordnung besteht in Nordrhein-Westfalen bei der grenziber-
schreitenden Zusammenarbeit mit den Niederlanden mit der bereits im Jahr 1967 ge-
grundeten Deutsch-Niederlandischen Raumordnungskommission (DNRK) eine langjahrig
gewachsene und bewahrte Struktur. In der Unterkommissionen Sud (UK Sad) fur den
sudlichen, nordrhein-westfalisch/ niederlandischen Grenzraum und der Unterkommission
Nord (UK Nord) fur den nordrhein-westfalisch/ niedersachsisch/ niederlandischen Grenz-
raum erfolgt ein regelmaldiger Informationsaustausch uber grenziuberschreitend bedeut-
same Planungsabsichten und raumbedeutsame Vorhaben.

Die Zusammenarbeit Nordrhein-Westfalens mit Belgien erfolgt auf dem Gebiet der
Raumordnung vor allem Uber die Grenzkommission Ost der BENELUX-Gemeinschaft.
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6. Siedlungsraum

6.1 Festlegungen fiir den gesamten Siedlungsraum

Ziele und Grundsatze

6.1-1 Ziel Ausrichtung der Siedlungsentwicklung

Die Siedlungsentwicklung ist bedarfsgerecht und flachensparend an der Bevolke-
rungsentwicklung, der Entwicklung der Wirtschaft, den vorhandenen Infrastruktu-
ren sowie den naturraumlichen und kulturlandschaftlichen Entwicklungspotentia-
len auszurichten.

6.1-2 Ziel Riicknahme von Siedlungsflachenreserven

Bisher fiir Siedlungszwecke vorgehaltene Flachen, fir die kein Bedarf mehr be-
steht, sind wieder dem Freiraum zuzufiihren, sofern sie noch nicht in verbindliche
Bauleitplane umgesetzt sind.

6.71-3 Grundsatz Leitbild "dezentrale Konzentration”

Die Siedlungsstruktur soll dem Leitbild der "dezentralen Konzentration" entspre-
chend weiterentwickelt werden. Dabei ist die zentralortliche Gliederung zugrunde
zu legen.

6.1-4 Ziel Keine bandartigen Entwicklungen und Splittersiedlungen

Eine bandartige Siedlungsentwicklung entlang von Verkehrswegen ist zu vermei-
den. Die Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung von Splittersiedlungen ist zu
verhindern.

6.1-5 Grundsatz Leitbild "nachhaltige europédische Stadt”

Die Siedlungsentwicklung soll im Sinne der "nachhaltigen europaischen Stadt"
kompakt gestaltet werden und das jeweilige Zentrum starken. Regional- und Bau-
leitplanung sollen durch eine umweltvertragliche und siedlungsstrukturell opti-
mierte Zuordnung von Wohnen, Versorgung und Arbeiten zur Verbesserung der
Lebensqualitat und zur Reduzierung des Verkehrsaufkommens beitragen.

GroRe Siedlungsbereiche sollen siedlungsstrukturell und durch ein gestuftes stad-
tisches Freiraumsystem gegliedert und aufgelockert werden. Dies soll auch Erfor-
dernisse zur Anpassung an den Klimawandel erfiillen.

Orts- und Siedlungsrander sollen eine klar erkennbare und funktional wirksame
Grenze zum Freiraum bilden.

6.1-6 Ziel Vorrang der Innenentwicklung

Planungen und MaBnahmen der Innenentwicklung haben Vorrang vor der Inan-
spruchnahme von Flachen im AuBenbereich. Die gezielte Erhaltung und Neuschaf-
fung von Freiflachen im Innenbereich aus stadtebaulichen Griunden ist hiervon un-
benommen.

Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen
Entwurf, Stand: 25.06.2013 Seite 29



6. Siedlungsraum

6.1-7 Grundsatz Energieeffiziente und klimagerechte Siedlungsentwicklung
Planungen von neuen Siedlungsflachen und des Umbaus bzw. der Sanierung von
Siedlungsgebieten sollen die stadtebaulichen Voraussetzungen fiir energieeffizi-
ente Bauweisen, den Einsatz von Kraft-Warme-Kopplung sowie fiir die passive und
aktive Nutzung von Solarenergie und anderen erneuerbaren Energien schaffen.

Die raumliche Entwicklung soll die bestehende Vulnerabilitat des Siedlungsraums
gegeniber Klimafolgen — insbesondere Hitze und Starkregen — nicht weiter ver-
scharfen und dazu beitragen, die Auswirkungen des Klimawandels abzumildern.

6.1-8 Grundsatz Wiedernutzung von Brachfldchen
Durch Flachenrecycling sollen Brachflachen neuen Nutzungen zugefiihrt werden.

Eine Neudarstellung von Siedlungsflachen auf Freiflachen soll nur erfolgen, wenn
auf der Grundlage des Siedlungsflachenmonitorings nachgewiesen wird, dass kei-
ne geeigneten Brachflachen zur Verfliigung stehen.

Zu den Nachfolgenutzungen regionalbedeutsamer Brachflachen soll friihzeitig ein
regionales Konzept erarbeitet werden. Dabei sollen isoliert im Freiraum liegende
Flachen einer Freiraumnutzung zugefuhrt werden.

Im Hinblick auf die Wiedernutzung ggf. belasteter Brachflachen soll der Altlasten-
verdacht im Planungsprozess friihzeitig geklart werden.

6.1-9 Grundsatz Vorausschauende Beriticksichtigung von Infrastrukturfolge-
kosten

Wenn beabsichtigt ist, Flachen fiir Siedlungszwecke in Anspruch zu nehmen, sol-
len von den Kommunen zuvor auch die Infrastrukturfolgekosten dem Stand der
Planung entsprechend ermittelt und bewertet werden.

6.1-10 Ziel Flachentausch

Freiraum darf fur die regionalplanerische Festlegung neuen Siedlungsraums in An-
spruch genommen werden, wenn zugleich an anderer Stelle bereits festgelegter
Siedlungsraum im Regionalplan wieder als Freiraum festgelegt oder im Flachennut-
zungsplan in eine innerstadtische Freiflache umgewandelt wird (Flachentausch).
Der Flachentausch hat quantitativ und qualitativ beziiglich der Freiraumfunktionen
mindestens gleichwertig zu erfolgen.

6.1-11 Ziel Flachensparende Siedlungsentwicklung

Die flachensparende Siedlungsentwicklung folgt dem Leitbild, in Nordrhein-West-
falen das tagliche Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsflache bis zum Jahr 2020
auf 5 ha und langfristig auf "Netto-Null" zu reduzieren.

Im Regionalplan kann der Siedlungsraum zu Lasten des Freiraums nur erweitert

werden wenn

— aufgrund der Bevolkerungs- und Wirtschaftsentwicklung ein Bedarf an zusatz-
lichen Bauflachen nachgewiesen wird und

— andere planerisch gesicherte aber nicht mehr benoétigte Siedlungsflachen ge-
maR Ziel 6.1-2 wieder dem Freiraum zugefuhrt wurden und

— im bisher festgelegten Siedlungsraum keine andere fiir die Planung geeignete
Flache der Innenentwicklung vorhanden ist und

— ein Flachentausch nicht moglich ist.
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Ausnahmsweise ist im Einzelfall die bedarfsgerechte Erweiterung vorhandener Be-
triebe moglich, soweit nicht andere spezifische freiraumschiitzende Festlegungen
entgegenstehen.

Erlauterungen
Zu 6.1-1 Ausrichtung der Siedlungsentwicklung

Der zeichnerisch abgebildete Siedlungsraum ist eine nachrichtliche Darstellung aus den
Regionalplanen (Stand 01.01.2013). Die nachrichtliche Darstellung im LEP soll eine Vor-
stellung von der aktuellen Siedlungsstruktur vermitteln, die gemaR den Zielen und Grund-
satzen des LEP weiterzuentwickeln ist.

Die Siedlungsentwicklung soll den Wohn-, Versorgungs-, Arbeits-, Erholungs-, Sport- und
Freizeitbedurfnissen der heute lebenden Menschen gerecht werden, ohne die Entwick-
lungsmoglichkeiten kunftiger Generationen einzuschranken. Infolge des demographi-
schen Wandels, der mittel- und langfristig in ganz Nordrhein-Westfalen zu einer zurick-
gehenden Bevolkerungszahl fuhren wird, wird der Schwerpunkt der raumlichen Steue-
rung der Siedlungsentwicklung kinftig weniger in der Neuausweisung von Flachen liegen,
sondern mehr die Erhaltung und qualitative Entwicklung gewachsener Siedlungsstruktu-
ren unter sozialen, 6konomischen, 6kologischen und kulturlandschaftlichen Gesichts-
punkten betreffen und auch offen sein fur Ruckbau von Siedlung und Infrastruktur.

Ob und in welchem Umfang ein Bedarf an zusatzlichen Siedlungsflachen besteht, soll von
den Regionalplanungsbehdrden auf der Basis einer landeseinheitlichen Methode ermittelt
werden. Die Prognose notwendiger Wohnsiedlungsflachen soll vor allem die Entwicklung
der Haushaltszahlen, die Prognose notwendiger gewerblicher Bauflachen die Entwicklung
der Betriebe im jeweiligen Plangebiet berticksichtigen. Im Zusammenhang damit sollen
die ungenutzten, planerisch gesicherten Siedlungsflachenreserven durch ein Monitoring
beobachtet und einbezogen werden.

Der generell erwartete Rickgang der Bevolkerung kann die in der bundesweiten Nach-
haltigkeitsstrategie verfolgte Verminderung der Flacheninanspruchnahme erleichtern. Die
Reduzierung des Siedlungsflachenwachstums wird im Planungszeitraum des LEP aller-
dings nicht ohne eine erganzende Steuerung durch die Raumordnung maoglich sein.

Die nachfolgenden Ziele und Grundsatze des LEP zur "dezentralen Konzentration", zum
Vorrang der Innenentwicklung, zur Wiedernutzung von Brachflachen und zum Flachen-
tausch leisten in diesem Sinne einen raumordnerischen Beitrag zu dem Bestreben, die
Flacheninanspruchnahme in Nordrhein-Westfalen bis 2020 auf 5 ha pro Tag und langfris-
tig auf "Netto-Null" zu reduzieren.

Mittelfristig von besonderer Bedeutung ist die raumlich unterschiedliche Entwicklung der
Bevolkerung. Wahrend einige Gemeinden einen prognostizierten Bevolkerungsriickgang
von z. T. uber 10 % bewaltigen mussen, wachsen andere (zunachst) noch. Langerfristig
ist davon auszugehen, dass die Bevolkerung in weiten Teilen Nordrhein-Westfalens ab-
nehmen wird. Vor diesem Hintergrund sollen nach Quantitat und Qualitat nur solche Inf-
rastrukturen geschaffen werden, welche spater auch von einer zurtickgehenden Bevolke-
rung getragen werden konnen. Bedingt durch die demografische Entwicklung kann in
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spezifischen Bereichen (Gesundheit und Pflege) jedoch auch ein Bedarf entstehen, Infra-
struktur auszubauen.

Raumliche Anspruche der Wirtschaft an gewerblichen und industriell nutzbaren Flachen
sind nicht in gleichem Malde von der Bevolkerungsentwicklung abhangig wie die Wohn-
siedlungsflachenentwicklung. Bedeutsam sind diesbezuglich vor allem der Strukturwan-
del, die Entwicklung einzelner Branchen und Betriebe aber auch die Veranderung des
Altersaufbaus der Bevolkerung, der es u. a. erschweren wird qualifizierte Nachwuchs-
krafte zu finden und an die Betriebe zu binden.

Hierbei gewinnen weiche Standortfaktoren eine zusatzliche Bedeutung. Naturraumliche
und kulturlandschaftliche Gegebenheiten, die z. T. begrenzende Faktoren der Siedlungs-
entwicklung darstellen, sind im Wettbewerb um Arbeitskrafte zugleich Potentiale fur Er-
holungs-, Sport- und Freizeitmoglichkeiten bzw. eine hohe Zufriedenheit und Identifikation
mit dem jeweiligen Wohnort und der ganzen Region.

Zu 6.1-2 Riicknahme von Siedlungsflachenreserven

Die Regionalplanung hat dem Freiraum weitere, bisher als Siedlungsraum gesicherte
Flachen zuzufuhren, wenn diese infolge des Bevolkerungsriuckgangs oder des Struktur-
wandels nicht mehr zur Bedarfsdeckung fur Siedlungszwecke bendtigt werden. Solche
Moglichkeiten sind insbesondere in Verdichtungsraumen zur qualitatsverbessernden Auf-
lockerung zu nutzen.

Zu 6.1-3 Leitbild "dezentrale Konzentration"

Die gro3raumige Siedlungsstruktur in Nordrhein-Westfalen soll die gewachsene Vertei-
lung im System der zentralen Orte stabilisieren. Diese groRraumig-dezentrale Struktur ist
auf regionaler und ortlicher Ebene mit einer Konzentration auf kompakte Siedlungsberei-
che zu verknlipfen. Damit sollen u. a. flachensparend die Voraussetzungen flr die Trag-
fahigkeit und Erreichbarkeit von Einrichtungen der Daseinsvorsorge in allen Teilen des
Landes gewahrleistet werden.

Zu 6.1-4 Keine bandartigen Entwicklungen und Splittersiedlungen

Bandartige Siedlungen entlang von Verkehrswegen und Splittersiedlungen sind mit der
Zielsetzung einer kompakten, auf zentralortlich bedeutsame Siedlungsbereiche ausge-
richteten Siedlungsentwicklung nicht vereinbar. Sie kdnnen die Funktions- und Leistungs-
fahigkeit des Freiraumes und das Landschaftsbild beeintrachtigen. Regional- und Bau-
leitplanung sind daher aufgefordert, den Freiraum zu schitzen und kleinteilige bauliche
Entwicklungen im Aul3enbereich zu verhindern.

Zu 6.1-5 Leitbild "nachhaltige europédische Stadt"

Leitlinie der Siedlungsentwicklung ist die 2007 von den flr Stadtentwicklung zustandigen
Ministerinnen und Ministern der Mitgliedstaaten der Europaischen Union verabschiedete
"Leipzig Charta zur nachhaltigen europaischen Stadt". Die europaische Stadt zeichnet
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sich u. a. aus durch eine kompakte Struktur, ein Mit- und Nebeneinander unterschied-
licher Nutzungen sowie klar erkennbare und funktional wirksame Grenzen zwischen be-
siedeltem und unbesiedeltem Raum. Eine derartige Siedlungsstruktur ist flachen-, ver-
kehrs-, energie- und kostensparend. Insbesondere die Infrastrukturfolgekosten fur die
Ver- und Entsorgung liegen deutlich niedriger als bei einer dispersen Siedlungsstruktur.

Auch im Rahmen einer flachensparenden Entwicklung ist eine ausreichende Ausstattung
mit innerstadtischen Grunflachen anzustreben. Mit zunehmender Grolde der Siedlungs-
bereiche haben diese Freiflachen neben ihren bisherigen Funktionen zunehmend Be-
deutung fur die Anpassung an erwartete langere und haufigere Hitzeperioden. Sie sollten
fuRlaufig erreichbar sein.

Ortsrander sollen in Abhangigkeit von den jeweiligen stadtebaulichen Zielen und natur-
raumlichen Gegebenheiten so kurz wie moglich gehalten und entsprechend den kultur-
landschaftlichen Erfordernissen gestaltet werden.

Zu 6.1-6 Vorrang der Innenentwicklung

Die Mobilisierung von Bauflachen obliegt den Gemeinden im Rahmen ihrer Selbstver-
waltung. Hierzu stehen den Gemeinden die entsprechenden Instrumente des BauGB zur
Verflgung. Die stadtebauliche Innenentwicklung dient nicht nur dem Flachensparen, der
Verkehrsvermeidung und der siedlungsraumlichen Nutzungs- und Gestaltqualitat, sie ist
auch hinsichtlich der Betriebs- und Unterhaltungskosten insbesondere der technischen
Infrastruktur fur die Gemeinden in der Regel kostengunstiger als die Inanspruchnahme
von Freiflachen im Aulienbereich. In der Summe dient die Innenentwicklung der Sied-
lungsbereiche der Erhaltung eines grof3raumig Ubergreifenden Freiraumverbundsystems
und ist insofern von Uberortlicher Bedeutung.

Zu den Malnahmen der Innenentwicklung zahlen die Mdglichkeiten einer angemessenen
Nachverdichtung ebenso wie die der Mobilisierung von ungenutzten oder absehbar
brachfallenden Grundstlcken im Innenbereich. Diesbezuglich ist auch auf § 4 Abs. 2
LBodSchG hinzuweisen. Brachflachen von Industrie und Gewerbe, Militar und Bahn stel-
len ein erhebliches innerstadtisches Flachenpotential dar, das es vorrangig auszuschop-
fen gilt. Deshalb sollen die bisherigen Bemuhungen zur Mobilisierung von Flachenpoten-
tialen im Rahmen der Innenentwicklung und zum Abbau von Mobilisierungshemmnissen
auf kommunaler Ebene intensiviert werden, um eine weitergehende Ausschopfung der
Entwicklungsreserven zu erreichen.

Von einer Bebauung soll allerdings dann abgesehen werden, wenn diese Flachen bei-
spielsweise einen besonderen Wert fur das Wohn- und Arbeitsumfeld, Naherholung,
Sport, Freizeit, Stadtklima oder Biotop- und Artenschutz haben. Im Einzelfall kbnnen auch
unverhaltnismafig hohe Kosten, z. B. fur die Sanierung von Altlasten, gegen eine erneute
Bebauung von Brachflachen sprechen. Malinahmen der Innenentwicklung setzen die
Verfugbarkeit der jeweiligen Flachen voraus. Ist diese auch langerfristig nicht gegeben,
mussen ggf. Planungsalternativen aufgegriffen werden.

Die Wiedernutzung von Brachflachen im Aufenbereich richtet sich nach Grundsatz 6.1-8
und — in Abhangigkeit von der geplanten Nutzung — nach den fur diese Nutzung vorhan-
denen Vorgaben von LEP und Regionalplan.
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Zu 6.1-7 Energieeffiziente und klimagerechte Siedlungsentwicklung

Das Potential zur Reduzierung des Warmebedarfs neu geplanter Baugebiete durch ener-
gieeffiziente und solarenergetisch optimierte Siedlungsplanung betragt (ohne zusatzliche
Warmedammung oder Solartechnik) 10 bis 20, teilweise bis zu 40 % gegenuber einer
nicht optimierten Planung. Entsprechende Energieeinsparungen sind langfristig wirksam,
da Siedlungsstrukturen eine Lebensdauer von mehr als 200 Jahren haben.

Deshalb ist es erforderlich, bei der Planung neuer Baugebiete von Beginn an auf eine
energieeffiziente Siedlungsstruktur zu achten. Dazu gehort die Schaffung geeigneter Be-
dingungen zur Nutzung der Kraft-Warme-Kopplung, eine enge Anbindung an zentrale
Versorgungsbereiche, eine flachensparende ErschlieBung, kompakte Bauweisen und
eine solarenergetische Optimierung der Gebaudeausrichtungen, um die stadtebaulichen
Voraussetzungen fur einen niedrigen Warme- und Strombedarf zu schaffen.

Dies macht die Siedlungsstrukturen gleichzeitig robuster fur die Anpassung an den Kii-
mawandel.

Bereiche stadtischer Warmeinseln, die sich durch eine dichte Bebauung und geringfligige
Durchgruanung und Durchluftung kennzeichnen, sind besonders anfallig gegenuber Hitze-
belastungen. In Belastungsgebieten sollen insbesondere bei Umgestaltungs-, Sanie-
rungs- und Neubaumalnahmen die Durchgrianung (Dach-, Fassadenbegrunung, Stra-
Renbegleitgrin, Parkanlagen, begrinte Innenhdéfe) bzw. der Anteil offener Wasserflachen
erhoht werden. Wenn notwendig sind bei der Ausweisung von Neubauflachen Vorgaben
zur Verschattung und zur Dammung von Gebauden vorzunehmen.

Hoch verdichtete Bereiche mit einem hohen Versiegelungsgrad, dichter Bebauung und
sensibler Infrastruktur sind besonders anfallig fur Schaden durch Starkregenereignisse.
In besonders gefahrdeten Bereichen sollen insbesondere bei Umgestaltungs-, Sanie-
rungs- und Neubaumalnahmen die Ermdglichung der Versickerung verbessert, Engstel-
len und Abflusshindernisse beseitigt und Niederschlagszwischenspeicher und Notwas-
serwege geschaffen werden. Wenn notwendig sind bei der Ausweisung von Neubaufla-
chen Vorgaben zum Objektschutz vorzunehmen.

Zu 6.1-8 Wiedernutzung von Brachflachen

Die im Zusammenhang mit der Industriegeschichte Nordrhein-Westfalens in grof3er Zahl
entstandenen Brachen (insbesondere Altstandorte der Industrie und ehemalige Bahnfla-
chen) und die vom Militar nicht mehr beanspruchten Flachen (Konversionsflachen) sollen
zur Schonung bisher unbebauter Freiflachen einer Sanierung und Wiedernutzung zuge-
fuhrt werden. Dabei muss der Aufwand fur die Wiedernutzung wirtschaftlich vertretbar
sein.

Die Erarbeitung eines regionalen Konzeptes zu den Nachfolgenutzungen regionalbedeut-
samer Brachflachen ist insbesondere fur die oft sehr grof3flachigen militarischen Konver-
sionsflachen sinnvoll. Es soll als Grundlage fur die Regionalplanung dienen. Aufgrund der
oft gegebenen erheblichen Flachengrolde ist in der Regel eine Orientierung an dem Pla-
nungsraum des Regionalplanes, ggf. an dessen Teilabschnitten, erforderlich. Der Einstieg
in die Vorarbeiten eines solchen Konzeptes kann entsprechend dem Erkenntnisstand
Uber das voraussichtliche Ende der militarischen Nutzung erfolgen. Sofern sinnvoll, soll
die federfuhrende Regionalplanungsbehorde neben den betroffenen Kommunen weitere
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offentliche und private Akteure der Region (regionale Entwicklungsgesellschaften etc.) in
die Erarbeitung des Konzeptes einbeziehen.

Die Nachfolgenutzung richtet sich insbesondere nach den umgebenden Raumnutzungen
und -funktionen. Grenzen die Flachen an den Siedlungsraum, kann eine siedlungsraum-
liche Nachfolgenutzung in Betracht kommen.

Fir isoliert im Freiraum liegende Flachen ist eine regionalplanerische Anderung in 'All-
gemeinen Siedlungsbereich' entsprechend der Ziele in Kapitel 6.2 ausgeschlossen. Eine
Umwandlung in 'Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereich' kann nur entsprechend der
Festlegungen des Kapitels 6.3 erfolgen.

Voraussetzung fur die Umnutzung von Brachflachen ist oft eine fachgerechte Altlasten-
behandlung und eine frihzeitige, der Planungsebene entsprechende Abklarung des Alt-
lastenverdachts in der Regional- und Bauleitplanung.

Zu 6.1-9 Vorausschauende Beriicksichtigung von Infrastrukturfolgekosten

Die Erschlielfung von Bauflachen ist neben den Planungs- und Erschlielfungskosten in
der Regel mit erheblichen langfristigen Folgekosten verbunden (Aufwendungen fur den
Unterhalt der technischen Infrastrukturen, Bau und Betrieb sozialer Einrichtungen wie
Kindergarten, Schulen, etc.). Die Analyse dieser Kosten und ihre Bewertung hinsichtlich
madglicher Alternativen ertffnet den Kommunen z. T. Einsparpotentiale fur die Infrastruk-
turfolgekosten von ca. 30 bis 50 % bei den technischen und ca. 10 % bei den sozialen
Infrastrukturen.

Zu 6.1-10 Flachentausch

Auch wenn Siedlungsflachenreserven bedarfsgerecht im Regionalplan gesichert sind,
kann es erforderlich oder erwlnscht sein, eine beabsichtigte siedlungsraumliche Nutzung
nicht in diesen, sondern in einem neu auszuweisenden Siedlungsbereich unterzubringen.
In solchen Fallen ist zunachst zu prifen, ob ein gleichwertiger, bisher planerisch fur Sied-
lungszwecke vorgesehener Bereich im Regionalplan wieder dem Freiraum zugefuhrt oder
eine Bauflache im Flachennutzungsplan in eine innerstadtische Freiflache umgewandelt
werden kann (Flachentausch). Ein Bedarfsnachweis fur die neue Siedlungsflache ist bei
diesem Nullsummenspiel nicht erforderlich, vorausgesetzt es handelt sich um Flachen
gleichen Umfangs und entsprechender Freiraumqualitat. Zur Gleichwertigkeit der Tausch-
flachen ist im Verfahren zur Aufstellung von Raumordnungsplanen ggf. eine Stellung-
nahme der zustandigen Fachbehdrden einzuholen.

Ein Flachentausch ist erforderlich, wenn im Regionalplan und im Flachennutzungsplan in
ausreichendem Umfang Vorsorge flr den absehbaren Baulandbedarf getroffen wurde,
aber Nutzungshemmnisse die tatsachliche Verfugbarkeit des Baulandes einschranken, so
dass das planerisch gesicherte Baulandpotential dem nachweisbaren Bedarf nicht ge-
nugt. Entsprechend kdnnen auch aus anderen Granden Umplanungen erforderlich sein,
welche die Inanspruchnahme von Flachen im bisher gesicherten Freiraum erfordern.
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Zu 6.1-11 Flachensparende Siedlungsentwicklung

Allein durch die Strategie der Innenentwicklung und des Flachentauschs wird die Versor-
gung der Bevolkerung und der Wirtschaft mit Bauland nicht Gberall in Nordrhein-Westfa-
len zu verwirklichen sein. Daher ist eine am Bedarf orientierte Festlegung neuer Allge-
meiner Siedlungsbereiche und neuer Bereiche flr gewerbliche und industrielle Nutzungen
im Regionalplan moglich.

Die Regionalplanungsbehdrde ermittelt den Bedarf an Allgemeinen Siedlungsbereichen
und Bereichen flr gewerbliche und industrielle Nutzungen auf der Grundlage einer lan-
deseinheitlichen Methode. Uber das Siedlungsflachenmonitoring wird der ermittelte Be-
darf mit den Bauflachenreserven der Gemeinden abgeglichen. Das Siedlungsflachen-
monitoring dient dartuber hinaus dazu, Aufschluss Uber die tatsachliche Neuinanspruch-
nahme der planerischen Reserven auf FNP-Ebene (Bauflachen) und der dartber hinaus-
gehenden Siedlungsraumreserven zu geben. Die Gemeinden unterstutzen die Regional-
planungsbehérde, indem sie aktuelle Flacheninformationen zur Verfugung stellen und
ggf. begrunden, warum im Flachennutzungsplan dargestellte Bauflachen nicht genutzt
werden kdnnen.

Die Regionalplanung hat die Festlegung von Siedlungsbereichen an der Erreichung des
Leitbildes auszurichten. Die Trager der Regionalplanung erfassen dazu in den Erarbei-
tungsverfahren den Beitrag von Regionalplananderungen zum taglichen Wachstum der
Siedlungs- und Verkehrsflache fur ihr Plangebiet und berichten der Landesplanungs-
behdrde gemald § 4 Abs. 4 LPIG (Monitoring). Die Landesplanungsbehdrde bewertet dies
bereits im Rahmen ihrer Beratung der Regionalplanungsbehorden im laufenden Verfah-
ren im Hinblick auf die landesweite Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsflache.

Fir die Erweiterung vorhandener Betriebe kann Freiraum ausnahmsweise im Einzelfall
auch ohne Einhaltung der im Ziel genannten Bedingungen in Anspruch genommen wer-
den, wenn andere spezifische freiraumschiitzende Festlegungen wie z. B. Uber-
schwemmungsbereich oder Bereich zum Schutz der Natur nicht entgegenstehen. Auch
solche betriebsgebundenen Siedlungsraumerweiterungen sind bei der Flachenbedarfs-
ermittlung anzurechnen und ggfls. durch entsprechende Ricknahme zu kompensieren. In
der Regel sind hierfur ab einer GroRe von 10 ha Regionalplananderungen erforderlich.

6.2 Erganzende Festlegungen fiir Allgemeine Siedlungsbereiche

Ziele und Grundsatze

6.2-1 Ziel Zentralortlich bedeutsame Allgemeine Siedlungsbereiche

Die Siedlungsentwicklung in den Gemeinden ist auf solche Allgemeine Siedlungs-
bereiche auszurichten, die tiber ein raumlich gebiindeltes Angebot an 6ffentlichen
und privaten Dienstleistungs- und Versorgungseinrichtungen verfiigen (zentralort-
lich bedeutsame Allgemeine Siedlungsbereiche).

6.2-2 Grundsatz Nutzung des schienengebundenen 6ffentlichen Nahverkehrs
Bei der Ausrichtung der Siedlungsentwicklung auf zentralortlich bedeutsame All-
gemeine Siedlungsbereiche sollen Haltepunkte des schienengebundenen o6ffentli-
chen Nahverkehrs besonders beriicksichtigt werden.
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6.2-3 Grundsatz Eigenentwicklung untergeordneter Ortsteile

Andere vorhandene Allgemeine Siedlungsbereiche und kleinere Ortsteile, die nicht
uber ein raumlich gebiindeltes Angebot an o6ffentlichen und privaten Dienstleis-
tungs- und Versorgungseinrichtungen verfugen, sollen auf eine Eigenentwicklung
beschrankt bleiben.

6.2-4 Ziel Raumliche Anordnung neuer Allgemeiner Siedlungsbereiche
Erforderliche neue Allgemeine Siedlungsbereiche sind in der Regel unmittelbar an-
schlieBend an vorhandenen zentralortlich bedeutsamen Allgemeine Siedlungsbe-
reichen festzulegen. Stehen der Erweiterung zentralortlich bedeutsamer Sied-
lungsbereiche topographische Gegebenheiten oder andere vorrangige Raumfunk-
tionen entgegen, kann die Ausweisung im Zusammenhang mit einem anderen, be-
reits im Regionalplan dargestellten Allgemeinen Siedlungsbereich erfolgen.

6.2-5 Grundsatz Steuernde Riicknahme nicht mehr erforderlicher Siedlungs-
flichenreserven

Eine bedarfsgerechte Rucknahme Allgemeiner Siedlungsbereiche im Regionalplan
oder entsprechender Bauflachen im Flachennutzungsplan soll vorrangig auerhalb
der zentralortlich bedeutsamen Allgemeinen Siedlungsbereiche realisiert werden.

Erlauterungen
Zu 6.2-1 Zentralortlich bedeutsame Allgemeine Siedlungsbereiche

Die raumordnerische Steuerung der Entwicklung von Flachen fur Wohnen, wohnvertrag-
liches Gewerbe, Dienstleistungen und innerértliche Freiflachen erfolgt durch die regional-
planerische Festlegung von Allgemeinen Siedlungsbereichen (ASB). Der bedarfsgerechte
Umfang der ASB-Darstellungen wird auf der Grundlage einer landeseinheitlichen Metho-
de in Verbindung mit dem Siedlungsflachenmonitoring ermittelt (vgl. auch Erlauterungen
zu 6.1-1).

Bestand und weitere Entwicklung der ASB bestimmen malfigeblich die Standortattraktivi-
tat der Gemeinden. Sie setzten die Rahmenbedingungen fur die Auslastung und Tragfa-
higkeit der vorhandenen und der neu zu planenden technischen und sozialen Infrastruktu-
ren. Erhebliche Bevolkerungsruckgange und verandertes Verhalten der Burgerinnen und
Blrger bei der Nutzung von Infrastruktureinrichtungen kénnen zur deren Unterauslastung
mit gravierenden Folgen fur die Funktionsfahigkeit, die Wirtschaftlichkeit und die Gebuh-
renentwicklung fuhren. Daher ist es erforderlich, die insgesamt geringer werdenden sied-
lungsraumlichen Entwicklungsbedarfe auf zukunftsfahige Siedlungsbereiche auszurich-
ten, die Uber ein raumlich geblndeltes Angebot an 6ffentlichen und privaten Dienstleis-
tungs- und Versorgungseinrichtungen verfugen (zentralortlich bedeutsame ASB).

Insbesondere im Vorfeld von Regionalplanfortschreibungen muss die Regionalplanungs-
behorde die zentralortlich bedeutsamen ASB in Abstimmung mit den Gemeinden fest-
stellen, um die Steuerung der Siedlungsentwicklung hieran auszurichten. In den Regio-
nalplanen konnen diese zentralortlich bedeutsamen ASB in einer Erlauterungskarte ge-
kennzeichnet werden.
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Zur Uberdrtlich-flachendeckenden Grundversorgung ist in jeder Gemeinde regionalplane-
risch mindestens ein zentralortlich bedeutsamer ASB festzulegen, an dem langfristig min-
destens die Tragfahigkeit fir Einrichtungen der Grundversorgung gewahrleistet sein soll-
te.

Die Ausrichtung der zukunftigen Siedlungsentwicklung auf Siedlungsbereiche, die bereits
Uber ein vielfaltiges und leistungsfahiges Angebot an 6ffentlichen und privaten Dienstleis-
tungs- und Versorgungsreinrichtungen (wie z. B. der Bildung, der Kultur, der Verwaltung,
der sozialen und medizinischen Betreuung und des Einzelhandels) verfluigen, deckt sich
mit den Zielen einer nachhaltigen Raumentwicklung und tragt den 6konomischen Tragfa-
higkeitsvoraussetzungen fir die Sicherung und die Weiterentwicklung der 6ffentlichen
und privaten Infrastrukturen Rechnung. Sie entspricht auch den Anforderungen an einen
effizienten Einsatz 6ffentlicher Mittel und liegt daher im 6ffentlichen Interesse.

Im Sinne der Verkehrsverminderung ist es sinnvoll, in rdumlicher Verbindung zu den zent-
ralortlich bedeutsamen Siedlungsbereichen auch zugeordnete Bereiche fur gewerbliche
und industrielle Nutzungen festzulegen. Da die Planung dieser Bereiche zudem beson-
dere immissionsschutzrechtliche und verkehrliche Aspekte beachten muss, finden sich
die landesplanerischen Vorgaben in dem folgenden Kapitel 6.3 ,Erganzende Festlegun-
gen fur industrielle und gewerbliche Nutzungen®.

Zu 6.2-2 Nutzung des schienengebundenen o6ffentlichen Nahverkehrs

Im Sinne einer umweltgerechten und klimaschutzenden Siedlungsentwicklung sollen
madglichst groRe Teile des Personenverkehrs auf die Schiene gelenkt werden. Hierzu sol-
len Wohnsiedlungsflachen nach Moglichkeit im Nahbereich von Haltepunkten des schie-
nengebundenen o6ffentlichen Nahverkehrs entwickelt werden.

Zu 6.2-3 Eigenentwicklung untergeordneter Ortsteile

Andere vorhandene Allgemeine Siedlungsbereiche, die nicht Gber die 0. a. zentralortlich
bedeutsame Infrastruktur verfiigen, die aber aufgrund ihrer Gré3e und Einwohnerzahl

(> 2000 Einwohner) raumbedeutsam sind, werden ebenfalls im Regionalplan dargestellt.
Sie sollen aber bei der regionalplanerischen Verortung eines beschrankten Siedlungsfla-
chenzuwachses in der Regel unbertcksichtigt bleiben (vgl. Ziel 6.2-4). Ihre Entwicklung
ist in der Regel auf Planungen und MalRnahmen zur Nutzung und Abrundung bereits bau-
lich gepragter Flachen zu beschranken. Bei rucklaufiger Bevolkerung wirde die weitere
Entwicklung dieser Siedlungsbereiche die langfristige Sicherung insgesamt tragfahiger
zentralortlicher Siedlungsstrukturen gefahrden.

In Ortsteilen, in denen weniger als 2000 Menschen leben, kann erfahrungsgemal die
Nahversorgung nicht gesichert werden. Solche kleineren Ortsteile, die nicht tGber ein
raumlich geblndeltes Angebot an offentlichen und privaten Dienstleistungs- und Versor-
gungseinrichtungen verfiigen, werden im Regionalplan in der Regel dem Freiraum zuge-
ordnet. Gleichwohl sind in landlich strukturierten RGumen durch eine aktive, integrierte
Dorfentwicklung eine angemessene Daseinsvorsorge und eine Attraktivierung der Dorf-
kerne anzustreben, um diese nachhaltig zu sichern.
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Der Ausweisung neuer Baugebiete stehen in den im Regionalplan nicht als ASB darge-
stellten Ortsteilen mit einer Aufnahmefahigkeit von weniger als 2000 Einwohnerinnen und
Einwohnern die Belange des Freiraumschutzes und die angestrebte Ausrichtung der wei-
teren Siedlungsentwicklung auf zentralortlich bedeutsame Siedlungsbereiche entgegen.
Ihre Entwicklung soll strikt auf die Eigenentwicklung und die Tragfahigkeit der vorhande-
nen Infrastruktur beschrankt werden. Aulderdem ist im Sinne von Ziel 6.2-1 sicherzustel-
len, dass das Wachstum von Ortsteilen mit einer Aufnahmefahigkeit von weniger als 2000
Einwohnern fur sich betrachtet und in der Summe mit den anderen im Regionalplan nicht
dargestellten Ortsteilen einer Gemeinde hinsichtlich der Inanspruchnahme von Freifla-
chen erheblich unter der Entwicklung der im Regionalplan dargestellten Allgemeinen
Siedlungsbereiche bleibt.

Grolde, dinnbesiedelte Flachengemeinden beispielsweise in der Eifel oder im Sauerland
haben z. T. eine Vielzahl von Ortsteilen mit einer Aufnahmefahigkeit von weniger als
2000 Einwohnerinnen und Einwohnern. Einzelne dieser Ortsteile Ubernehmen Versor-
gungsfunktionen (z. B. Schule) fur andere, noch kleinere Ortsteile. Zur Sicherung dieses
vorhandenen Angebots an o6ffentlichen und privaten Dienstleistungs- und Versorgungs-
einrichtungen in moglichst kurzwegiger Entfernung kdnnen bei der Anpassung der Bau-
leitplanung nach § 34 LPIG ausnahmsweise in diesen Ortsteilen einzelne Auf3enbereichs-
flachen als neue Bauflachen zugelassen werden. Sie mussen sich im Vergleich zur vor-
handenen Bebauung deutlich unterordnen.

Zu 6.2-4 Raumliche Anordnung neuer Allgemeiner Siedlungsbereiche

Angesichts des in weiten Teilen Nordrhein-Westfalens absehbaren Bevolkerungsrick-
gangs ist hierbei die zuklnftige Siedlungsentwicklung auf die zentralortlich bedeutsamen
Siedlungsbereiche auszurichten, um die notwendigen Siedlungserweiterungen an die be-
stehenden Netze der Infrastruktur und die vorhandenen sozialen Einrichtungen effizient
anbinden zu kénnen. Mit der Ausrichtung auf zentralértlich bedeutsame Siedlungsberei-
che soll zugleich auf eine kompakte Siedlungsstruktur hingewirkt werden, um die Inan-
spruchnahme von Freiraum und die Kosten flr technische Infrastruktur gering zu halten
und giinstigere Voraussetzungen fir den Offentlichen Personenverkehr zu schaffen.

Ausnahmen von der vorrangigen Erweiterung zentralortlich bedeutsamer Siedlungsberei-
che sind erforderlich, wenn der unmittelbaren raumlichen Erweiterung eines zentral6rtlich
bedeutsamen Siedlungsbereichs topographische bzw. naturraumliche Gegebenheiten
oder vorrangige Schutz- und Nutzfunktionen z. B. des Naturschutzes oder des Hochwas-
serschutzes entgegenstehen. In diesen Fallen ist es moglich, auch einen anderen im Re-
gionalplan festgelegten Allgemeinen Siedlungsbereich zu erweitern.

Zu 6.2-5 Steuernde Riicknahme nicht mehr erforderlicher Siedlungsfldchen-
reserven

Der landesweit prognostizierte Bevolkerungsruckgang wird die Gemeinden in Nordrhein-
Westfalen sehr unterschiedlich erfassen. In Gemeinden mit erheblichem Rickgang kann
es notwendig werden, die Bevolkerung weitestmoglich in den zentralortlich bedeutsamen
Siedlungsbereichen zu halten, um dort — auch langfristig — ein attraktives Angebot an 6f-
fentlichen und privaten Dienstleistungs- und Versorgungseinrichtungen sicherstellen zu
kdénnen.
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Planerische Baulandreserven sollen zurickgenommen werden, wenn die Regionalpla-
nungsbehdrde bei der Anderung oder Aufstellung eines Regionalplans oder eines Fla-
chennutzungsplans feststellt, dass eine Gemeinde Uber mehr Reserven verfugt als sie fur
ihre absehbare bauliche Entwicklung bendtigt. Regionalplanungsbehdrde und Gemeinde
bestimmen dann die Flachen, die wieder dem Freiraum beziehungsweise dem Aulienbe-
reich zugeflhrt werden sollen und geben bevorzugt Siedlungsflachen auRerhalb zentral-
ortlich bedeutsamer Siedlungsbereiche auf. Dabei kann auch das Instrument des Fla-
chentauschs eingesetzt werden (s. a. Ziel 6.1-10).

Nicht realisierbare Bebauungsplane sind darauf hin zu Uberprufen, ob sie zurickgenom-
men werden kénnen, ohne Entschadigungspflichten auszuldsen.

6.3 Erganzende Festlegungen fir Bereiche fiur gewerbliche und indus-
trielle Nutzungen

Ziele und Grundsatze

6.3-1 Ziel Flachenangebot

Fur emittierende Gewerbe- und Industriebetriebe ist in Regionalplanen auf der Ba-
sis regionaler Abstimmungen (regionale Gewerbe- und Industrieflaichenkonzepte)
und in Bauleitplanen ein geeignetes Flachenangebot zu sichern.

6.3-2 Grundsatz Umgebungsschutz

Regional- und Bauleitplanung sollen dafur Sorge tragen, dass durch das Heran-
riicken anderer Nutzungen die Entwicklungsmoglichkeiten fir emittierende Ge-
werbe- und Industriebetriebe innerhalb bestehender Bereiche fiir gewerbliche und
industrielle Nutzungen nicht beeintrachtigt werden.

6.3-3 Ziel Neue Bereiche fiir gewerbliche und industrielle Nutzungen

Neue Bereiche fiir gewerbliche und industrielle Nutzungen sind unmittelbar an-
schlieBend an die vorhandenen Allgemeinen Siedlungsbereiche oder Bereiche fiir
gewerbliche und industrielle Nutzungen festzulegen.

Ausnahmsweise kann ein anderer im Freiraum gelegener Bereich fur gewerbliche

und industrielle Nutzungen festgelegt werden, wenn eine Festlegung unmittelbar

anschlieBend an die vorhandenen Allgemeinen Siedlungsbereiche oder Bereiche

fur gewerbliche und industrielle Nutzungen aus folgenden Griinden nicht moglich

ist:

— vorrangige topographische und naturraumliche Gegebenheiten oder

— andere entgegenstehende Schutz- oder Nutzungsbindungen, z. B. solche des
Naturschutzes oder des Hochwasserschutzes oder

— das Fehlen bzw. die fehlende Herstellbarkeit einer leistungsfahigen Anbindung
an das uberortliche Verkehrsnetz, moglichst ohne Ortsdurchfahrten, oder

— die Notwendigkeit betriebsgebundener Erweiterungen

und keine raumordnerischen Festlegungen entgegenstehen.
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Dabei sind vorrangig Flachenpotentiale zu nutzen, die folgende Bedingungen erfiil-

len:

— Wiedernutzung von Brachflachen — sofern diese fiir eine gewerbliche Nachfolge-
nutzung geeignet sind,

— kurzwegige Anbindung (vorhanden oder bis zur Inanspruchnahme des Berei-
ches fiir gewerbliche und industrielle Nutzungen umgesetzt) an das uberortliche
StraBenverkehrsnetz und an Verkehrstrager mit hoher Transportkapazitat (ins-
besondere Bahn, Schiff, Offentlicher Personennahverkehr).

6.3-4 Grundsatz Interkommunale Zusammenarbeit

Bevor ein anderer im Freiraum gelegener Bereich fiur gewerbliche und industrielle
Nutzungen festgelegt wird, ist eine interkommunale Zusammenarbeit an Standorten
in anderen Gemeinden, die unmittelbar an vorhandene Allgemeine Siedlungsberei-
che oder Bereiche fir gewerbliche und industrielle Nutzungen anschlieBen, anzu-
streben.

Auch bei der Umsetzung von unmittelbar an vorhandene Allgemeine Siedlungsbe-
reiche oder Bereiche fiir gewerbliche und industrielle Nutzungen anschlieRenden
Bereichen fir gewerbliche und industrielle Nutzungen sollen die Chancen inter-
kommunaler Zusammenarbeit genutzt werden.

6.3-5 Grundsatz Anbindung neuer Bereiche fiir gewerbliche und industrielle
Nutzungen

Auch neue Bereiche fiir gewerbliche und industrielle Nutzungen, die nicht isoliert
im Freiraum liegen, sollen dort festgelegt werden, wo eine kurzwegige Anbindung
an das uberortliche StraBenverkehrsnetz und an Verkehrstrager mit hoher Trans-
portkapazitit (insbesondere Bahn, Schiff, Offentlicher Personennahverkehr) vor-
handen oder geplant ist. Multimodale Schnittstellen sollen dabei von der Regional-
planung vorrangig fiir eine bedarfsgerechte Festlegung von Flachen fir Logistik-
standorte genutzt werden.

Daruber hinaus sollen neue Bereiche fiir gewerbliche und industrielle Nutzungen
dort festgelegt werden, wo die Nutzung vorhandener Warmepotenziale oder erneu-
erbarer Energien moglich ist.

Erlauterungen
Zu 6.3-1 Flachenangebot

Zur Grundausstattung des Wirtschaftsstandorts Nordrhein-Westfalen gehort eine be-
darfsgerechte und flachensparende (vgl. auch Ziel 6.1-1) Flachenvorsorge fur Gewerbe-
und Industriebetriebe, die erhebliche Emissionen erzeugen, deshalb in der Regel einer
immissionsschutzrechtlichen Genehmigung bedurfen und insbesondere auf Grund von
Abstandserfordernissen (vgl. auch Abstandserlass des Landes Nordrhein-Westfalen in
der jeweils gultigen Fassung) Einschrankungen bei der Standortwahl unterliegen. Fur die
Ansiedlung und Erweiterung solcher Betriebe kommen nur Standorte in Betracht, die in
den Regionalplanen als Bereiche fur gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) und in
den Bauleitplanen als Industriegebiete gemaf § 9 BauNVO gesichert sind. Betriebe, die
keiner immissionsschutzrechtlichen Genehmigung bedurfen, sind dagegen in der Regel in
allgemeinen Siedlungsbereichen anzusiedeln. Die Sicherung geeigneter Standorte in den
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Regional- und Bauleitplanen ist daher fur die wirtschaftliche Entwicklung des Landes von
grofRer Bedeutung.

Der Uberwiegende Anteil des Bedarfs resultiert aus der Verlagerung und Erweiterung
vorhandener Betriebe oder der Auslagerung und Ausgriindung von Betriebsteilen. Erfor-
derlich sind daruber hinaus Angebote fur die Neuansiedlung von Unternehmen.

Der Bezugsrahmen fur die Gewerbe- und Industrieflachenentwicklung geht dabei oft Uber
die einzelnen Gemeindegrenzen hinaus und Gewerbe-/Industrieflachenangebot sowie
Flachennachfrage werden durch die Entwicklung in den jeweils benachbarten und z. T.
auch weiter entfernt liegenden Standorten beeinflusst. Durch eine mit den Nachbarge-
meinden abgestimmte Gewerbe- und Industrieflachenpolitik kdnnen Infrastrukturkosten
reduziert werden. Die Entwicklung eines regionalen Profils, das sich auf regionale Star-
ken konzentriert, verbessert die Standortvermarktung.

Unter einem geeigneten Flachenangebot wird vor diesem Hintergrund ein Flachenange-
bot verstanden, das:

- quantitativ ausreichend und qualitativ differenziert — und damit bedarfsgerecht - und
gleichzeitig flachensparend ist,

- Abstandserfordernisse erfullt und

- unter Beachtung der Ziele der Raumordnung und Berucksichtigung der Grundsatze
und sonstigen Erfordernisse der Raumordung entwickelt worden ist.

Um dies zu erreichen, ist die zuklnftige Gewerbe- und Industrieflachenentwicklung —
mindestens sofern sie in die Festlegung neuer oder die Erweiterung vorhandener GIB
mundet — regional abzustimmen.

Die endgultige regionale Abstimmung erfolgt dabei im Rahmen des Regionalplanverfah-
rens.

Im Rahmen der Vorarbeiten einer Fortschreibung eines Regionalplanes bzw. Regional-
planteilabschnittes bereitet die Regionalplanungsbehdérde diese regionale Abstimmung
dadurch vor, dass sie den Bedarf fur GIB auf der Basis einer landeseinheitlichen Methode
(vgl. Erlauterungen zu Ziel 6.1-1) ermittelt und gemeinsam mit den Gemeinden und ggf.
weiteren Beteiligten:

— die in den Gemeinden vorhandenen GIB-Reserven ermittelt;

— potentielle neue GIB-Standorte ermittelt und dabei Flachenpotentiale mit einbezieht,
die sich absehbar durch die Aufgabe von Nutzungen (Gewerbe und Industrie, Bahn,
Militar) ergeben, sofern sie sich fur eine gewerblich-industrielle Nachfolgenutzung eig-
nen (vgl. dazu Erlauterungen zu Grundsatz 6.1-7).

— die GIB-Reserven — auch hinsichtlich der Méglichkeiten einer intensiveren Nutzung
bereits erschlossener GIB — sowie die potentiellen neuen GIB-Standorte bewertet;

— Empfehlungen zur weiteren Entwicklung der GIB-Reserven und potentieller neuer
GIB-Standorte (qualitativ differenzierte Standortprofile) erarbeitet

(regionales Gewerbe- und Industrieflachenkonzept).

Dabei sind teilregionale Industrie- und Gewerbeflachenkonzepte von Gemeinden und an-
deren offentlichen Stellen zu berucksichtigen. Das regionale Gewerbe- und Industrie-
flachenkonzept ist fur etwaige FérdermalRnahmen nicht verbindlich.
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Im Rahmen der Vorarbeiten einer Regionalplananderung bereitet die Regionalplanungs-
behdrde die regionale Abstimmung dadurch vor, dass sie — bei Vorhandensein eines wie
oben beschriebenen regionalen Gewerbe- und Industrieflachenkonzeptes — pruft, ob die
angeregte Neudarstellung eines GIB in dieses Konzept integriert werden kann. Sofern
noch kein wie oben beschriebenes regionales Gewerbe- und Industrieflachenkonzept vor-
liegt, bereitet die Regionalplanungsbehdrde die regionale Abstimmung dadurch vor, dass
die regional betroffenen Gemeinden in die Vorarbeiten der Regionalplananderung einbe-
zogen werden.

Die Bauleitplanung setzt das Ziel um, indem sie:

— die GIB zukulnftig in wesentlichen Teilen bauleitplanerisch als Industriegebiete um-
setzt. Dabei kann es aufgrund von Erfordernissen des Immissionsschutzes allerdings
sinnvoll sein, den an einen Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB) angrenzenden Tell
des GIB bauleitplanerisch als Gewerbegebiet umzusetzen (Konfliktbewaltigung durch
geeignete Zonierung).

— auf eine nachhaltige Entwicklung von Gewerbe- und Industriegebieten, die den Schutz
von Klima und Umwelt sowie des ressourcenschonenden Wirtschaftens berlcksichtigt,
hinwirkt.

Eine Festsetzung von Kerngebieten und Sondergebieten fur Vorhaben i. S. des § 11
Abs. 3 Baunutzungsverordnung ist in GIB nicht méglich (s. auch Kap. 6.5).

Zu 6.3-2 Umgebungsschutz

Entwicklungsperspektiven fur emittierende Gewerbe- und Industriebetriebe konnen durch
heranriickende Nutzungen eingeschrankt werden. Dem soll Uber diesen Grundsatz ent-
gegengewirkt werden.

Nicht nur die Regionalplananderungen der letzten Jahre, in denen GIB in ASB umgewan-
delt wurden, um den Strukturwandel nachzuvollziehen (oder vorzubereiten), zeigen, dass
innerstadtische Flachen, die vormals industriell genutzt wurden, zunehmend anderen, oft
Mischnutzungen zugeflihrt werden. Dies hat in der Vergangenheit oft dazu geflihrt, dass

entsprechende Neudarstellungen von GIB im Freiraum folgten.

Die Umsetzung des § 50 BImSchG und der entsprechenden Leitlinien und Grundsatze
der Raumordnung (§ 1 und § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG) erfolgt in der Regionalplanung durch
raumliche Trennung unterschiedlicher Nutzungen und Funktionen in spezifischen Raum-
nutzungskategorien wie ASB und GIB. Dabei gleicht die Regionalplanung die ebenenspe-
zifischen Konflikte — d. h. regelmaRig die groflraumigen Konflikte - aus. Die kleinrdumigen
Konflikte dagegen kann die Regionalplanung den nachgeordneten Planungsebenen wie
z. B. der Bauleitplanung Uberlassen.

Da, wo emittierende Gewerbe- und Industriebetriebe im vorhandenen Siedlungsraum be-
stehen, sollten diese Betriebe vor dem Heranricken von Nutzungen, die ihre Entwick-
lungsmadglichkeiten einschranken kdnnten, geschutzt werden. Dies tragt auch dazu bei,
die Inanspruchnahme von Freiraum fur Neudarstellungen von Bereichen fur gewerbliche
und industrielle Nutzungen auf das notwendige Mal3 zu begrenzen und damit Flachen zu
sparen.
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Zu 6.3-3 Neue Bereiche fiir gewerbliche und industrielle Nutzungen

Die Planung neuer GIB (einschliel3lich der Erweiterungen bestehender GIB) erfolgt be-
darfsgerecht und flachensparend (vgl. auch Ziel 6.3-1).

Dem Freiraumschutz und der kosteneffizienten Nutzung vorhandener technischer Infra-
strukturen sowie der angesichts des demographischen Wandels notwendigen Konzentra-
tion der Siedlungsentwicklung wird am besten durch die Festlegung neuer GIB unmittel-
bar anschlieRend an die vorhandenen Allgemeinen Siedlungsbereiche oder Bereiche fur
gewerbliche und industrielle Nutzungen Rechnung getragen.

Die Festlegung eines anderen im Freiraum liegenden GIB leistet der Zersiedlung der
Landschaft Vorschub und steht dem Anliegen des LEP entgegen, die weitere Siedlungs-
entwicklung u. a. an den vorhandenen Infrastrukturen auszurichten. Sie darf daher nur
ausnahmsweise erfolgen, wenn die Gemeinde gegenuber der Regionalplanung nach-
weist, dass der Festlegung eines neuen GIB unmittelbar anschlieend an die vorhande-
nen Allgemeinen Siedlungsbereiche oder Bereiche fur gewerbliche und industrielle Nut-
zungen die im Ziel genannten Grinde entgegenstehen — selbstverstandlich nur insoweit,
als dieser Festlegung keine anderen raumordnerischen Festlegungen entgegenstehen.
Bei der Festlegung des GIB sind dann vorrangig die im Ziel genannten Flachenpotentiale
Zu nutzen.

Zu 6.3-4 Interkommunale Zusammenarbeit

Wie schon in den Erlauterungen zu 6.3-3 erwahnt, sprechen viele Griinde dafir, neue
GIB unmittelbar anschliel3end an die vorhandenen Allgemeinen Siedlungsbereiche oder
Bereiche flr gewerbliche und industrielle Nutzungen festzulegen. Ist dies nicht mdglich,
ist vorrangig zu prufen, ob eine interkommunale Zusammenarbeit an solchen Standorten
in anderen Gemeinden mdglich ist.

Auch angesichts der angespannten Haushaltslage vieler Gemeinden in Nordrhein-West-
falen gewinnt die regionale und interkommunale Zusammenarbeit zunehmend an Be-
deutung.

Nur durch Bindelung kommunaler Finanz- und Verwaltungskraft lassen sich die gewach-
senen Anspruche von Unternehmen an Gewerbe- und Industrieflachen (vgl. auch Erlaute-
rungen zu 6.3-1) befriedigen und Qualitdtsstandards verwirklichen, die im Standortwett-
bewerb der Regionen in einem offenen europaischen Markt die Wettbewerbsfahigkeit des
Landes, seiner Regionen und Gemeinden starken.

Chancen der interkommunalen Zusammenarbeit sind dabei z. B. die Risikominimierung
bei Vorlauf- und ErschlieRungskosten, Chancen auf Clusterbildung.

Zu 6.3-5 Anbindung neuer Bereiche fiir gewerbliche und industrielle Nutzun-
gen

Insbesondere Standorte, die fur die Ansiedlung und Erweiterung von emittierenden Ge-
werbe- und Industriebetrieben gesichert werden, sollen Uber eine leistungsfahige, mog-
lichst ortsdurchfahrtfreie Anbindung an das Uberdrtliche Verkehrsnetz und einen An-
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schluss an den OPNV verfligen. Standorte mit vorhandenem oder zu erwartendem hohen
Aufkommen an Schwerlastverkehr sollen auch an Verkehrstrager mit hoher Transportka-
pazitat (Bahn, Schiff) angeschlossen sein. Sofern notwendig sind entsprechende Flachen
fur die Anbindung zu sichern.

Umweltvertragliche Logistikstandorte sind auf multimodale Schnittstellen angewiesen.
Dem soll die Regionalplanung durch entsprechende Verortung der Logistikflachen Re-
chung tragen.

Zu einer nachhaltigen Planung neuer GIB bzw. Erweiterung vorhandener GIB (vgl. Er-
lauterungen zu 6.3-3) gehort auch, dass die Nutzung vorhandener Warmepotentiale oder
erneuerbarer Energien moglich ist.

6.4 Standorte fur landesbedeutsame flachenintensive GroRvorhaben

Ziele und Grundsatze

6.4-1 Ziel Standorte fiir landesbedeutsame flachenintensive GroBvorhaben
Als Standorte fiir landesbedeutsame flachenintensive GroRvorhaben werden fest-
gelegt:

1. Datteln/Waltrop,

2. Euskirchen/Weilerswist,

3. Geilenkirchen-Lindern,

4. Grevenbroich-Neurath.

Standorte fiir landesbedeutsame flachenintensive GroRvorhaben sind zu sichern.

6.4-2 Ziel Inanspruchnahme von Standorten fiir landesbedeutsame flachenintensive
GroBvorhaben

Die landesbedeutsamen Standorte fir flachenintensive GroRvorhaben sind fir
raumbedeutsame Vorhaben mit besonderer Bedeutung fiir die wirtschaftliche Ent-
wicklung des Landes Nordrhein-Westfalen vorbehalten, die industriell gepragt sind
und einen Flachenbedarf von mindestens 80 ha haben. Diese GroRenordnung be-
zieht sich auf die geplante Endausbaustufe eines Vorhabens.

Ausnahmsweise kann fiir Vorhabenverbiinde mehrerer Betriebe ein Standort in An-
spruch genommen werden. Erforderlich ist eine Einzelfallentscheidung der Landes-
regierung.

6.4-3 Grundsatz Entwicklung der Standorte fiir landesbedeutsame flachenintensive
GroRvorhaben

Die Standorte fiir landesbedeutsame flachenintensive GroRvorhaben sollen von
Land und Kommunen in partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit der Wirtschaft
geplant, entwickelt und vermarktet werden.
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Erlauterungen
Zu 6.4-1 Standorte fiir landesbedeutsame flachenintensive GroBvorhaben

In Nordrhein-Westfalen wird seit Jahrzehnten eine Flachenvorsorge fur landesbedeut-
same flachenintensive Grolivorhaben betrieben. Das produzierende Gewerbe in Nord-
rhein-Westfalen stellt weiterhin eine tragende Saule fur die Wirtschaft Nordrhein-Westfa-
lens dar. Rund ein Viertel der Wertschopfung wird direkt oder indirekt vom produzieren-
den Gewerbe erbracht.

Damit sich Nordrhein-Westfalen im internationalen Standortwettbewerb auch zukunftig
erfolgreich positionieren kann, werden — neben der Flachenvorsorge durch Regional- und
Bauleitplanung (vgl. Kap. 6.3) — auch weiterhin eine ausgewahlte Anzahl von Standorten
fur landesbedeutsame flachenintensive Grol3vorhaben mit besonderer Bedeutung fur die
wirtschaftliche Entwicklung des Landes Nordrhein-Westfalen gesichert. Dies bietet fol-
gende Vorteile:

— die Neuansiedlung von Grol3vorhaben ware von besonderer Bedeutung fur das indust-
riepolitische Image des Landes;

— Neuansiedlungen dieser GroRenordnung konnen als industrielle Kerne vielfaltige
Chancen und Anknupfungspunkte fur kleine und mittlere Unternehmen (KMU) und un-
ternehmensorientierte Dienstleistungen bieten;

— ohne Sicherung wirde die Zahl der geeigneten Flachen durch Nutzungskonkurrenzen
tendenziell weiter abnehmen.

Grundlage der Auswahl ist eine Untersuchung der Uberwiegend bereits seit 1978 im LEP
gesicherten Standorte fur landesbedeutsame flachenintensive GroRvorhaben und der
aktuellen und zuklnftigen Konversionsflachen ab einer Grdlie von rd. 200 ha. Fir die Un-
tersuchung wurde auf die bereits in einer Untersuchung des ILS von 2001 verwendeten
Kriterien zur Uberpriifung der Gebiete fiir flachenintensive GroRvorhaben im LEP von
1995 zuruckgegriffen, die dazu nach wie vor als geeignet betrachtet werden. Im Einzel-
nen waren dies: die Erschliellung bzw. ErschlieBbarkeit, die Verflgbarkeit (Eigentumer-
struktur), naturschutzfachliche Restriktionen, Restriktionen beziglich der Verfligbarkeit
von Arbeitskraften ("groRraumige Lage") und weitere Restriktionen wie z. B. die Nahe zu
Wohngebieten. Die vorliegende Auswahl ergibt sich dadurch, dass im Rahmen der Ab-
wagung bereits genutzte Standorte und Standorte, fur die in der Region hinreichend kon-
kretisierte entgegenstehende Planvorstellungen bestehen, ausgenommen wurden.

Die vier Standorte sind im Landesentwicklungsplan durch ein entsprechendes Symbol
verortet und in den Regionalplanen raumlich konkret festgelegt:

1. Datteln/Waltrop mit rd. 330 ha,

2. Euskirchen/Weilerswist mit rd. 220 ha,
3. Geilenkirchen-Lindern mit rd. 240 ha,

4. Grevenbroich-Neurath mit rd. 300 ha.

Sie sind auch weiterhin in dem genannten Flachenumfang zu sichern.

Fur die drei Standorte Datteln/Waltrop, Euskirchen/Weilerswist und Geilenkirchen-Lindern
gibt es bereits Entwicklungsinitiativen. Fur diese Standorte wird eine mittelfristige Verfug-
barkeit angestrebt. Das schlie3t die Anbindung an das Uberregionale Verkehrsnetz (ins-
besondere Stralde und Schiene) ein.
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Die vier Standorte sind vor heranrickenden Nutzungen zu schutzen, die eine zielkonfor-
me Nutzung erschweren oder unmaoglich machen. Um die angestrebte gewerblich-in-
dustrielle Nutzung an diesen Standorten zu verwirklichen, missen daher z. B. benach-
barte Allgemeine Siedlungsbereiche ausreichende Schutzabstande einhalten. Beste-
hende Baurechte bleiben unberuhrt.

Zu 6.4-2 Inanspruchnahme von Standorten fiir landesbedeutsame fladchenin-
tensive GroBvorhaben

Standorte fur landesbedeutsame flachenintensive Grol3vorhaben sind der Ansiedlung von
Vorhaben mit besonderer Bedeutung fur die wirtschaftliche Entwicklung des Landes
Nordrhein-Westfalen vorbehalten. Fur die wirtschaftliche Entwicklung des Landes beson-
ders bedeutsam sind Vorhaben, die

— maldgeblich zur Schaffung und Sicherung von Arbeitsplatzen beitragen (arbeitsinten-
sive Betriebe) oder

— fur die im Land vorhandene zuliefernde und weiterverarbeitende Industrie von Bedeu-
tung sind (wichtiges Glied in einer Wertschopfungskette) oder

— zur Starkung der Innovationskraft des Landes beitragen (Betriebe oder Betriebsver-
bande mit neuen, zukunftsweisenden Produkten oder Produktionsverfahren).

Die Inanspruchnahme durch Unternehmen, die sich lediglich verlagern méchten, wird

grundsatzlich ausgeschlossen. Folgende Ausnahmen sind jedoch maglich:

— Verlagerungen, bei denen Betriebserweiterungen am bisherigen Betriebsstandort nicht
mehr mdglich sind;

— Entstehen eines zusatzlichen neuen Unternehmensstandortes, wobei der bisherige
erhalten bleibt;

— Entwicklung neuer Geschéftsfelder eines Unternehmens.

Die Standorte sind tUberwiegend flr Nutzungen vorgesehen, die industriell gepragt oder
fur die Industrie von besonderer Bedeutung sind. Dazu zahlen beispielsweise Unterneh-
men des Automobil-, Maschinen- und Anlagenbaus, der pharmazeutischen, chemischen
und Kunststoffindustrie, der Energie- und Regelungstechnik oder arbeitsintensive Ver-
edelungsbetriebe des Logistikgewerbes.

Die Standorte dienen nicht der regionalen Versorgung mit Flachen fir emittierende Ge-
werbe- und Industriebetriebe und gehen daher auch nicht in die Ermittlung des regionalen
Gewerbeflachenbedarfs ein (s. Kap. 6.3). Die Ansiedlung von grof¥flachigen Einzelhan-
dels-, Freizeit-, Sport- oder Erholungseinrichtungen kommt nicht in Betracht (s. Kap. 6.5
und 6.6).

Der Mindestflachenbedarf flr Groldvorhaben wird entsprechend der Praxis der Wirt-
schaftsforderung auf 80 ha festgelegt.

Als ,flachenintensives Grol3vorhaben® kann in einem begrindeten Einzelfall ein Vorha-
benverbund mehrerer Betriebe als Ausnahme durch die Landesregierung im Rahmen
einer Einzelfallentscheidung anerkannt werden. Bei einem solchen Vorhabenverbund hat
zwar jedes einzelne Teilvorhaben fur sich genommen einen geringeren Flachenbedarf als
80 Hektar, die Teilvorhaben sind aber funktionell so miteinander verbunden, dass sie in
ihrer Gesamtheit einen Raumanspruch von mindestens 80 Hektar aufweisen.
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Die erste Ansiedlung eines Vorhabenverbundes hat durch ein Unternehmen mit einem
Flachenbedarf von mindestens 10 ha zu erfolgen.

Entscheidend ist der aus der funktionellen Verbindung resultierende besondere Raumbe-
darf der Vorhaben in ihrer Gesamtheit. Im Gegensatz zu einer lediglich organisatorischen
oder rechtlichen Verbindung besteht ein funktioneller Verbund etwa im Verhaltnis Zulie-
ferbetrieb/technischer Endfertigung oder bei Herstellern eines Produktes aus mehreren
chemischen Rohstoffen. Als funktionell verbundene Vorhaben in diesem Sinne waren et-
wa integrierte chemische Anlagen nach 4. BImSchV bzw. UVPG zu werten (also etwa ein
Verbund zur Herstellung von Stoffen oder Stoffgruppen durch chemische Umwandlung im
industriellen Umfang, bei dem sich mehrere Einheiten nebeneinander befinden und in
funktioneller Hinsicht miteinander verbunden sind). Die gemeinsame Platzierung funktio-
nell verbundener Vorhaben an einem einzigen Standort vermeidet ein Verkehrsaufkom-
men zwischen den Einzelvorhaben bzw. ermdglicht GUberhaupt erst derartige aufeinander
angewiesene Nutzungen.

Ein raumordnerischer Vertrag, der auch private Vorhabentrager bindet, ist insbesondere
bei Inanspruchnahme des Standortes durch einen funktionellen Vorhabenverbund zu
empfehlen.

Zu 6.4-3 Entwicklung der Standorte fiir landesbedeutsame flachenintensive
GroRvorhaben

Wenn die Entwicklung eines Standortes fur landesbedeutsame flachenintensive Grolvor-
haben ansteht, so soll dieses in enger Zusammenarbeit von Land, Regionen und Kom-
munen mit der Wirtschaft erfolgen, weil damit erhebliche Koordinierungs- und Finanzie-
rungsleistungen verbunden sind. Das betrifft insbesondere die Optimierung der Verkehrs-
anbindung und den Erwerb der Grundsticke.

Es soll eine gezielte Vermarktung durch die landeseigene Wirtschaftsforderungsgesell-
schaft unter Beteiligung der kommunalen Kooperationspartner erfolgen.

6.5 GroRflachiger Einzelhandel

Ziele und Grundsatze

6.5-1. Ziel Standorte des groBflachigen Einzelhandels nur in Allgemeinen
Siedlungsbereichen

Kerngebiete und Sondergebiete fiur Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunut-
zungsverordnung durfen nur in regionalplanerisch festgelegten Allgemeinen Sied-
lungsbereichen dargestellt und festgesetzt werden.

6.5-2 Ziel Standorte des groflfldchigen Einzelhandels mit zentrenrelevanten
Kernsortimenten nur in zentralen Versorgungsbereichen
Dabei diurfen Kerngebiete und Sondergebiete fiir Vorhaben im Sinne des § 11 Ab-
satz 3 Baunutzungsverordnung mit zentrenrelevanten Kernsortimenten nur:

- in bestehenden zentralen Versorgungsbereichen sowie
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- in neu geplanten zentralen Versorgungsbereichen in stadtebaulich integrier-
ten Lagen, die aufgrund ihrer raumlichen Zuordnung sowie verkehrsmabi-
gen Anbindung fiir die Versorgung der Bevolkerung zentrale Funktionen
des kurz-, mittel- oder langfristigen Bedarfs erfullen sollen, dargestellt und
festgesetzt werden.

Zentrenrelevant sind

- die Sortimente gemaR Anlage 1 und

- weitere von der jeweiligen Gemeinde als zentrenrelevant festgelegte Sorti-
mente (ortstypische Sortimentsliste).

Ausnahmsweise diirfen Sondergebiete fir Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3
Baunutzungsverordnung mit nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten auch au-
Rerhalb zentraler Versorgungsbereiche dargestellt und festgesetzt werden, wenn
nachweislich:

- eine Lage in den zentralen Versorgungsbereichen aus stadtebaulichen oder
siedlungsstrukturellen Griinden, insbesondere der Erhaltung gewachsener
baulicher Strukturen oder der Riuicksichthahme auf ein historisch wertvolles
Ortsbild, nicht moglich ist und

- die Bauleitplanung der Gewahrleistung einer wohnortnahen Versorgung mit
nahversorgungsrelevanten Sortimenten dient und

- zentrale Versorgungsbereiche von Gemeinden nicht wesentlich beeintrach-
tigt werden.

6.5-3 Ziel Beeintrdachtigungsverbot

Durch die Darstellung und Festsetzung von Kerngebieten und Sondergebieten fur
Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung mit zentrenrelevan-
ten Sortimenten durfen zentrale Versorgungsbereiche von Gemeinden nicht we-
sentlich beeintrachtigt werden.

6.5-4 Grundsatz Nicht zentrenrelevante Kernsortimente: Verkaufsflache

Bei der Darstellung und Festsetzung von Sondergebieten fiir Vorhaben im Sinne
des § 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung mit nicht zentrenrelevanten Kernsorti-
menten soll der zu erwartende Gesamtumsatz der durch die jeweilige Festsetzung
ermoglichten Einzelhandelsnutzungen die Kaufkraft der Einwohner der jeweiligen
Gemeinde fur die geplanten Sortimentsgruppen nicht uberschreiten.

6.5-5 Ziel Nicht zentrenrelevante Kernsortimente: Standort, relativer Anteil
zentrenrelevanter Randsortimente

Sondergebiete fiir Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung
mit nicht zentrenrelevanten Kernsortimenten duirfen nur dann auch auRerhalb von
zentralen Versorgungsbereichen dargestellt und festgesetzt werden, wenn der Um-
fang der zentrenrelevanten Sortimente maximal 10 % der Verkaufsflache betragt
und es sich bei diesen Sortimenten um Randsortimente handelt.

6.5-6 Grundsatz Nicht zentrenrelevante Kernsortimente: Verkaufsflache zent-
renrelevanter Randsortimente

Der Umfang der zentrenrelevanten Randsortimente eines Sondergebietes fiir Vor-
haben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung mit nicht zentrenrele-
vanten Kernsortimenten soll auBerhalb von zentralen Versorgungsbereichen

2.500 m? Verkaufsfliche nicht liberschreiten.
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6.5-7 Ziel Uberplanung von vorhandenen Standorten mit groBflichigem Ein-
zelhandel

Abweichend von den Festlegungen 1 bis 6 diirfen vorhandene Standorte von Vor-
haben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung auBerhalb von zentra-
len Versorgungsbereichen als Sondergebiete gemaR § 11 Absatz 3 Baunutzungs-
verordnung dargestellt und festgesetzt werden. Dabei sind die Sortimente und de-
ren Verkaufsflachen in der Regel auf die Verkaufsflachen, die baurechtlichen Be-
standsschutz genieBen, zu begrenzen. Wird durch diese Begrenzung die zulassige
Nutzung innerhalb einer Frist von sieben Jahren ab Zulassigkeit aufgehoben oder
geandert, sind die Sortimente und deren Verkaufsflachen auf die zulassigen Ver-
kaufsflachenobergrenzen zu begrenzen. Ein Ersatz zentrenrelevanter durch nicht
zentrenrelevante Sortimente ist moglich.

Ausnahmsweise kommen auch geringfiigige Erweiterungen in Betracht, wenn
dadurch keine wesentliche Beeintrachtigung zentraler Versorgungsbereiche von
Gemeinden erfolgt.

6.5-8 Ziel Einzelhandelsagglomerationen

Die Gemeinden haben dem Entstehen neuer sowie der Verfestigung und Erweite-
rung bestehender Einzelhandelsagglomerationen auBerhalb Allgemeiner Sied-
lungsbereiche entgegenzuwirken. Daruber hinaus haben sie dem Entstehen neuer
sowie der Verfestigung und Erweiterung bestehender Einzelhandelsagglomeratio-
nen mit zentrenrelevanten Sortimenten auBerhalb zentraler Versorgungsbereiche
entgegenzuwirken. Sie haben sicherzustellen, dass eine wesentliche Beeintrachti-
gung zentraler Versorgungsbereiche von Gemeinden durch Einzelhandelsagglome-
rationen vermieden wird.

6.5-9 Grundsatz Regionale Einzelhandelskonzepte )
Regionale Einzelhandelskonzepte sind bei der Aufstellung und Anderung von Re-
gionalplanen in die Abwagung einzustellen.

6.5-10 Ziel Vorhabenbezogene Bebauungsplédne fiir Vorhaben im Sinne des
§ 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung

Vorhabenbezogene Bebauungsplane fiir Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3
Baunutzungsverordnung sind, soweit von § 12 Absatz 3a Satz 1 Baugesetzbuch
kein Gebrauch gemacht wird, nur zulassig, wenn sie den Anforderungen der Fest-
legungen 1, 7 und 8 entsprechen; im Falle von zentrenrelevanten Kernsortimenten
haben sie zudem den Festlegungen 2 und 3, im Falle von nicht zentrenrelevanten
Kernsortimenten den Festlegungen 4, 5 und 6 zu entsprechen.
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Anlage 1 zu Ziel 6.5-2

- Papier/Blirobedarf/Schreibwaren

- Bucher

- Bekleidung, Wasche

- Schuhe, Lederwaren

- medizinische, orthopadische, pharmazeutische Artikel

- Haushaltswaren, Glas/Porzellan/Keramik

- Spielwaren

- Sportbekleidung, Sportschuhe, Sportartikel (ohne Teilsortimente
Angelartikel, Campingartikel, Fahrrader und Zubehor, Jagdartikel,
Reitartikel und SportgroRgerate)

- Elektrogerate, Medien (=Unterhaltungs- und Kommunikationselekt-
ronik, Computer, Foto — ohne ElektrogroRgerate, Leuchten)

- Uhren, Schmuck
und

- Nahrungs- und Genussmittel (gleichzeitig nahversorgungsrelevant)

- Gesundheits- und Korperpflegeartikel (gleichzeitig nahversorgungs-
relevant)
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Erlauterungen

Der LEP NRW — Sachlicher Teilplan Grof¥flachiger Einzelhandel — steht mit den europa-
rechtlichen Vorgaben in Einklang. Insbesondere entspricht er den Anforderungen des Ar-
tikel 49 des Vertrages Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union (AEUV) und der
Richtlinie 2006/123/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember
2006 uber Dienstleistungen im Binnenmarkt (EG-Dienstleistungsrichtlinie).

Die Regelungen des LEP NRW — Sachlicher Teilplan Grof¥flachiger Einzelhandel — sind
durch zwingende Grinde des Allgemeininteresses gerechtfertigt. Der LEP NRW — Sachli-
cher Teilplan Grol¥flachiger Einzelhandel — konkretisiert verschiedene raumordnungs-
rechtliche Grundsatze und verfolgt damit raumordnungsrechtliche Ziele. Diese hat der
Europaische Gerichtshof als zwingende Griinde des Allgemeinwohls anerkannt (EuGH,
Urt. v. 24.03.2011, C-400/08 = Slg. 2011, I-41).

Nach § 1 Abs. 2 ROG besteht die Leitvorstellung der Raumordnung in einer nachhaltigen
Raumentwicklung, "die die sozialen und wirtschaftlichen Anspriiche an den Raum mit sei-
nen okologischen Funktionen in Einklang bringt und zu einer dauerhaften, grofRraumig
ausgewogenen Ordnung mit gleichwertigen Lebensverhaltnissen in den Teilrdumen
fuhrt".

Im Zusammenhang mit der Steuerung des grof¥flachigen Einzelhandels sind die folgen-
den, in § 2 Abs. 2 ROG genannten Grundsatze der Raumordnung besonders relevant:

"Im Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und in seinen Teilrdumen sind aus-
geglichene soziale, infrastrukturelle, wirtschaftliche, 6kologische und kulturelle Ver-
haltnisse anzustreben. Dabei ist die nachhaltige Daseinsvorsorge zu sichern, nachhal-
tiges Wirtschaftswachstum und Innovation sind zu unterstitzen, Entwicklungspoten-
ziale sind zu sichern und Ressourcen nachhaltig zu schutzen." (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 Sat-
ze 1, 2)

— "Die Versorgung mit Dienstleistungen und Infrastrukturen der Daseinsvorsorge, insbe-
sondere die Erreichbarkeit von Einrichtungen und Angeboten der Grundversorgung fur
alle Bevolkerungsgruppen, ist zur Sicherung von Chancengerechtigkeit in den Teil-
raumen in angemessener Weise zu gewahrleisten; dies gilt auch in dinn besiedelten
Regionen." (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 1)

— "Es sind die raumlichen Voraussetzungen fur die Erhaltung der Innenstadte und ortli-
chen Zentren als zentrale Versorgungsbereiche zu schaffen." (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 3)

— "Es sind die raumlichen Voraussetzungen fur nachhaltige Mobilitat und ein integriertes
Verkehrssystem zu schaffen." (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 5)

— "Raumstrukturen sind so zu gestalten, dass die Verkehrsbelastung verringert und zu-
satzlicher Verkehr vermieden wird." (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 8)

— "Landliche Raume sind unter Berucksichtigung ihrer unterschiedlichen wirtschaftlichen
und natlrlichen Entwicklungspotenziale als Lebens- und Wirtschaftsraume mit eigen-
standiger Bedeutung zu erhalten und zu entwickeln; [...]." (§ 2 Abs. 2 Nr. 4 Satz 6)

Gemal} § 2 Abs. 1 ROG sind die Grundsatze der Raumordnung im Sinne der Leitvorstel-
lung einer nachhaltigen Raumentwicklung anzuwenden und durch Festlegungen in
Raumordnungsplanen zu konkretisieren, soweit dies erforderlich ist.

Mit den Regelungen des LEP NRW — Sachlicher Teilplan Grofflachiger Einzelhandel —
sollen insbesondere zu beobachtenden Fehlentwicklungen entgegengewirkt und zentrale
Versorgungsbereiche geschitzt werden. Sie sollen dazu beitragen, die Daseinsvorsorge
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zu sichern, die Inanspruchnahme von Freiraum auf ein Mindestmal’ zu begrenzen und
Verkehr zu vermeiden.

Der Einzelhandel besitzt insbesondere fur die Innenstadte und ortlichen Zentren der Ge-
meinden in Nordrhein-Westfalen eine besondere Bedeutung. Als wichtiger Frequenzbrin-
ger sorgt das Einkaufsangebot fur die Belebung der Zentren (Magnetfunktion).

Der anhaltende Trend zu immer groReren Betriebseinheiten in Verbindung mit raumlichen
Konzentrationsprozessen verstarkt jedoch die Nachfrage nach Standorten aul3erhalb der
Zentren. Diese Entwicklung schwacht die Zentren erheblich.

Die Konzentration von Versorgungseinrichtungen in den Zentren tragt zu gleichwertigen
Lebensverhaltnissen in allen Teilrdumen des Landes bei. Nur so kann langfristig eine fla-
chendeckende und wohnortnahe Versorgung mit einem vielfaltigen und gut erreichbaren
Angebot an Waren und Dienstleistungen gewahrleistet werden.

Deswegen unternimmt das Land Nordrhein-Westfalen gemeinsam mit den Gemeinden
und Partnern aus der Wirtschaft erhebliche Anstrengungen, um die Innenstadte und ortli-
chen Zentren zu revitalisieren und zu starken. Eine fortschreitende Neuansiedlung und
Erweiterung von grof3flachigen Einzelhandelsangeboten an Standorten aulRerhalb der
Zentren wirde diese Bemuhungen konterkarieren.

Wegen des demographischen Wandels gewinnen die Zentren als Versorgungsstandorte
noch starker an Bedeutung. Vor allem altere Menschen und auch Familien bendtigen ein
wohnortnahes Versorgungsangebot, das auch ohne Auto auf kurzem Wege erreichbar ist.

Auch deshalb sind die vorhandenen Zentren als Arbeits-, Handels- und Wohnstandorte
konsequent zu starken. So wird dafur Sorge getragen, offentliche und private Einrichtun-
gen der Daseinsvorsorge auch in Zukunft effektiv auszulasten, die Inanspruchnahme von
Freiraum auf ein Mindestmal} zu begrenzen und Verkehr zu vermeiden.

Nur durch eine Uberortliche Abstimmung und Standortsteuerung konnen einheitliche, ver-
bindliche und ortstbergreifend wirkende Rahmenbedingungen geschaffen werden, mit
denen vermieden wird, dass die Konkurrenz zwischen den Gemeinden um die Ansiedlung
von Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO zu einer Beeintrachtigung der zentralen Ver-
sorgungsbereiche und damit der Versorgungsfunktion der jeweiligen zentralen Orte und
der wohnortnahen Versorgung fuhrt.

Vor diesem Hintergrund ist die Konkretisierung der o. g. Grundsatze der Raumordnung
durch die Landesplanung geboten und erforderlich. Die Regelungen gehen auch nicht
uber das zur Zielerreichung notwendige Mal} hinaus. So betrifft die raumordnerische
Steuerung nur die Planung von Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO. Viele dieser Vor-
haben kdnnen sich zum einen auch auf3erhalb der Grenzen der Standortgemeinde in be-
nachbarten Gemeinden bzw. in einer ganzen Region auswirken, so dass das Bedurfnis
nach einer uberortlichen Planung gegeben ist. Zum anderen konnen sie die Erhaltung der
Innenstadte und ortlichen Zentren als zentrale Versorgungsbereiche, die wohnortnahe
Versorgung der Bevolkerung und damit die Funktionsfahigkeit des zentralortlichen Ver-
sorgungssystems gefahrden. Nicht unter das Regelungsregime der nachfolgenden Fest-
legungen fallen hingegen die sog. atypischen grof3flachigen Einzelhandelsbetriebe, die
gemal § 11 Abs. 3 BauNVO keiner Sondergebietsdarstellung bzw. -festsetzung bedurf-
ten, fur die aber dennoch eine Sondergebietsdarstellung bzw. -festsetzung gewahlt wird.
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Naheres zu diesen atypischen Betrieben findet sich im Einzelhandelserlass des Landes
Nordrhein-Westfalen in der jeweils gultigen Fassung.

Die Regelungen dienen der Wahrung von im Allgemeininteresse liegenden Zielsetzun-
gen, wie sie in den in § 2 Abs. 2 ROG genannten Grundsatzen der Raumordnung enthal-
ten sind. Sie beruhen auf rein raumplanerischen Grunden, nicht aber auf marktwirtschaft-
lich-wettbewerbssteuernden Prufkriterien (wie in den spanischen Regelungen — vgl.
EUGH, Urt. v. 24.03.2011, C-400/08 = juris).

Bauleitplanung fur Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO, die die in den o. a. Regelungen
enthaltenen Voraussetzungen erfillt, ist unabhangig von der tatsachlichen Versorgungssi-
tuation landesplanerisch zulassig. Auswirkungen auf vorhandene Unternehmen oder die
Einzelhandelsstruktur des Gebietes, die — wie in Spanien — bei Uberschreitung eines be-
stimmten Wertes zur Versagung eines Antrags auf Gewerbeerlaubnis fuhren, sind keine
Kriterien der o. a. Regelungen. Es geht originar um die Konkretisierung der in § 2 Abs. 2
ROG genannten Grundsatze der Raumordnung. Dabei kommt es zwar zwangslaufig zu
Auswirkungen auf alle berUhrten Bereiche einschlieRlich der Wirtschaft, jedoch sind diese
Auswirkungen nicht Zweck der Steuerung, sondern lediglich einzelne Indikatoren oder
Reflexe der Ubergreifenden raumplanerischen Erwagungen.

Die Regelungen sind auch im Ubrigen verhaltnismaRig, das heilit geeignet und erforder-
lich, um die Zielsetzungen der Raumordnung zu erreichen. Andere raumordnerische Re-
gelungen mit weniger einschneidendem Inhalt waren nicht in der Lage, die angestrebten
— und erforderlichen — Zielsetzungen in gleichem Male zu erreichen. Eine vollstandige
Verlagerung der Prifung von raumentwicklungspolitischen Aspekten auf nachfolgende
Planungs- und Prufungsebenen ware nicht sachgerecht. Die mit den Regelungen verfolg-
ten Zwecke — insbesondere der Schutz zentraler Versorgungsbereiche — kénnten auf der
Ebene der Bauleitplanung oder der Projektgenehmigung nicht ebenso wirksam erreicht
werden, abgesehen davon, dass auch eine solche Verlagerung der Steuerung fir die be-
troffenen Wirtschaftsteilnehmer kein weniger einschneidendes Mittel darstellen warde.

Zu 6.5-1 Standorte des groBlflachigen Einzelhandels nur in Allgemeinen Sied-
lungsbereichen

Die regionalplanerisch dargestellten Allgemeinen Siedlungsbereiche sind Gebiete, die
vorrangig Siedlungsfunktionen erflllen oder erfullen sollen und aus denen — im Sinne der
"Stadt der kurzen Wege" — Flachen unterschiedlichster Nutzungen entwickelt wurden
oder werden sollen. Dies beinhaltet auch die Flachen fur Vorhabeni. S. d. § 11 Abs. 3
BauNVO. Die Integration dieser Flachen in die Allgemeinen Siedlungsbereiche unterstutzt
die Verringerung der raumlichen Distanzen zwischen Wohnen, Arbeiten, (Nah)Versor-
gung, Dienstleistungen, Freizeit- und Bildungsangeboten etc. und damit auch die gleich-
berechtigte gesellschaftliche Teilhabe der gesamten Bevolkerung an solchen Angeboten.
Eine derart kompakte Siedlungsstruktur kann dartber hinaus zur Vermeidung von Ver-
kehr mit den damit verbundenen Emissionen und einer reduzierten Freirauminanspruch-
nahme bzw. —zer-schneidung fuhren.

Erganzend kommt hinzu, dass Gewerbe- und Industriebetriebe, die erhebliche Emis-
sionen erzeugen, Einschrankungen bei der Standortwahl unterliegen, u. a. weil sie Ab-
standserfordernisse beachten missen. Daher sind die von der Regionalplanung insbe-
sondere fur diese Betriebe zu sichernden Bereiche fur gewerbliche und industrielle Nut-
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zungen (GIB) von anderen Nutzungen, wie z. B. der Einzelhandelsnutzung, freizuhalten,
die diesen Einschrankungen der Standortwahl nicht unterliegen.

Zu 6.5-2 Standorte des groBlfldchigen Einzelhandels mit zentrenrelevanten
Kernsortimenten nur in zentralen Versorgungsbereichen

Das Ziel greift das raumordnerische Integrationsgebot auf und konkretisiert insbesondere
den raumordnerischen Grundsatz des § 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 3 ROG durch die raumordne-
rischen Vorgaben fur die Bauleitplanung. Bauleitplanung fur die Errichtung oder Erweite-
rung von Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevantem Kernsortiment ist
damit nur noch in zentralen Versorgungsbereichen der Gemeinden mdglich, sofern nicht
die in den Festlegungen enthaltenen Ausnahmen greifen. Das Ziel gilt nicht fur die Teile
von Kerngebieten, in denen nach § 7 Abs. 4 BauNVO Vorhabeni. S. d. § 11 Abs. 3
BauNVO mit zentrenrelevantem Kernsortiment ausgeschlossen sind.

Das Kernsortiment eines Einzelhandelsbetriebes bezeichnet — in Abgrenzung zum Rand
sortiment (vgl. Erlauterungen zu Ziel 5) — den Hauptteil des Warenangebotes, der nach
herrschender fachlicher Meinung einem bestimmten Sortimentsbereich zuzuordnen bzw.
entsprechend zu klassifizieren ist und zudem hinreichend scharf konturiert werden kann.
Das Kernsortiment bestimmt somit in der Regel auch die Art eines Einzelhandelsbetrie-
bes.

Die Zentrenrelevanz eines Sortiments bestimmt sich gemaR Ziel 2 anhand zweier Krite-
rien: Den in Anlage 1 genannten Sortimenten als festem verbindlichen Kern von zentren-
relevanten Sortimenten und den in den ortstypischen Sortimentslisten als zentrenrelevant
festgelegten Sortimenten.

Stets zentrenrelevant in Nordrhein-Westfalen sind zunachst die in Anlage 1 genannten
Sortimente. Diese Sortimente pragen in besonderem Malde die Angebotsstruktur nord-
rhein-westfalischer Innenstadte, wie auch der Innenstadte bundesweit. In ihrem Zusam-
menspiel leisten sie einen wichtigen Beitrag zur Vielfalt des innerstadtischen Einzelhan-
delsangebotes. Nicht zuletzt aufgrund ihrer Magnetfunktion tragen sie sehr wesentlich zur
Belebung (Passantenfrequenz) sowie Attraktivitat der Innenstadte bei. Die Sortimente
gemal Anlage 1 wurden auf der Grundlage einer Analyse der Verteilung der sortiments-
spezifischen Verkaufsflachen nach Lagen innerhalb und aul3erhalb der nordrhein-
westfalischen Innenstadte, der Sortimentsstruktur in den untersuchten nordrhein-
westfalischen Gemeinden sowie der Auswertung vorliegender ortstypischer Sortimentslis-
ten gutachterlich ermittelt (vgl. "Grundlagen fur die Erarbeitung einer neuen landesplane-
rischen Regelung zur Steuerung des grof¥flachigen Einzelhandels", Junker und Kruse,
Dortmund, Juni 2011). Bei den Sortimenten gemal Anlage 1 wurden die Teilsortimente
ausgenommen, bei denen die Untersuchung von Junker und Kruse ergeben hatte, dass
eine ortstypische Differenzierung sinnvoll sein konnte. Bei den Sortimenten gemaf Anla-
ge 1 handelt es sich damit um den verbindlichen Kern an Sortimenten, der stets als zen-
trenrelevant anzusehen ist und hinter den die Gemeinden bei der Konkretisierung der
Zielvorgabe nicht zurtickfallen kénnen. Diese Sortimente geben damit einen landesplane-
rischen Mindeststandard zum Schutz der zentralen Versorgungsbereiche vor.

Daneben wird zur Konkretisierung der Zentrenrelevanz der Sortimente aber auch auf die
ortlichen Verhaltnisse Bezug genommen — und zwar insofern, als neben den flir ganz
Nordrhein-Westfalen geltenden Sortimenten gemaf Anlage 1 auf die vor Ort als zentren-
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relevant festgelegten Sortimente (ortstypische Sortimentslisten) zurlickgegriffen wird.
Uber die in Anlage 1 genannten Sortimente hinaus, die lediglich den gemeinsamen Kern
an zentrenrelevanten Sortimenten in Nordrhein-Westfalen bezeichnen, kann es in den
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen weitere Sortimente mit Zentrenrelevanz geben. Um
auch insoweit einen angemessenen, auf die ortlichen Verhaltnisse bezogenen Schutz zu
gewahrleisten, kdnnen die Gemeinden diese Sortimente in ortstypische Sortimentslisten
aufnehmen.

Den Gemeinden wird damit ermdglicht, das Schutzniveau auf die jeweiligen ortlichen
zentralen Versorgungsbereiche zuzuschneiden. Uber die ortstypischen Sortimentslisten
verbleibt den Gemeinden jenseits des flr alle Gemeinden verbindlichen Kerns der Sorti-
mente gemal Anlage 1 ein gestaltbarer Rahmen, in dem das Integrationsgebot einer
Konkretisierung zuganglich ist.

Bezuglich der Festlegung ortstypischer Sortimentslisten wird auf den Einzelhandelserlass
des Landes Nordrhein-Westfalen in der jeweils gultigen Fassung verwiesen.

Raumlich bezieht sich das Integrationsgebot auf "zentrale Versorgungsbereiche". Dieser
Begriff wird nicht nur im Baugesetzbuch und in der Baunutzungsverordnung an vielen
Stellen genannt, sondern ist auch zentraler Bestandteil des Raumordnungsrechts (so et-
wa § 2 Abs. 2 Nr. 2 ROG).

Zentrale Versorgungsbereiche kdnnen sich sowohl aus den tatsachlichen Verhaltnissen
(so im Rahmen des § 34 Abs. 3 BauGB) als auch aus planerischen Festsetzungen und
Darstellungen ergeben (vgl. § 9 Abs. 2a BauGB). Daran knupft Ziel 2 an.

Soweit der Begriff der zentralen Versorgungsbereiche auf die tatsachlichen Gegebenhei-
ten Bezug nimmt, kann er aufgrund der zu den oben genannten Vorschriften ergangenen
Rechtsprechung, insbesondere zu § 34 Abs. 3 BauGB, bestimmt werden.

Zentrale Versorgungsbereiche sind danach raumlich abgrenzbare Bereiche einer Ge-
meinde, denen aufgrund vorhandener Einzelhandelsnutzungen — haufig erganzt durch
diverse Dienstleistungen und gastronomische Angebote — eine Versorgungsfunktion tuber
den unmittelbaren Nahbereich hinaus zukommt. Innenstadte sind, in der Regel als Ver-
sorgungsbereiche zentral, weil sie nach Lage, Art und Zweckbestimmung nicht nur der
Versorgung ihrer Bewohner dienen, sondern auf einen Kundenkreis aus einem groleren
Einzugsbereich ausgerichtet sind. Fur Innenstadte ist typisch, dass in ihnen ein breites
Spektrum von Waren fur den lang-, mittel- und kurzfristigen Bedarf angeboten wird
(BVerwG, Urt. v. 11.10.2007, 4 C 7.07 = BVerwGE 129, 307). Versorgungsbereiche sind
jedoch nicht nur dann "zentral", wenn sie nach Lage, Art und Zweckbestimmung der ge-
meindeweiten bzw. Ubergemeindlichen Versorgung dienen, sondern auch Bereiche flur
die Grund- oder Nahversorgung kdonnen zentrale Versorgungsbereiche i. S. d. § 34 Abs. 3
BauGB sein (OVG NRW, Urt. v. 11.12.2006, 7 A 964.05 = BauR 2007, 845).

Zentrale Versorgungsbereiche kdnnen sich nicht nur aus den tatsachlichen értlichen Ver-
haltnissen, sondern auch aus entsprechenden gemeindlichen Planungen ergeben. Ge-
mal} Ziel 2 wird die Ansiedlung von Vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO mit zen-
trenrelevanten Kernsortimenten auch in solchen zentralen Versorgungsbereichen erlaubt,
die von den Gemeinden als zentrale Versorgungsbereiche festgelegt wurden.

Intention des Landes ist es ausweislich der Begrindung zum LEP NRW — Sachlicher
Teilplan Grof¥flachiger Einzelhandel —, eine nachhaltige Raumentwicklung gemaf
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§ 1 Abs. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) zu unterstitzen — und zwar durch die Starkung
der Zentren, eine kompakte Siedlungsentwicklung und eine Reduzierung der Freiraumin-
anspruchnahmen. Die in Ziel 2 vorgegebenen landesplanerischen Kriterien stellen sicher,
dass dieser auch mit dem Integrationsgebot verfolgte Zweck nicht durch Gemeinden un-
terlaufen werden kann, indem sie an stadtebaulich nicht integrierten Standorten neue
zentrale Versorgungsbereiche planen. Bauleitplanung fur Vorhaben im Sinne des § 11
Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevanten Kernsortimenten ist damit nur dort mdglich, wo
aufgrund der vorhandenen ortlichen Gegebenheiten wesentliche Bedarfsfunktionen erfullt
werden kdnnen. Auch hierbei geht es um eine Vorgabe fur die Verortung von Bauleitpla-
nung fur Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevanten Kernsortimenten.
Es geht insofern nicht um die Vorgabe allgemeiner Kriterien fir neue zentrale Versor-
gungbereiche.

Die Planung zentraler Versorgungsbereiche durch die Gemeinden ist mit erheblichen
Rechtswirkungen insbesondere im Hinblick auf die Zulassigkeit von Einzelhandelsgrol3-
vorhaben verbunden. Deshalb scheint eine verfahrensméaRige Beteiligung der Offentlich-
keit und der berthrten Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange sowie eine
Abwagungi. S. v. § 1 Abs. 7 BauGB und ein Beschluss durch den Rat der Gemeinde fur
die Planung neuer zentraler Versorgungsbereiche erforderlich. Es bietet sich in diesem
Zusammenhang an, entsprechend den Verfahren nach §§ 3 ff. BauGB Beteiligungen
auch bei der Aufstellung eines gemeindlichen Einzelhandelskonzepts durchzuflhren. Die
Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen gemeindlichen Einzelhandelskon-
zeptsi. S. v. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitplane zu be-
rucksichtigen. Zentrale Versorgungsbereiche kdnnen zur verfahrensmalfligen Absicherung
der damit verbundenen Rechtswirkungen auch im Flachennutzungsplan dargestellt wer-
den. Naheres zur Abgrenzung zentraler Versorgungsbereiche findet sich im Einzelhan-
delserlass des Landes Nordrhein-Westfalen in der jeweils gultigen Fassung.

Der Nachweis, dass die in Ziel 2 vorgegebenen landesplanerischen Kriterien erfillt sind,
muss sich aus der Begrundung zum Flachennutzungsplan bzw. zum Bebauungsplan er-
geben.

Die stetig rucklaufige Zahl von flachenmaRig kleineren Lebensmittelgeschaften ist eine
Entwicklung, die mit dem demographischen Wandel noch fortschreiten wird; insbesonde-
re Lebensmittelsupermarkte mit Vollsortiment iGbernehmen zunehmend die Aufgabe der
wohnortnahen Versorgung mit Gltern des taglichen Bedarfs, den nahversorgungsrele-
vanten Sortimenten.

Diesem Bedurfnis der wohnortnahen Versorgung mit Gutern des taglichen Bedarfs tragt
die Regelung zum einen bereits insofern Rechnung, als lediglich "Vorhaben im Sinne des
§ 11 Abs. 3 BauNVO" in die zentralen Versorgungsbereiche verwiesen werden. Denn die
Inbezugnahme auf § 11 Abs. 3 BauNVO stellt sicher, dass lediglich solche grof¥flachigen
Vorhaben, die nachteilige Auswirkungen auf (u. a.) zentrale Versorgungsbereiche haben
konnen, von der Festlegung in Ziel 2 erfasst werden.

Gemal Einzelhandelserlass des Landes Nordrhein-Westfalen vom 22.09.2008 (Nr. 2.8)
bzw. Bericht der Arbeitsgruppe "Strukturwandel im Lebensmitteleinzelhandel und § 11
Abs. 3 BauNVO" vom 30. April 2002 (ZfBR 2002, S. 598) ,reicht die in § 11 Abs. 3 BauN-
VO angelegte Flexibilitat grundsatzlich aus, um unter Berucksichtigung des Einzelfalls
sachgerechte Standortentscheidungen fir Betriebe des Lebensmitteleinzelhandels zu
treffen. Auch bei Erreichen der Grofflachigkeitsschwelle von 800 m? Verkaufsflache [...]

Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen
Entwurf, Stand: 25.06.2013 Seite 57



6. Siedlungsraum

und oberhalb des Regelvermutungswertes von 1.200 m? Geschossflache kdnnen An-
haltspunkte dafur bestehen, dass die in § 11 Abs. 3 Satz 2 BauNVO bezeichneten Aus-
wirkungen (z. B. auf Verkehr, Umwelt, Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche und
die verbrauchernahe Versorgung) nicht vorliegen." Gehen von einem Vorhaben nicht die
in § 11 Abs. 3 Satz 2 BauNVO bezeichneten Auswirkungen aus, unterliegt eine dieses
Vorhaben zulassende Bauleitplanung auch nicht den Vorgaben des Integrationsgebots.

Die in Ziel 2 formulierte Ausnahmeregelung tragt der Tatsache Rechnung, dass die Neu-
ansiedlung oder Erweiterung eines solchen Betriebes des Lebensmitteleinzelhandels un-
ter Umstanden die Darstellung und Festsetzung eines Sondergebietes fur Vorhaben i. S.
d. § 11 Abs. 3 BauNVO erfordern kann. Zur Sicherung einer wohnortnahen Versorgung
vor allem mit Lebensmitteln kann es ausnahmsweise geboten sein, von der sonst gelten-
den Bindung des zentrenrelevanten Einzelhandels an die zentralen Versorgungsbereiche
abzuweichen.

Wahrend eine solche Ausnahme der Sicherung der Nahversorgung dient, durfen die In-
nenstadte und ortlichen Zentren durch die Ansiedlung solcher Vorhaben nicht geschwacht
werden. Auch nach der Untersuchung von Junker und Kruse "stellen die Warengruppen
aus dem Bereich der taglichen Bedarfsdeckung wichtige Frequenzbringer dar" — und zwar
in den zentralen Versorgungsbereichen aller Hierarchiestufen, mit Ausnahme der Haupt-
geschaftszentren der Oberzentren (vgl. "Grundlagen fur die Erarbeitung einer neuen lan-
desplanerischen Regelung zur Steuerung des grof3flachigen Einzelhandels", Junker und
Kruse, Dortmund, Juni 2011, S. 28). Der LEP NRW — Sachlicher Teilplan Grolflachiger
Einzelhandel bindet die Ausnahme daher an enge und abschlieRende Voraussetzungen.
Diese stellen sicher, dass die Ausnahme nur in sachlich begrindeten Fallen greift und
das mit dem Integrationsverbot verbundene Ziel nicht unterlaufen wird.

So kann die Voraussetzung gemal dem ersten Spiegelstrich, d. h. eine Lage ist in den
zentralen Versorgungsbereichen aus stadtebaulichen oder siedlungsstrukturellen Grin-
den nicht moglich, bei sehr kleinteilig parzellierten zentralen Versorgungsbereichen im
landlichen Raum erfullt sein.

Nach dem zweiten Spiegelstrich kommt eine solche Bauleitplanung zur Ansiedlung eines
Vorhabens im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevantem Kernsortiment nur
zur Gewahrleistung einer "wohnortnahen" Versorgung in Betracht. Diese Voraussetzung
ist von den jeweiligen siedlungsstrukturellen Gegebenheiten abhangig. Sie setzt in der
Regel die fulllaufige Erreichbarkeit voraus, mindestens aber die Erreichbarkeit mit dem
Offentlichen Personennahverkehr.

Zu der Bestimmung einer wesentlichen Beeintrachtigung zentraler Versorgungsbereiche
— dritter Spiegelstrich — wird auf die entsprechenden Erlauterungen zu Ziel 3 verwiesen.

Die Voraussetzungen fur die Ausnahme sind im Ziel abschlieRend aufgefuhrt; der Nach-
weis fur das Vorliegen der Ausnahmevoraussetzungen ist durch die Gemeinde zu fuhren.
Zu 6.5-3 Beeintrachtigungsverbot

Die Zentrenvertraglichkeit der durch die Darstellung und Festsetzung von Kerngebieten

und Sondergebieten flr Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO ermdglichten Einzelhan-
delsnutzungen hangt sowohl vom Standort als auch von Art und Umfang des maoglichen
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Warenangebotes ab. Aus diesem Grund stellt Ziel 3 auf die wesentliche Beeintrachtigung
zentraler Versorgungsbereiche durch zentrenrelevante Sortimente ab. Das raumordneri-
sche Beeintrachtigungsverbot belasst der Gemeinde einen gegenuber dem allgemeinen
Kongruenzgebot groReren Spielraum, stellt jedoch gleichzeitig sicher, dass zentrale Ver-
sorgungsbereiche der Standortgemeinde und der benachbarten Gemeinden nicht wesent-
lich beeintrachtigt werden.

Das Beeintrachtigungsverbot wird durch tberortliche Interessen getragen. Zwar hat das
Beeintrachtigungsverbot auch stadtebauliche Bedeutung fur die jeweilige ortliche kom-
munale Planung, wie sich aus § 2 Abs. 2 und § 34 Abs. 3 BauGB ergibt. Das schlief3t al-
lerdings eine Raumbedeutsamkeit nicht aus. Soweit die Versorgungsbereiche eine
uberortliche Versorgungsfunktion erfullen (in der Regel Mittel- und Oberzentren), ist mit
dem Beeintrachtigungsverbot zugleich die zentralértliche Versorgungsfunktion der jeweili-
gen Gemeinde im Hinblick auf den Einzelhandel geschiitzt. Uberdrtliche Interessen recht-
fertigen die Festlegung aber auch dann, wenn die jeweiligen zentralen Versorgungsberei-
che keine Uberortliche Versorgungsfunktion haben. Aufgabe der Raumordnung ist es u.
a., die Versorgung mit Dienstleistungen und Infrastrukturen der Daseinsvorsorge, insbe-
sondere die Erreichbarkeit von Einrichtungen und Angeboten der Grundversorgung fur
alle Bevdlkerungsgruppen in angemessener Weise zu gewahrleisten (§ 3 Abs. 2 Nr. 3
ROG). Diese Aufgabe stellt das Gesetz in einen Zusammenhang mit dem Zentrale-Orte-
Konzept. Dieses soll eine ausreichende Versorgung auch wenig mobiler Bevdlkerungs-
gruppen sichern. Hierbei handelt es sich um Uberortliche Interessen, die das Beeintrach-
tigungsverbot unterstitzen soll.

Dass der Begriff der "wesentlichen Beeintrachtigung" eines Versorgungsbereichs justitia-
bel ist, hat grundlegend die Rechtsprechung zu § 34 Abs. 3 BauGB gezeigt (BVerwG, Urt.
v. 11.10.2007, 4 C 7/07 = BVerwGE 129, 307). Auf diese Rechtsprechung kann daher
auch zur Auslegung des Beeintrachtigungsverbots des LEP NRW — Sachlicher Teilplan
Grol¥flachiger Einzelhandel — zurickgegriffen werden.

Danach ist eine wesentliche Beeintrachtigung eines zentralen Versorgungsbereichs in
jedem Fall anzunehmen, wenn die Funktionsfahigkeit des betroffenen zentralen Versor-
gungsbereichs in beachtlichem Ausmal} beeintrachtigt und damit gestort wird. Eine sol-
che Funktionsstorung liegt vor, wenn der zentrale Versorgungsbereich seinen Versor-
gungsauftrag generell oder hinsichtlich einzelner Branchen nicht mehr in substantieller
Weise wahrnehmen kann.

Bei allgemeinen Kerngebietsausweisungen ohne konkret anstehende Vorhaben i. S. d. §
11 Abs. 3 BauNVO sind die Auswirkungen dieser Bauleitplanung durch eine "Worst-Case-
Betrachtung" zu ermitteln.

Zu 6.5-4 Nicht zentrenrelevante Kernsortimente: Verkaufsflache

Die im Rahmen der bereits erwahnten Untersuchung ("Grundlagen fiur die Erarbeitung
einer neuen landesplanerischen Regelung zur Steuerung des grofflachigen Einzelhan-
dels", Junker und Kruse, Dortmund, Juni 2011) durchgefuhrte prognostische Modellrech-
nung zur Erweiterung und Ansiedlung von drei Mébelfachmarkten in der Region Sudwest-
falen verdeutlicht exemplarisch das komplexe Wirkungsgeflecht regionaler Auswirkungen
entsprechender Vorhaben. Neben mdglichen negativen Auswirkungen auf zentrale Ver-
sorgungsbereiche (eher bei Neuansiedlungen als bei Erweiterungsvorhaben) konnten
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insbesondere negative Auswirkungen auf die verbrauchernahe Versorgung sowie weitere
negative Folgewirkungen, z. B. im verkehrlichen Bereich (deutlich verkehrsinduzierende
Wirkung), nachgewiesen werden. In der Untersuchung wurde dabei festgestellt, dass das
Ausmal} negativer Auswirkungen in der Region neben der Gesamtdimensionierung eines
Ansiedlungsvorhabens vor allem auch von der Relation abhangt, in der der Vorhaben-
sumsatz, unter Berucksichtigung des vorhandenen Einzelhandelsbestandes, zur lokalen
einzelhandelsrelevanten Kaufkraft einer Gemeinde steht. Bei bereits sehr hohen Zentrali-
taten einer Standortgemeinde kdnnen auch vergleichsweise geringe Zuwachse in beson-
derem Mal3e schadliche Auswirkungen in der Region hervorrufen.

Vor diesem Hintergrund und unter Berucksichtigung der Tatsache, dass das System der
zentralen Orte im LEP NRW vor allem auf der Bevolkerungsverteilung in Nordrhein-
Westfalen basiert, ist eine Orientierung auch des nicht zentrenrelevanten Einzelhandels
am lokalen, einzelhandelsrelevanten Kaufkraftpotential angebracht und zielfUhrend, um
eine mdglichst verbrauchernahe und verkehrsmindernde Versorgung im Sinne der oben
genannten Grundsatze der Raumordnung zu gewahrleisten. Soweit es sich um die Erwei-
terung eines vorhandenen Betriebes handelt, ist der vorhandene Bestand dieses Betrie-
bes in die Bewertung einzubeziehen. Eine daruber hinausgehende Berlcksichtigung des
vorhandenen Einzelhandelsbestandes scheidet aus wettbewerbsrechtlichen Grinden
aus.

Zu 6.5-5 Nicht zentrenrelevante Kernsortimente: Standort, relativer Anteil
zentrenrelevanter Randsortimente

Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit nicht zentrenrelevanten Kernsortimenten (z. B.
Garten-, MObel-, Bau- oder Heimwerkerfachmarkte) sind fur die Funktionsfahigkeit von
zentralen Versorgungsbereichen nicht zwingend erforderlich und lassen sich dort haufig
auch nicht vertraglich unterbringen. Sie beschranken sich auf die Versorgung der Bevol-
kerung mit langfristigen Gltern, besitzen einen hohen Flachenbedarf fur die Prasentation
und Lagerung der Waren und erzeugen erheblichen Verkehr.

Neben dem nicht zentrenrelevanten Kernsortiment weisen Fachmarkte in der Regel auch
zentren- und nicht zentrenrelevante Randsortimente auf.

Die vorliegende Regelung ermdglicht es, Bauleitplanung fur die 0. g. Vorhaben unter den
im Ziel genannten Voraussetzungen auch aullerhalb der zentralen Versorgungsbereiche,
aber innerhalb der Allgemeinen Siedlungsbereiche zu betreiben. Zugleich soll mit Ziel 5
aber auch vermieden werden, dass das raumordnerische Integrationsgebot (in Ziel 2) un-
terlaufen wird. Zentrenrelevante Sortimente von Vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3
BauNVO aulderhalb zentraler Versorgungsbereiche werden durch Ziel 5 daher in zweifa-
cher Hinsicht begrenzt. Zum einen darf der Anteil zentrenrelevanter Sortimente 10% der
Verkaufsflache nicht Ubersteigen; zum anderen muss es sich bei vorhandenen zentrenre-
levanten Sortimenten um "Randsortimente" handeln. Sobald diese Voraussetzungen nicht
vorliegen, handelt es sich bei dem Vorhaben um ein solches mit zentrenrelevantem Kern-
sortiment, das gemal Ziel 2 nur in zentralen Versorgungsbereichen verwirklicht werden
darf. Diese Begrenzung stellt sicher, dass der Schutz der zentralen Versorgungsbereiche
durch Vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO aulerhalb zentraler Versorgungsbe-
reiche nicht wieder in Frage gestellt wird.
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Zur Auslegung des Begriffs der "Randsortimente" kann auf die zu dieser Frage ergan-
gene Rechtsprechung zurickgegriffen werden. Danach haben Randsortimente lediglich
erganzenden Charakter und stehen in Beziehung zum Kernsortiment. Randsortimentsan-
gebote mussen dem Kernsortiment in Umfang und Gewichtigkeit deutlich untergeordnet
sein ("keine ins Gewicht fallende Bedeutung"); Merkmale dieser Unterordnung sind vor
allem die jeweiligen Anteile an der Gesamtverkaufsflache sowie am Gesamtumsatz des
jeweiligen Betriebes (vgl. u. a. OVG NRW, Urt. v. 22.06.1998, 7a D 108/96.NE = BauR
1998, 1198; OVG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 24.08.2000, 1 C 11457/99 = BauR 2011, 221;
Thuringer OVG, Urt. v. 21.08.2001, 1 KO 1240/97 = juris; OVG NRW, Urt. v. 26.01.2000,
7 B 2023/99 = BauR 2000, 1021). Ist dies nicht der Fall, stellen sie ein wesentliches
Standbein des Einzelhandelsbetriebes und damit kein "Rand"sortiment mehr dar (OVG
NRW, Urt. v. 26.01.2000, 7 B 2023/99 = BauR 2000, 1021).

Ausgangspunkt fur die Begrenzung des Umfangs der zentrenrelevanten Randsortimente in
einem Sondergebiet fur solche Vorhaben auf maximal 10 % der Verkaufsflache ist eben-
falls die Rechtsprechung zum Begriff "Randsortiment”.

Da zentrenrelevante Randsortimente nicht selten eine im Vergleich zum Kernsortiment
doppelt so hohe Flachenproduktivitat aufweisen, kann mit zentrenrelevanten Randsorti-
mentsangeboten auf 10% der Gesamtverkaufsflache ein Umsatzanteil von 20 % am Ge-
samtumsatz des jeweiligen Betriebes erwirtschaftet werden, die Umsatze durch ggf. noch
zusatzlich vorhandene nicht-zentrenrelevante Randsortimentsangebote noch nicht mitge-
rechnet. Bei hdheren Randsortimentsanteilen wirde es sich nach den von der Rechtspre-
chung definierten Kriterien nicht mehr um ein Randsortiment handeln. (vgl. dazu "Grund-
lagen fur die Erarbeitung einer neuen landesplanerischen Regelung zur Steuerung des
grof¥flachigen Einzelhandels", Junker und Kruse, Dortmund, Juni 2011)

Eine Begrenzung der zentrenrelevanten Randsortimente auf 10% der Verkaufsflache ent-
spricht auch den tatsachlichen Gegebenheiten in Nordrhein-Westfalen. Die Untersuchung
belegt, dass die Anteile zentrenrelevanter Randsortimente der 637 untersuchten Mdbel-,
Bau- und Gartenmarkte in nordrhein-westfalischen Gemeinden — unabhangig von der
siedlungsraumlichen Lage — mehrheitlich innerhalb einer Spannweite von 5 - 8 % und
somit unter 10 % liegen. Die Begrenzung ist insofern als 6konomisch tragfahig anzusehen
und stellt keinen unverhaltnismafligen Eingriff in die Rechte der Unternehmer dar. Von
den 637 in der Untersuchung von Junker und Kruse betrachteten Mébel-, Garten- und
Baufachmarkten weisen lediglich 21 Fachmarkte einen im Schnitt hdheren Anteil zentren-
relevanter Randsortimente auf; es handelt sich dabei uberwiegend um Mdobelfachmarkte
mit einer Gesamtverkaufsflache zwischen 10.000 m? und 30.000 m? (vgl. dazu "Grundla-
gen fur die Erarbeitung einer neuen landesplanerischen Regelung zur Steuerung des
grof¥flachigen Einzelhandels", Junker und Kruse, Dortmund, Juni 2011, S. 50). Da in die-
ser GroRenordnung das Gefahrdungspotential zentrenrelevanter Sortimente fur zentrale
Versorgungsbereiche schon angesichts ihres absoluten Anteils aber auch besonders
schwerwiegend ist, ist der insoweit bestehende nicht unerhebliche Eingriff gerechtfertigt.
Die spurbare Beschrankung betrifft genau jene Vorhaben, die den Schutzzweck (zentrale
Versorgungsbereiche) in besonderer Weise gefahrden.

Die Festlegung der 10%-Grenze basiert wie oben beschrieben auch auf der von Junker
und Kruse durchgefihrten Untersuchung zu den marktiblichen Anteilen zentrenrelevanter
Randsortimente (siehe "Grundlagen fur die Erarbeitung einer neuen landesplanerischen
Regelung zur Steuerung des grof¥flachigen Einzelhandels", Junker und Kruse, Dortmund,
Juni 2011, S. 34 ff.). Bei dieser Untersuchung wurden nicht nur die gemaf Anlage 1 zen-
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trenrelevanten Sortimente bericksichtigt, sondern auch die ortstypischen zentrenrelevan-
ten Sortimente, wobei in Fallen, in denen sich die ortstypischen Sortimente in den Ge-
meinden unterscheiden, die mehrheitlich in den Gemeinden vorgefundene Einteilung zu
Grunde gelegt wurde. Auf dieser empirischen Basis wurden die o. g. marktublichen Antei-
le (5 - 8%) zentrenrelevanter Randsortimente ermittelt. Dies ist bei der Frage zu beruck-
sichtigen, wie weit der maximal mogliche Anteil an zentrenrelevanten Randsortimenten
tatsachlich ausgeschopft werden sollte.

Die Begrenzung des Umfangs der zentrenrelevanten Randsortimente auf maximal 10%
der Verkaufsflache bezieht sich auf ein Sondergebiet. Bei Erweiterungen bestehender
Betriebe ist dabei das gesamte Vorhaben in den Blick zu nehmen.

Zu 6.5-6 Nicht zentrenrelevante Kernsortimente: Verkaufsflache zentrenrele-
vanter Randsortimente

Insbesondere bei Mdbelfachmarkten mit mehr als 10.000 m? Verkaufsflache besteht die
Tendenz, den Anteil der zentrenrelevanten Randsortimente an der Verkaufsflache erheb-
lich auszuweiten. Dies verscharft die Konkurrenz zwischen zentrenrelevanten Randsorti-
mentsangeboten an stadtebaulich nicht integrierten Standorten auf der einen Seite sowie
mehrheitlich kleinteiligen Fachangeboten in zentralen Versorgungsbereichen auf der an-
deren Seite. Gerade bei gro3formatigen Markten mit mehr als 10.000 m? Gesamtver-
kaufsflache kann das Randsortimentsangebot eine hohe quantitative Bedeutung im (so-
wohl absoluten als auch relativen) Vergleich zu bestehenden Angeboten in umliegenden
zentralen Versorgungsbereichen einnehmen. Insbesondere in kleineren Mittelzentren
Ubersteigt das zentrenrelevante Randsortiment eines grof3flachigen Fachmarktes vom
absoluten Angebotsvolumen her schnell das vergleichbare Fachangebot innerhalb der
zentralen Versorgungsbereiche der entsprechenden Gemeinde. Daher kommt auch die
Untersuchung von Junker und Kruse zu dem Schluss, dass eine absolute und nicht nur
eine relative Begrenzung der zentrenrelevanten Randsortimente auerhalb der zentralen
Versorgungsbereiche notwendig ist (vgl. "Grundlagen fur die Erarbeitung einer neuen
landesplanerischen Regelung zur Steuerung des gro3flachigen Einzelhandels", Junker
und Kruse, Dortmund, Juni 2011, S. 51, 52).

Eine absolute Begrenzung auf landesplanerischer Ebene muss dabei zugleich der in der
Untersuchung belegten Erkenntnis Rechnung tragen, dass das Gefahrdungspotential
zentrenrelevanter Randsortimente aufgrund der Heterogenitat Nordrhein-Westfalens nicht
auf einen allgemeingultigen Wert gebracht werden kann (vgl. "Grundlagen fur die Erarbei-
tung einer neuen landesplanerischen Regelung zur Steuerung des grof¥flachigen Einzel-
handels", Junker und Kruse, Dortmund, Juni 2011, S. 52). Vor diesem Hintergrund kann
die absolute Begrenzung lediglich in Gestalt eines raumordnerischen Grundsatzes erfol-
gen. Die fur eine Zielfestlegung erforderlich abschlieiende Abwagung eines absoluten
Schwellenwertes ist auf der Ebene der Landesplanung nicht rechtssicher moglich.

Bei der Festlegung des Schwellenwerts bei einer Verkaufsflache von 2.500 m? war das
Gefahrdungspotential von Vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO leitend. Fur das
Gefahrdungspotential zentrenrelevanter Randsortimente von Vorhaben mit nicht zentren-
relevantem Kernsortiment malfdgeblich sind die zu beflrchtenden nachteiligen Auswirkun-
gen auf zentrale Versorgungsbereiche unter Berucksichtigung der Siedlungs- und Wa-
renangebotsstruktur in Nordrhein-Westfalen.
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Je groRer der Anteil zentrenrelevanter Randsortimente wird, desto mehr sind die Vorha-
ben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevantem Randsortiment darauf an-
gelegt, einen eigenstandigen "Mitnahmeeffekt" durch die zentrenrelevanten Randsorti-
mente zu generieren. Denn ab einer bestimmten BetriebsgrofRe ist die Grenze einer rea-
listisch erzielbaren Kaufkraftabschopfung durch vorhandene nicht zentrenrelevante Kern-
sortimentsangebote erreicht. Dies 10st fur die betroffenen Unternehmen den 6konomi-
schen Zwang aus, einen Teil der Soll-Umsatze mit (auch zentrenrelevanten) Randsorti-
mentsangeboten zu erzielen Diese Tendenz besteht nach der Untersuchung von Junker
und Kruse ab einer Verkaufsflache von 10.000 m? (vgl. "Grundlagen fur die Erarbeitung
einer neuen landesplanerischen Regelung zur Steuerung des grof¥flachigen Einzelhan-
dels", Junker und Kruse, Dortmund, Juni 2011, S. 51). Bei Vorhaben dieser Grokenord-
nung bewirkt die relative Begrenzung der zentrenrelevanten Randsortimente gemaf Ziel
5 auf 10% der Verkaufsflache, dass der absolute Anteil zentrenrelevanter Randsortimente
nicht mehr als 1.000 m? Verkaufsflache betragt. Da zumal die besonders problematischen
Mobelmarkte mit zwischen 10.000 m? und 30.000 m? Verkaufsflache dabei im Schnitt so-
gar mehr als 10% zentrenrelevanter Randsortimentsanteile aufweisen, bewirkt bereits die
relative 10%-Schwelle eine spurbare Begrenzung zentrenrelevanter Randsortimente.

Ein niedriger Schwellenwert als 2.500 m? ist mit Blick auf die typischen Grél3enverhaltnis-
se von Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit nicht zentrenrelevanten Kernsortimen-
ten in Nordrhein-Westfalen nicht geboten.

Dies gilt zumal, da auch die Uberaus heterogenen 6rtlichen Verhaltnisse in Nordrhein-
Westfalen nicht nach einer friher einsetzenden landesplanerischen Steuerung verlangen.
Erst ab einer Schwelle von 2.500 m? besteht generell auch auf Landesebene ein Gefahr-
dungspotential durch zentrenrelevante Randsortimente.

Dies lasst sich fur Nordrhein-Westfalen aus dem Verhaltnis von innerstadtischen Ver-
kaufsflachen flr zentrenrelevante Sortimente und hierzu potentiell in Konkurrenz treten-
den zentrenrelevanten Randsortimenten von Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit
nicht zentrenrelevanten Kernsortimenten ableiten. Rund 10 % der Gemeinden in Nord-
rhein-Westfalen haben mehr als 80.000 Einwohner. Knapp die Halfte der 187 Mittelzen-
tren und auch zahlreiche Nebenzentren in den Oberzentren weisen hingegen eine Ein-
wohnerzahl von teilweise sogar deutlich weniger als 50.000 Einwohnern auf. Geht man,
wie in der Untersuchung von Junker und Kruse, von einem innerstadtischen Verkaufsfla-
chenangebot in der Branche Glas, Porzellan, Keramik/Haushaltswaren in nordrhein-
westfalischen Mittelzentren von im Schnitt 0,03 m? je Einwohner aus (vgl. "Grundlagen fur
die Erarbeitung einer neuen landesplanerischen Regelung zur Steuerung des grofflachi-
gen Einzelhandels", Junker und Kruse, Dortmund, Juni 2011, S. 51), bedeutet dies fur ein
Mittelzentrum mit etwas mehr als 80.000 Einwohnern statistisch ein innerstadtisches Ver-
kaufsflachenangebot in dieser Branche von rund 2.500 m?. Ausweislich der o. g. Untersu-
chung gibt es bereits heute grol3formatige Mobelfachmarkte mit mehr als 25.000 m? Ge-
samtverkaufsflache; verschiedene Ansiedlungen bzw. Planungen der letzten Jahre wei-
sen noch deutlich groliere Gesamtverkaufsflachen auf. Bei der relativen Begrenzung zen-
trenrelevanter Randsortimente auf maximal 10 % der Gesamtverkaufsflache wurde das
zentrenrelevante Randsortiment eines Mdbelfachmarkts solcher GroRenordnung dem
gesamten sortimentsspezifischen innerstadtischen Verkaufsflachenvolumen einer Ge-
meinde mit 80.000 Einwohner entsprechen bzw. es sogar weit Ubersteigen und damit ei-
ne Gefahr fur das innerstadtische Angebot bedeuten. Dies gilt erst recht in Gemeinden
mit einer geringeren Einwohnerzahl und entsprechend geringerer innerstadtischer Ver-
kaufsflache.
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Angesichts der oben dargestellten Einwohnerstruktur der Gemeinden Nordrhein-
Westfalens und der zu beobachtenden GréRenentwicklungen bei Vorhaben i. S. d.

§ 11 Abs. 3 BauNVO mit nicht zentrenrelevanten Kernsortimenten scheint es sach-
gerecht, den Schwellenwert ausgehend von einer Gemeinde mit 80.000 Einwohnern zu
berechnen und die Bauleitplanung fur Verkaufsflachen von 25.000 m? (Uber die relative
Begrenzung der zentrenrelevanten Randsortimente auf 10 % hinaus) einem absoluten
Schwellenwert von 2.500 m? zu unterwerfen.

Der Schwellenwert von 2.500 m? ist dabei als eine Art (umgekehrter) "Bagatellevorbehalt"
festgelegt. Er beschreibt lediglich eine Obergrenze, ab der die Gemeinden in Nordrhein-
Westfalen regelmafig davon auszugehen haben, dass zentrenrelevante Randsortimente
aulerhalb von zentralen Versorgungsbereichen zu nachteiligen Auswirkungen auf zentra-
le Versorgungsbereiche fuhren werden. Diese Obergrenze ist darauf angelegt, konkreti-
sierend an die ortlichen Verhaltnisse angepasst zu werden. Insbesondere in den kleine-
ren Stadten und Gemeinden wird es allein aus stadtebaulichen Grinden angezeigt sein,
eine deutlich geringere Verkaufsflachengrenze flr zentrenrelevante Randsortimente fest-
zusetzen, wahrend die (wenigen) grof3eren Stadte diesen Wert ggf. im Wege der Abwa-
gung Uberwinden koénnen.

Gegen diesen Schwellenwert kann dabei nicht erfolgreich eingewandt werden, dass er zu
dem in mehreren Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichtes kritisierten sog.
"Windhundrennen" potentieller Investoren und Bauantragsteller fihrt. Den Gemeinden
wird es aufgrund des Bestimmtheitsgrundsatzes und des Erfordernisses, eine gerechte
Abwagung vorzunehmen, in aller Regel nicht mdglich sein, "offene" Sondergebiete als
Angebotsplane im Bebauungsplan festzusetzen. Bei vorhabenbezogenen Sondergebie-
ten dagegen ist es mdglich und nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerich-
tes auch zulassig, entsprechende betriebsbezogene Festsetzungen, beispielsweise durch
eine weitere Unterteilung der Sondergebiete, zu treffen. Sofern es sich dabei um Erweite-
rungsvorhaben handelt, sind die bestehenden zentrenrelevanten Randsortimente des
jeweiligen Vorhabens einzubeziehen.

Zu 6.5-7 Uberplanung von vorhandenen Standorten mit groBflichigem Ein-
zelhandel

Auch bereits bestehende Einzelhandelsstandorte au3erhalb von zentralen Versorgungs-
bereichen kénnen sich nachteilig auf das Zentrengefiuige auswirken, wenn dort zentrenre-
levante Sortimente angeboten werden. Aufderhalb der regionalplanerisch festgelegten
Allgemeinen Siedlungsbereiche kdnnen sie sich auch nachteilig auf die mit Ziel 1 beab-
sichtigten Zielsetzungen auswirken: die Nutzungsmischung in den regionalplanerisch
festgelegten allgemeinen Siedlungsbereichen, die Vorhaltung der regionalplanerisch fest-
gelegten Bereiche fur gewerbliche und industrielle Nutzungen fur emittierende Betriebe
sowie den Freiraumschutz.

Um dem Bestandsschutz alter Standorte, die mit den aktuellen Festlegungen nicht Gber-
einstimmen, gerecht zu werden und eine Steuerung dort zu ermoglichen, kann eine
Uberplanung mit differenzierenden Sondergebietsfestsetzungen sinnvoll sein, die den
baurechtlichen Bestandsschutz geniel3enden Bestand an Sortimenten und deren Ver-
kaufsflachen festschreibt und einen Zuwachs ausschliel3t. Eine derartige Begrenzung ist
in der Regel vorzusehen.
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Eine Begrenzung auf den baurechtlichen Bestandsschutz kann jedoch zugleich die Auf-
hebung oder Anderung der zuldssigen Nutzung eines Grundstiicks bedeuten. Wiirde eine
Begrenzung auf den baurechtlichen Bestandsschutz innerhalb einer Frist von sieben Jah-
ren ab Zulassigkeit der Nutzung dargestellt und festgesetzt, kdnnte dies Entschadigungs-
anspruche gemaf § 42 BauGB auslosen. Satz 3 von Ziel 7 will das Entstehen solcher
Entschadigungsanspriche verhindern. Die Kommunen sind deshalb in den Fallen, in de-
nen eine Begrenzung der Sortimente und deren Verkaufsflachen auf die bestandsge-
schitzte Verkaufsflache zu Entschadigungsansprichen fihren kdnnte, nicht verpflichtet,
eine solche Begrenzung vorzusehen; stattdessen haben sie die Sortimente und deren
Verkaufsflachen nur auf die zulassigen, wenn auch nicht bestandsgeschitzten Verkaufs-
flachenobergrenzen zu beschranken.

Nur ausnahmsweise kommen geringflgige Erweiterungen der Verkaufsflachen in Be-
tracht, wenn von der gesamten durch die Ausweisung dann erméglichten Einzelhandels-
nutzung keine wesentliche Beeintrachtigung zentraler Versorgungsbereiche erfolgt. Die
Entscheidung, was "geringfugig" ist, ist vom Einzelfall abhangig. Neben dem wichtigsten
Kriterium der fehlenden wesentlichen Beeintrachtigung ist bei der Beurteilung auch darauf
zu achten, dass die Erweiterung im Verhaltnis angemessen ist.

Zu 6.5-8 Einzelhandelsagglomerationen

Ziel 8 erstreckt die fur die Planung von Einzelvorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO gel-
tenden Regelungen auch auf Einzelhandelsagglomerationen und tragt damit der Erkennt-
nis Rechnung, dass auch mehrere selbstandige, je fur sich nicht groflachige Einzelhan-
delsbetriebe bei einer raumlichen Konzentration zu Auswirkungen wie bei Vorhaben i. S.
des § 11 Abs. 3 BauNVO fuhren kdnnen (Beeintrachtigung zentraler Versorgungsberei-
che etc.). So gibt es Falle, in denen in Gewerbegebieten eher unbeabsichtigt eine solche
Agglomeration mit der Zeit heranwachst. Die Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbe-
reiche der eigenen Gemeinde oder benachbarter Gemeinden sind dann mit denen eines
einzelnen grofflachigen EinzelhandelsgrolRbetriebes durchaus zu vergleichen. Die Zulas-
sigkeit einer Agglomerationsregelung ist vom Bundesverwaltungsgericht bestatigt worden
(BVerwG Urt. v. 10.11.2011, 4 CN 9/10 = BVerwGE 141, 144).

Die Regelung in Ziel 8 zu den Einzelhandelsagglomerationen ist sinngemal der fur die
Planung von Einzelvorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO geltenden Regelungen
gestaltet, wobei berlcksichtigt wird, dass Einzelhandelsagglomerationen anders als Ein-
zelvorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO nicht Produkt einer positiven Planung
sind, sondern in der Regel eher unbeabsichtigt heranwachsen. Die Parallelitdt haben die
Gemeinden bei der Auslegung von Ziel 8 zu berucksichtigen.

Regulativer Anknupfungspunkt fur die Handlungsanweisung an die nachgeordnete Pla-
nungsebene kann daher nicht das Verbot einer bestimmten Planung sein. Vielmehr wird
den Gemeinden aufgegeben, aulierhalb Allgemeiner Siedlungsbereiche und aul3erhalb
zentraler Versorgungsbereiche dem Entstehen neuer sowie der Verfestigung oder Erwei-
terung bestehender Einzelhandelsagglomerationen (mit zentrenrelevanten Sortimenten)
"entgegenzuwirken". Den Gemeinden wird damit eine Handlungspflicht auferlegt.

Wann eine "Einzelhandelsagglomeration” vorliegt, deren Entstehung, Verfestigung oder
Erweiterung die Gemeinden gemal Ziel 8 entgegenzuwirken haben, lasst sich unter Be-

Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen
Entwurf, Stand: 25.06.2013 Seite 65



6. Siedlungsraum

rucksichtigung der entsprechenden Regelungen zur Planung von Einzelvorhaben be-
stimmen. Diese Regelungen greifen fur Vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO, d.
h. flr groRflachige Einzelhandelsvorhaben, die nachteilige Auswirkungen im Sinne des §
11 Abs. 3 BauNVO haben konnen. Eine Einzelhandelsagglomeration im Sinne von Ziel 8
liegt vor, wenn mehrere selbststandige, auch je fur sich nicht grof3flachige Einzelhandels-
betriebe raumlich konzentriert angesiedelt sind oder angesiedelt werden sollen und davon
raumordnerische Auswirkungen i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO wie bei einem Einkaufszent-
rum oder einem grof3flachigen Einzelhandelsbetrieb ausgehen bzw. ausgehen konnen.

Wann konkret die in Gestalt des "Entgegenwirkens" begriindete Handlungspflicht ein-
setzt, liegt zu einem gewissen Grad im Ermessen der planenden Gemeinde. Sie kann
gegen die Entstehung von Einzelhandelsagglomerationen frihzeitig Vorsorge betreiben
oder derartigen Entwicklungen auf einer spateren Stufe begegnen. Dieses ihr insoweit
zustehende Ermessen andert aber nichts daran, dass Ziel 8 der Gemeinde hinreichend
bestimmte Handlungsanweisungen auferlegt.

Ein Verstol} gegen Ziel 8 Satz 1 ist spatestens dann gegeben, wenn tatsachlich eine neue
Einzelhandelsagglomeration auf3erhalb eines Allgemeinen Siedlungsbereichs entstanden
ist. Der Bestimmtheit eines Ziels steht nicht entgegen, dass der Gemeinde ein auf Kon-
kretisierung angelegter Rahmen gesetzt wird, innerhalb dessen sie ihr planerisches Er-
messen ausuben kann (standige Rechtsprechung, siehe etwa BVerwG, Beschl. v.
14.04.2010, 4 B 78/09 = DVBI. 2010, 839).

Entsprechendes gilt fur die Auslegung von Ziel 8 Satz 2, wonach den Gemeinden u. a.
aufgegeben wird, der Entstehung neuer Einzelhandelsagglomerationen mit zentrenrele-
vanten Sortimenten aullerhalb zentraler Versorgungsbereiche entgegenzuwirken.

Enger wird die Handlungspflicht der Gemeinden, soweit sie bestehenden Einzelhandels-
agglomerationen auf3erhalb Allgemeiner Siedlungsbereiche bzw. aul3erhalb zentraler
Versorgungsbereiche (bei vorhandenen zentrenrelevanten Sortimenten) entgegenzuwir-
ken hat. Denn in beiden Fallen liegt eine Einzelhandelsagglomeration mit Auswirkungen
im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO bereits vor. Unter Verfestigung ist dabei etwa die An-
derung der Sortimente bestehender Betriebe zu verstehen, wahrend mit Erweiterung das
Hinzutreten weiterer Einzelhandelsbetriebe zu einer bestehenden Agglomeration gemeint
ist. Beidem mussen die Gemeinden entgegenwirken.

Den Gemeinden stehen verschiedene Moglichkeiten zur Verfugung, um der Entstehung,
ggf. auch der Verfestigung oder Erweiterung solcher Einzelhandelsagglomerationen ent-
gegenzuwirken, die auch das Bundesverwaltungsgericht beschrieben hat (BVerwG, Urt.
v. 10.11.2011, 4 CN 9/10 = BVerwGE 141, 144):

— der Ausschluss der Nutzungsart ,Einzelhandel“ nach § 1 Abs. 5 BauNVO,

— der Ausschluss sortimentsbezogener Einzelhandelstypen (Anlagetypen) geman § 1
Abs. 9 BauNVO,

— die Gliederung des Plangebietes (raumlich nach unterschiedlichen Arten / Unterarten
des Einzelhandels, geschoss- und anlagenbezogene Differenzierungen),

— die Festsetzung eines Sondergebietes fur ein Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO
(Fachmarktzentrum) und Untergliederung nach Sortimenten und (Sortiments-) Ver-
kaufsflachen.

Ziel 8 kann dabei — als Auferlegen eines bestimmten Handelns — nicht weiter gehen als
Ziel 2 oder 5. Es liegt daher im planerischen Ermessen einer Gemeinde, Einzelhandels-
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agglomerationen im Sinne von Ziel 8 mit nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten o-
der zentrenrelevanten Randsortimenten aul3erhalb zentraler Versorgungsbereiche unter
den in Ziel 2 bzw. 5 genannten Voraussetzungen nicht entgegenzuwirken.

Zu 6.5-9 Regionale Einzelhandelskonzepte

Regionale Einzelhandelskonzepte (REHK) stellen ein wichtiges informelles Instrument
einer kooperativen Einzelhandelsentwicklung dar. Sie vermitteln zwischen 6rtlichen und
uberdrtlichen Interessen, basieren auf freiwilliger Zusammenarbeit unterschiedlichster
Akteure aus Wirtschaft und Verwaltung und enthalten gemeinsam vereinbarte Regeln fur
die Ansiedlung grof3flachigen Einzelhandels. Auf dieser Grundlage ist es moglich, bereits
zu einem sehr frihen Zeitpunkt solche Projekte, die mit den Zielsetzungen des Landes
nicht vereinbar sind, entweder nicht weiter zu verfolgen oder entsprechend zu modifizie-
ren. Der Wert solcher Konzepte liegt aus Sicht des Landes Nordrhein-Westfalen aber
auch darin, dass sie auch die in Zeiten des demographischen Wandels noch wichtiger
werdende regionale Kooperation und Kommunikation fordern.

Der vorliegende Grundsatz betont die Wichtigkeit der REHK im Rahmen der Abwagung
bei der Aufstellung und Anderung von Regionalpléanen. Dies wird vor dem Hintergrund
des demographischen Wandels und der damit verbundenen Konzentration von Einrich-
tungen zunehmend wichtiger.

Der Grundsatz richtet sich nur an REHK, flrr die von allen beteiligten Gemeinden Beitritts-
erklarungen (d.h. entsprechende Ratsbeschlisse) gefasst worden sind. Bei kleinraumigen
Kooperationsraumen sollen in jedem Fall nicht nur Abstimmungsmechanismen innerhalb
des angestrebten Geltungsbereichs, sondern auch mit betroffenen Gemeinden aul3erhalb
Bestandteil der REHK sein.

Zu 6.5-10 Vorhabenbezogene Bebauungspléne fiir Vorhaben im Sinne des §
11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung

Mit dieser Festlegung erfolgt eine Klarstellung, dass die in den Festlegungen 1 bis 8 ent-
haltenen Vorgaben fir Kern- und Sondergebiete auch fur vorhabenbezogene Bebau-
ungsplane fur Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO gelten, soweit von § 12 Abs. 3a
Satz 1 BauGB kein Gebrauch gemacht wird. Denn die raumordnerische Steuerung im
vorliegenden LEP NRW — Sachlicher Teilplan Grol¥flachiger Einzelhandel — umfasst alle
Vorhabeni. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO.

6.6 Einrichtungen fir Erholung, Sport, Freizeit und Tourismus

Ziele und Grundsatze

6.6-1 Grundsatz Ausstattung der Siedlungsbereiche mit Bewegungsrdumen
und Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrichtungen

Die Siedlungsbereiche sollen bedarfsgerecht und angepasst an die zentralortliche
Gliederung mit moglichst vielfaltig zu nutzenden Bewegungsraumen und barriere-
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freien Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrichtungen ausgestattet wer-
den.

6.6-2 Ziel Standortanforderungen

Raumbedeutsame, liberwiegend durch bauliche Anlagen gepragte Erholungs-,
Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrichtungen einschlieBlich neuer Ferien- und
Wochenendhausgebiete sind umwelt-, sozial- und zentrenvertraglich festzulegen.

Neue Ferien- und Wochenendhausgebiete bzw. -bereiche sind dabei unmittelbar
anschlieBend an Allgemeinen Siedlungsbereichen festzulegen.

Andere raumbedeutsame, liberwiegend durch bauliche Anlagen gepragte Erho-
lungs-, Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrichtungen sind in der Regel innerhalb
von beziehungsweise unmittelbar anschlieBend an Allgemeine Siedlungsbereiche
festzulegen.

Ausnahmsweise konnen fiir die Planung auch andere im Freiraum liegende Fla-

chenpotentiale in Frage kommen, wenn:

— es sich um Brachflachen (z. B. militarische Konversionsflachen) handelt - sofern
sie sich fur eine solche bauliche Nachfolgenutzung eignen — oder um geeignete
Ortsteile und

— vorrangige Freiraumfunktionen beachtet werden und

— Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, des Boden- und Grund-
wasserschutzes, des Immissionsschutzes, des Denkmalschutzes und die natur-
liche Eigenart der Landschaft einschlieBlich des Orts- und Landschaftsbildes
sowie ihr Erholungswert berticksichtigt werden und

— eine leistungsfahige, kurzwegige Anbindung an das uberortliche StraRenver-
kehrsnetz und an Verkehrstrager mit hoher Transportkapazitat (insbesondere
Bahn, Schiff, Offentlicher Personennahverkehr) vorhanden oder geplant ist.

Erlauterungen

Zu 6.6-1 Ausstattung der Siedlungsbereiche mit Bewegungsraumen und Er-
holungs-, Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrichtungen

Zu der kompakten "Europaischen Stadt" (vgl. Grundsatz 6.1-5) gehort auch, dass das
Angebot an Bewegungsraumen und Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrich-
tungen hauptsachlich innerhalb (beziehungsweise in der raumlichen Nahe) von Sied-
lungsbereichen liegt. Unter Bewegungsraumen werden dabei offentlich zugangliche
Raume der Naherholung verstanden. Unter Tourismuseinrichtungen werden hier die Ein-
richtungen verstanden, die von Personen mittels einer Reise aufgesucht werden und fur
diese Personen weder hauptsachlicher und dauernder Wohn- noch Arbeitsort sind.

In manchen Kommunen beginnt vor dem Hintergrund des demographischen Wandels
bereits eine Rucknahme von Anlagen fur Sport und Bewegung, Spiel und Freizeit.
Gleichwohl ist es wichtig, dass die notwendige Daseinsvorsorge in diesem fur die Ge-
sundheit wichtigen Bereich auch bei verringerten finanziellen Ressourcen und sich ver-
grélRernden Einzugsgebieten gewahrleistet bleibt. Hierfur sollen auch Lésungen zur Bln-
delung bzw. arbeitsteiligen Bereitstellung von Anlagen und mobile Versorgungsstrukturen
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in Betracht gezogen werden. Der Bedarf wird dabei von den zustandigen 6ffentlichen
Stellen definiert.

Zu 6.6-2 Standortanforderungen

Sowohl private als auch offentliche Einrichtungen fur Erholung, Sport, Freizeit und Tou-
rismus stellen wachsende Anspriche an den Raum im dicht besiedelten Nordrhein-West-
falen. So hat allein die Zahl der FreizeitgroReinrichtungen von 197 im Jahr 1997 um rund
57 % auf 309 Einrichtungen im Jahr 2006 zugenommen; von diesen 309 liegen alleine
131 in Gebieten mit Gberwiegend landlicher Raumstruktur (Quelle: ILS-Forschung 2/09
"Moderne Freizeiteinrichtungen in Nordrhein-Westfalen", Mai 2009).

Nach § 2 (2) Nr. 2 und 3 ROG ist die Siedlungstatigkeit raumlich zu konzentrieren, die
Flacheninanspruchnahme im Freiraum zu begrenzen und Raumstrukturen sind so zu ge-
stalten, dass die Verkehrsbelastung verringert und zusatzlicher Verkehr vermieden wird.

In Nordrhein-Westfalen gibt es etwa 300 Ferien-/ Wochenendhausgebiete in sehr unter-
schiedlicher Grof3enordnung. In der Vergangenheit hat es immer wieder Fehlentwicklun-
gen hin zu einer Dauerwohnnutzung dieser Gebiete gegeben, verbunden mit einer lang-
fristigen funktionalen Anderung der entsprechenden Unterkiinfte und der Anforderungen
an die Infrastruktur dieser Gebiete. Vor diesem Hintergrund sind Ferienhaus- und Wo-
chenendhausgebiete zukunftig unmittelbar anschlieRend an Allgemeinen Siedlungsberei-
chen zu entwickeln, um den Freiraum vor Zersiedlung zu schitzen. Die Entwicklung von
Wochenend- und Ferienhausgebieten soll die regionalen Eigenheiten nutzen und die
landschaftliche Attraktivitat als Voraussetzung fur den Tourismus nachhaltig sichern.

Auch die anderen raumbedeutsamen, Uberwiegend durch bauliche Anlagen gepragten
Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrichtungen sind in der Regel unmittelbar
anschlieBend an Allgemeinen Siedlungsbereichen zu entwickeln. Die Voraussetzungen
fur eine Ausnahme sind im Ziel genannt; bei den geeigneten Ortsteilen handelt es sich
dabei um Ortsteile, die aufgrund ihrer Gro3e zwar regionalplanerisch als Freiraum darge-
stellt sind, aber zumindest Uber ein Basisangebot an 6ffentlichen und privaten Einrichtun-
gen der Versorgung und medizinischen Betreuung verfugen.

Raumbedeutsame, Uberwiegend durch bauliche Anlagen gepragte Erholungs-, Sport-,
Freizeit- und Tourismuseinrichtungen sind als Allgemeiner Siedlungsbereich fur zweckge-
bundene Nutzungen festzulegen. Die Festsetzung von Sondergebieten fur Vorhaben i. S.
des § 11 Abs. 3 Baunutzungsverordnung in raumbedeutsamen, Uberwiegend durch bauli-
che Anlagen gepragten Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrichtungen richtet
sich nach Kapitel 6.5.

Um das touristische Potential einer Region zu nutzen und zu entwickeln und um die Trag-
fahigkeit grol3er Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrichtungen mit weitrei-
chendem Einzugsbereich zu sichern, sind regionale Betrachtungen und Kooperationen
sinnvoll. Hieraus resultierende informelle Konzepte sollen in der Regionalplanung bertck-
sichtigt werden.
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7. Freiraum

7.1 Freiraumsicherung und Bodenschutz

Ziele und Grundsatze

7.1-1 Grundsatz Schutz der natiirlichen Lebensgrundlagen

Zum Schutz der natiirlichen Lebensgrundlagen sollen auBerhalb des Siedlungs-
raumes keine zusatzlichen Flachen fur Siedlungszwecke in Anspruch genommen
werden. Fur Siedlungszwecke vorgehaltene Flachen, fiir die kein Bedarf mehr be-
steht, sind fur Freiraumfunktionen zu sichern.

7.1-2 Grundsatz Freiraumschutz
Der durch Alilgemeine Freiraum- und Agrarbereiche, Wald und Oberflachengewas-
ser bestimmte Freiraum soll erhalten werden.

Seine Nutz-, Schutz-, Erholungs- und Ausgleichsfunktionen sollen gesichert und
entwickelt werden.

Der Erhalt der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Freiraums ist bei allen raum-
bedeutsamen Planungen und MaBnahmen zu beriicksichtigen.

Dies gilt insbesondere fur die Leistungen und Funktionen des Freiraums als

— Lebensraum fiir wildlebende Tiere und Pflanzen sowie als Entwicklungsraum
biologischer Vielfalt,

— klimatischer und lufthygienischer Ausgleichsraum,

— Raum mit Bodenschutzfunktionen,

— Raum mit bedeutsamen wasserwirtschaftlichen Funktionen,

— Raum fiir Land- und Forstwirtschaft,

— Raum weiterer wirtschaftlicher Betatigungen des Menschen,

— Raum fiir landschaftsorientierte und naturvertragliche Erholungs-, Sport- und
Freizeitnutzungen,

— Identifikationsraum und pragender Bestandteil historisch gewachsener Kultur-
landschaften und

— als gliedernder Raum fiir Siedlungs- und Verdichtungsgebiete.

7.1-3 Ziel Freiraumsicherung in der Regionalplanung

Die Regionalplanung hat den Freiraum durch Festlegung von Allgemeinen Frei-
raum- und Agrarbereichen, Waldbereichen und Oberflachengewassern zu sichern.
Sie hat den Freiraum durch Festlegung spezifischer Freiraumfunktionen und -nut-
zungen zu ordnen und zu entwickeln und Vorsorge fur einzelne Nutzungen und
Funktionen im Freiraum zu treffen.

7.1-4 Grundsatz Unzerschnittene verkehrsarme Raume
Die Zerschneidung bisher unzerschnittener verkehrsarmer Freiraume soll vermie-
den werden.

Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen
Entwurf, Stand: 25.06.2013 Seite 70



7. Freiraum

Insbesondere bisher unzerschnittene verkehrsarme Raume, die eine FlachengroRe
von mindestens 50 km? haben, sollen nicht durch eine linienhafte Verkehrsinfra-
struktur zerschnitten werden.

7.1-5 Grundsatz Bodenschutz
Bei allen raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen sind die Leistungsfahig-
keit, Empfindlichkeit und Schutzwurdigkeit der Boden zu berucksichtigen.

Geschadigte Boden, insbesondere versiegelte, verunreinigte oder erosionsgescha-
digte Flachen sollen auch im Freiraum saniert und angemessenen Nutzungen und
Freiraumfunktionen zugefiihrt werden.

In erosionsgefahrdeten Gebieten sollen bei der Neuplanung von Siedlungsgebieten
im Randbereich Pufferzonen zur Verminderung von Erosionsschaden geschaffen
werden.

7.1-6 Ziel Griinziige

Die im LEP zeichnerisch festgelegten Griinziige sind in den Regionalplanen zu si-
chern und weiter zu entwickeln.

Sie sind im Hinblick auf ihre freiraum- und siedlungsbezogenen Funktionen zu er-
halten, zu entwickeln oder wiederherzustellen und in der Regel vor siedlungsraum-
licher Inanspruchnahme zu schiitzen.

Ausnahmsweise konnen siedlungsraumliche Inanspruchnahmen von regionalpla-
nerisch festgelegten Griinziigen erfolgen, wenn die Funktionsfahigkeit des Griin-
zuges erhalten bleibt und fiir die siedlungsraumliche Inanspruchnahme keine Al-
ternativen auBerhalb des betroffenen Grinzuges bestehen.

Siedlungsraumliche Inanspruchnahmen von regionalen Griinziigen sind durch
Rucknahmen von Siedlungsbereichen und Bauflachen oder Erweiterung des Griin-
zuges an anderer Stelle zu kompensieren.

7.1-7 Grundsatz Okologische Aufwertung des Freiraums

Freiraum, der nur noch wenige natiirliche Landschaftselemente aufweist oder in
seiner Landschaftsstruktur oder in seinem Erscheinungsbild geschadigt ist, soll
durch geeignete landschaftspflegerische MaBnahmen aufgewertet werden.

7.1-8 Grundsatz Nutzung von militdrischen Konversionsflachen

Auf militarischen Konversionsflachen im Freiraum sollen Festlegungen und MaR-
nahmen zugunsten des Natur- und Landschaftsschutzes und/oder der Nutzung fir
erneuerbare Energien zum Tragen kommen.

7.1-9 Grundsatz Landschaftsorientierte und naturvertragliche

Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzungen

Bereiche, die sich aufgrund ihrer Struktur, Ungestortheit und Erreichbarkeit fur die
naturvertragliche und landschaftsorientierte Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzung
besonders eignen, sollen fur diese Nutzungen gesichert und weiterentwickelt wer-
den.
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Erlauterungen
Zu 7.1-1 Schutz der natiirlichen Lebensgrundlagen

Grundsatz 7.1-1 legt korrespondierend zu Ziel 6.1-2 'Ricknahme von Siedlungsflachen-

reserven' und Ziel 6.1-11 'Flachensparende Siedlungsentwicklung' fest, dass bei der In-

anspruchnahme von Freiraum der Schutz der naturlichen Lebensgrundlagen als gewich-
tiger Belang in die Abwagung einzustellen ist und dass nicht benétigte Siedlungsflachen-
reserven wieder mit Freiraumfunktionen versehen werden sollen.

Zu 7.1-2 Freiraumschutz

Im dicht besiedelten Land Nordrhein-Westfalen ist die Erhaltung und Sicherung von Frei-
raum eine grundlegende Voraussetzung fir die Erhaltung der Leistungs- und Funktions-
fahigkeit des Naturhaushalts und die Nutzung und Regenerationsfahigkeit der naturlichen
Lebensgrundlagen.

Die nachrichtliche zeichnerische Darstellung des Freiraums im LEP basiert auf den Fest-
legungen der Regionalplane zu Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereichen, Waldberei-
chen und Oberflachengewassern (Stand: 01.01.2013).

Dabei schlief3t der Freiraum auch Siedlungen mit weniger als 2.000 Einwohnerinnen und
Einwohnern sowie bauliche Anlagen und bestimmte Infrastruktureinrichtungen mit ein, die
aulderhalb der in den Regionalplanen festgelegten Siedlungsbereichen liegen. Der weit
uberwiegende Teil des Freiraums wird jedoch durch unversiegelte Flachen und Nutzun-
gen, die mit den 6kologischen Funktionen des Freiraums grundsatzlich vertraglich sind,

gepragt.

Eine gesonderte zeichnerische Darstellung von Wald bzw. Waldgebieten erfolgt auf der
Ebene des LEP nicht. Auf der Ebene der Regionalplanung wird Wald bzw. werden Wald-
gebiete zeichnerisch und textlich bericksichtigt.

Textliche Festlegungen zu Waldflachen und Oberflachengewasser folgen in den entspre-
chenden Kapiteln 7.3 ,Wald und Forstwirtschaft” und 7.4 ,Wasser*“.

Freiraum erflllt wichtige 6kologische, wirtschaftliche und soziale Funktionen und Leistun-
gen. Er ist Voraussetzung fur den Erhalt von Béden mit ihren Lebensraum-, Regulations-
und Produktionsfunktionen und ist Lebensraum fur wildlebende Tiere und Pflanzen. Die
Sicherung unversiegelter Flachen im Freiraum dient der Regulation eines ausgeglichenen
Wasserhaushaltes, insbesondere der Regeneration von Grundwasservorkommen und
dem unschadlichen Abfluss von Hochwassern.

Freiraum hat klimatisch-lufthygienische Ausgleichswirkungen, die bis in klimatisch belas-
tete Siedlungsgebiete hineinwirken.

Zu den wirtschaftlich wichtigen Funktionen des Freiraums zahlen insbesondere die Land-
und Forstwirtschaft. Dem Freiraum kommt jedoch auch fur die Nutzung erneuerbarer
Energien sowie fur die Versorgung mit anderen Ressourcen (Rohstoffsicherung, Trink-
wassergewinnung) grof3e Bedeutung zu.
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Unzerschnittene
verkehrsarme Raume

verkehrsarme Raume
in Nordrhein-Westfalen

Unzerschnittene

LEP NRW
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Zu den sozialen Funktionen des Freiraums gehoéren die landschaftsorientierten Erho-
lungs-, Sport- und Freizeitnutzungen.

Im Ubrigen ist der Freiraum wesentlich fiir die Gestalt der Kulturlandschaft. Historisch
gewachsene, durch Wald und Landwirtschaft gepragte Landschaftsbilder tragen zur Iden-
tifikation des Menschen mit seinem Lebensraum bei.

Die Funktions- und Leistungsfahigkeit des Freiraums sowie nicht oder wenig beeintrach-
tigte Landschaftsbilder sollen daher grundsatzlich erhalten und bei allen raumbedeutsa-
men Planungen und MaRnahmen im Rahmen der Abwagung mit anderen Belangen be-
rucksichtigt werden.

Deshalb soll das Bestreben der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie, die Flacheninan-

spruchnahme bis zum Jahr 2020 bundesweit auf 30 ha pro Tag zu senken, unterstitzt
werden. D.h. die Flacheninanspruchnahme fur Siedlungs- und Verkehrsflachen soll in

Nordrhein-Westfalen bis 2020 auf 5 ha pro Tag reduziert werden. Langerfristig wird in

Nordrhein-Westfalen ein ,Netto-Null-Flachenverbrauch“ angestrebt.

Nahere Regelungen zu einer bedarfsgerechten und dabei sparsamen Inanspruchnahme
des Freiraums sind in den entsprechenden Sachkapiteln geregelt.

Zu 7.1-3 Freiraumsicherung in der Regionalplanung

Entsprechend der Durchfihrungsverordnung zum Landesplanungsgesetz werden in den
Regionalplanen differenzierte Festlegungen zum Schutz, zur Ordnung und zur Entwick-
lung der vielfaltigen Funktionen und Leistungen des Freiraums getroffen, die in Grundsatz
7.1.2 genannt sind.

Dabei erflllt der Regionalplan auch die Funktion eines Landschaftsrahmenplans und ei-
nes forstlichen Rahmenplans.

Zu 7.1-4 Unzerschnittene verkehrsarme Rdaume

Die Funktionsfahigkeit der Okosysteme und bestimmte Freiraumfunktionen hdngen auch
von der Erhaltung und dem Schutz unzerschnittener verkehrsarmer Raume ab.

Als unzerschnittene verkehrsarme Raume werden Raume definiert, die nicht durch Stra-
Ren (mit mehr als 1000 Kfz / 24h), Schienenwege, schiffbare Kanale, flachenhafte Be-
bauung oder Betriebsflachen mit besonderen Funktionen wie beispielweise Verkehrsflug-
platze zerschnitten werden.

Die unzerschnittenen verkehrsarmen Raume dienen insbesondere der Durchlassigkeit
des Biotopverbundes, erlauben eine stérungsfreie Wanderung von Tieren innerhalb von
zusammenhangenden Freiflachen und sichern die Uberlebensméglichkeiten von Tierpo-
pulationen in barrierefreien Mindestarealen. Au3erdem haben sie besondere Bedeutung
als ruhige Raume zur Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzung des Menschen in der freien
Landschaft.

Der Verlust an bisher unzerschnittenen, verkehrsarmen Raumen ist aufgrund der Festle-
gungen entsprechend dauerhafter Nutzungen in der Regel nicht reversibel. Bei der Inan-
spruchnahme dieser Raume geht die direkte Flacheninanspruchnahme in der Regel mit
einer Beeintrachtigung von benachbarten Freiflachen einher, u. a. durch Zerschneidung,
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Verinselung, Barrierewirkung, Verlarmung, Licht- und Schadstoffemissionen, die in ihren
Auswirkungen auf den Naturhaushalt je nach Intensitat und Ausbreitung eine Vielzahl von
negativen Folgen fir die betroffenen Okosysteme, den Menschen und Tiere haben kdn-
nen. Die Zerschneidung von Raumen wirkt sich auch auf das Landschaftsbild und die his-
torisch gewachsenen Kulturlandschaften aus.

Abbildung 3 gibt eine Ubersicht der unzerschnittenen verkehrsarmen Raume in Nord-
rhein-Westfalen. Daraus wird deutlich, dass grof3ere unzerschnittene verkehrsarme Rau-
me infolge des engmaschigen Verkehrswegenetzes in NRW auch aulerhalb der Verdich-
tungsgebiete selten geworden sind.

In Nordrhein-Westfalen haben nur 34 unzerschnittene verkehrsarme Raume noch eine
GrolRe zwischen 50 und 100 km?; nur 3 Raume sind groRer als 100 km? (zwei im Rot-
haargebirge und einer im suddstlichen Weserbergland). In diesen 37 gréfdten unzerschnit-
tenen Raumen liegt der Waldanteil Uberdurchschnittlich hoch (59 % in der Klasse 50 bis
100 km?; 65 % in der Klasse > 100 km?) (LANUV Stand 2011).

Der Erhaltung dieser fur den Naturschutz besonders wertvollen unzerschnittenen ver-
kehrsarmen Raume kommt daher eine besondere landesweite Bedeutung zu.

In starker verdichteten Teilrdumen des Landes kommt auch der Erhaltung kleinerer un-
zerschnittener verkehrsarmer Raume bereits hohere Bedeutung zu.

Zu 7.1-5 Bodenschutz

Die Raumordnung tragt fachubergreifend zum Bodenschutz bei, indem sie die Nutzungs-
anspruche an den Boden koordiniert und Flachen auch unter dem Gesichtpunkt der Leis-
tungsfahigkeit und Schutzwurdigkeit von Boden fur unterschiedliche Nutzungen sichert
(z. B. als Flache fiir die Landwirtschaft, Bereiche zum Schutz der Natur oder Uber-
schwemmungsbereich).

Der Landesentwicklungsplan tragt insbesondere mit seinen Festlegungen zur Freiraumsi-
cherung und zu einer sparsamen und am Bedarf orientierten Inanspruchnahme von Frei-
raum zur Erhaltung der Bdden bei.

Die konkrete Berucksichtigung der raumlichen Diversitat der Boden ist insbesondere Auf-
gabe der Regional- und Bauleitplanung. Eine wichtige Planungsgrundlage ist dabei die
vom Geologischen Dienst NRW erarbeitete Karte der schutzwiurdigen Boden, in der Bo-
den nach verschiedenen Funktionen in ihrer Schutzwirdigkeit klassifiziert werden.

Angesichts der hohen Raumnutzungsdichte in Nordrhein-Westfalen missen auch ge-
schadigten Boden wieder geeignete Funktionen zugewiesen werden. Dazu sollen sowohl
im Siedlungsraum als auch im Freiraum Altlastenflachen saniert und Brachflachen wieder
angemessenen Nutzungen zugefuhrt werden. Dabei soll angestrebt werden, dass diese
Flachen insbesondere im Freiraum wieder moglichst vollstandig in naturliche Kreislaufe
des Naturhaushaltes (z. B. Wasserhaushalt, Bodenentwicklung, Vegetationsstandort) ein-
bezogen werden.

Angesichts der erwarteten Zunahme von Erosionsgefahrdungen durch den Klimawandel
sollen im Ubergangsbereich von Siedlungsflachen zu benachbarten erosionsgefahrdeten
Landwirtschaftsflachen Pufferzonen, z. B. durch Anlage von Grunstreifen, eingerichtet
werden, um Erosionsschaden in den Siedlungsbereichen zu unterbinden.
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Zu 7.1-6 Griinziige

Schutz, Pflege und Entwicklung des Freiraumes sind in den Verdichtungsgebieten im be-
sonderen Malie erforderlich, da die hier noch vorhandenen Freiflachen einerseits beson-
dere freiraum- und siedlungsbezogene Funktionen zu erfullen haben, andererseits aber
durch konkurrierende Raumanspriche stark bedroht sind.

Um auch in Verdichtungsgebieten siedlungsnahe Flachen fur Erholung, Sport und Frei-
zeit, lufthygienische und klimatische Ausgleichswirkungen, eine Vernetzung von Biotopen
sowie flr andere Freiraumfunktionen zu sichern und zu entwickeln, legt der LEP insbe-
sondere hier Grunzuge fest.

Der LEP setzt entsprechende Grunzluge insbesondere in den starker verdichteten Rau-
men der Rheinschiene und des Ruhrgebietes fest. Im Ruhrgebiet hat die Festlegung und
Sicherung von regionalen Grunzugen und Regionalparke eine lange Tradition. Die sieben
regionalen Grinzlge im Ruhrgebiet aus den 1920er Jahren wurden mit der Internationa-
len Bauausstellung mit dem in Ost-West-Richtung verlaufenden ,Emscher Landschafts-
park® vernetzt. Die weitere Ausgestaltung des Emscher Landschaftsparks ist in der Lauf-
zeit des vorliegenden LEP eine besondere Aufgabe.

Die im LEP festgelegten Grunzuge sind in den Regionalplanen zu sichern und weiter zu
entwickeln.

Die Erhaltung und Entwicklung der Griinzige beziehen sich auf ihre freiraum- und sied-
lungsbezogenen Funktionen.

Zu den freiraum- und siedlungsbezogenen Funktionen der Grinzuge als gro3raumige

zusammenhangende Freiflachen in stadtischen bzw. durch Siedlungen gepragten Ver-

dichtungsbereichen gehoren

— die siedlungsraumliche Gliederung von Verdichtungsgebieten und Verhinderung
bandartig zusammenhangender Siedlungsentwicklungen und weiterer Siedlungsver-
dichtung,

— die Bereitstellung siedlungsnaher Freiflachen fur freiraumorientierte Erholungs-,
Sport- und Freizeitnutzungen,

— der im Rahmen der Stadtdkologie spezifische Biotop- und Artenschutz entsprechen-
der Rédume,

— die Verbesserung des Lokalklimas und der Lufthygiene.

Welche Griunzuge im funktionellen Zusammenhang mit anderen Freiraumen (Kaltluftent-

stehungsgebiete) zur Minderung stadtischer Hitzeinseln beitragen kénnen, bedarf beson-

derer Untersuchungen.

Regionale Grunzuge sind insbesondere durch die Bauleitplanung im Rahmen der vorge-
gebenen landesplanerischen Ziele zu sichern und mit weiteren Flachen, die der woh-
nungsnahen Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzung der Bevdlkerung dienen oder beson-
dere Bedeutung fur die Stadtdkologie den Naturschutz und die Anpassung an die Folgen
des Klimawandels haben, zu erganzen, zu vernetzen und ggf. wiederherzustellen.

Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen
Entwurf, Stand: 25.06.2013 Seite 77



7. Freiraum

Zu 7.1-7 Okologische Aufwertung des Freiraums

Freiraum, der aus landschaftspflegerischer Sicht geschadigt oder beeintrachtigt ist, soll
insbesondere im Rahmen der Landschaftsplanung ermittelt und durch landschaftspflege-
rische Mallhahmen entsprechend seiner naturraumlichen Potentiale aufgewertet werden.

Zu 7.1-8 Nutzung von militdrischen Konversionsflachen

Die Umnutzung von Brachflachen - und damit auch von Konversionsflachen - ist bezlig-
lich siedlungsraumlicher oder freiflachengepragter Folgenutzungen bereits in Ziel 6.1-6
und Grundsatz 6.1-8 geregelt. Aufgrund der Besonderheiten der militarischen Nutzung
haben militarische Konversionsflachen oft besondere Bedeutung fur den Biotop- und Ar-
tenschutz. Insbesondere bei im Freiraum liegenden militarischen Konversionsflachen sol-
len deshalb Festlegungen zum Natur- und Landschaftsschutz grundsatzlich bevorzugt
werden. Bei grolen Konversionsflachen wird in der Regel eine Nutzungsmischung sinn-
voll sein, die auch Flachen zur Nutzung fur erneuerbare Energien umfasst.

Zu 7.1-9 Landschaftsorientierte und naturvertragliche Erholungs-, Sport- und
Freizeitnutzungen

Im dicht besiedelten Nordrhein-Westfalen sind ausreichende Angebote und Méglichkeiten
sowohl fur die Naherholung im naheren Umfeld von Siedlungsbereichen als auch attrak-
tive Flachen im Freiraum fur Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzung von besonderer Be-
deutung.

In den Regionalplanen werden Bereiche, die sich aufgrund ihrer Struktur, Ungestortheit
und Erreichbarkeit fur die landschaftsorientierte und naturvertragliche Erholungs-, Sport-
und Freizeitnutzung besonders eignen, als Bereiche zum Schutz der Landschaft und der
landschaftsorientierten Erholung gesichert.

Eine besondere Verantwortung liegt hier bei den Tragern der Naturparke, da sich die als
Naturpark anerkannten Gebiete wegen ihrer landschaftlichen Voraussetzungen in beson-
derer Weise fur die landschaftsorientierte und naturvertragliche Erholungs-, Sport- und
Freizeitnutzung und den nachhaltigen Tourismus eignen.

Weiterhin liegt es in der Verantwortung der gemeindlichen Bauleitplanung sowie der
Landschaftsplanung der Kreise und kreisfreien Stadte Natur und Landschaft auch als att-
raktiven Raum fir allgemein nutzbare, nichtkommerzielle Erholungs-, Sport- und Freizeit-
nutzungen zu erhalten und zu entwickeln.

Landschaftsorientierte Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzungen konnen in der Regel na-
turvertraglich ausgefuhrt werden; landschaftsorientierte Nutzungen, die an bestimmten
Orten raumlich konzentriert sowie in hoher zeitlicher Intensitat erfolgen, konnen im Ein-
zelfall nicht naturvertraglich sein und zu erheblichen Stérungen von empfindlichen Tier-
arten und Lebensraumen fuhren.

Oft kdnnen planerische MalRnahmen auf regionaler und ortlicher Ebene (z. B. zur Besu-
cherlenkung) dazu beitragen, dass dabei Konflikte mit den Belangen des Naturschutzes
und der Landschaftspflege sowie auch Konflikte zwischen unterschiedlichen Nutzergrup-
pen reduziert werden.
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7.2 Natur und Landschaft

Ziele und Grundsatze

7.2-1 Ziel Landesweiter Biotopverbund

Landesweit sind ausreichend groBe Lebensraume mit einer Vielfalt von Lebensge-
meinschaften und landschaftstypischen Biotopen zu sichern und zu entwickeln, um
die biologische Vielfalt zu erhalten. Sie sind funktional zu einem uUbergreifenden
Biotopverbundsystem zu vernetzen. Dabei ist auch der grenziberschreitende Bio-
topverbund zu gewahrleisten.

7.2-2 Ziel Gebiete fiir den Schutz der Natur

Die im LEP zeichnerisch festgelegten Gebiete fur den Schutz der Natur sind fur den
landesweiten Biotopverbund zu sichern und durch besondere MaBnahmen des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege zu erhalten, zu entwickeln und - soweit
moglich - miteinander zu verbinden.

7.2-3 Ziel Vermeidung von Beeintrachtigungen

Vorbehaltlich weitergehender naturschutzrechtlicher Regelungen darf ein Gebiet
fur den Schutz der Natur oder Teile davon fiir raumbedeutsame Planungen und
MafRnahmen nur in Anspruch genommen werden, wenn die angestrebte Nutzung
nicht an anderer Stelle realisierbar ist, die Bedeutung des betroffenen Gebietes
dies zulasst und der Eingriff auf das unbedingt erforderliche MaR beschrankt wird.

7.2-4 Grundsatz Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzungen in Gebieten fiir
den Schutz der Natur

Gebiete fiir den Schutz der Natur sollen auch dem Naturerleben und der naturver-
traglichen Erholungs-, Sport- und Freizeithutzung dienen, sofern dies den jeweili-
gen Erhaltungszielen und dem Schutzzweck nicht widerspricht.

7.2-5 Grundsatz Landschaftsschutz und Landschaftspflege

Auch auBerhalb von Gebieten fiir den Schutz der Natur soll Freiraum, der sich
durch eine hohe Dichte an natiirlichen oder kulturlandschaftlich bedeutsamen Ele-
menten, an fur gefahrdete Arten und Lebensraume bedeutsamen Landschaftsstruk-
turen oder durch besondere Eigenart und Schonheit auszeichnet, vor Inanspruch-
nahmen bewahrt werden, durch die seine Leistungs- und Funktionsfahigkeit oder
besondere Wertigkeit erheblich beeintrachtigt werden kann.

7.2-6 Grundsatz Europaisch geschiitzte Arten

Landesweit und regional bedeutsame Vorkommen von FFH-Anhang IV -Arten oder
europaischen Vogelarten sollen bei raumbedeutsamen Planungen und Manahmen
auch auBerhalb von Schutzgebieten besonders beriicksichtigt und nach Moglich-
keit erhalten werden.
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Erlauterungen
Zu 7.2-1 Landesweiter Biotopverbund

Durch die anhaltende und teilweise noch ansteigende Intensitat der Raumnutzung wer-
den Struktur und Erscheinungsbild der Kulturlandschaft verandert und die Lebensraume
und Lebensbedingungen der heimischen Tier- und Pflanzenarten stark gefahrdet. Welt-
weit ist seit Jahren ein Rickgang der biologischen Vielfalt zu beobachten. Deshalb wurde
auf der Konferenz der Vereinten Nationen fur Umwelt und Entwicklung (UNCED) 1992 in
Rio de Janeiro das Ubereinkommen Uber die biologische Vielfalt (Convention on Biologi-
cal Diversity, CBD) beschlossen. Diesem Ubereinkommen sind inzwischen 189 Staaten
und die Europaische Gemeinschaft beigetreten. Deutschland hat das Ubereinkommen
1993 ratifiziert.

Auf europaischer Ebene wurde dem Erhalt der biologischen Vielfalt im Sinne des Schut-
zes von Lebensraumen und wildlebenden Arten mit der Vogelschutzrichtlinie und der
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie Rechnung getragen. Ziel ist u. a. die Errichtung des
Schutzgebietsnetzes ,Natura 2000 aus FFH- und Vogelschutzgebieten. Hiermit sollen
die aus europaischer Sicht am meisten gefahrdeten Lebensraume und Arten in den ge-
eignetesten Gebieten in einem guten Erhaltungszustand bewahrt oder entwickelt werden.

Der Erhalt der biologischen Vielfalt gehort auch in Nordrhein-Westfalen zu den grofdten
Herausforderungen des Naturschutzes. Im Jahr 2010 waren 39 % der nordrhein-westfali-
schen Pflanzenarten, 44 % der Saugetierarten, 51 % der Vogelarten, 31 % der einheimi-
schen Fischarten und 55 % der Schmetterlingsarten gefahrdet, vom Aussterben bedroht
oder bereits ausgestorben.

Der Erhalt der Artenvielfalt steht deshalb im Mittelpunkt der Naturschutzpolitik des Landes
Nordrhein-Westfalen. Unter Berucksichtigung sonstiger Raumanspriche ist hierzu einer-
seits eine flachendeckende Sicherung und Entwicklung naturlicher Landschaftsraume und
der Funktionsfahigkeit des Naturhaushaltes erforderlich.

Andererseits ist der besondere Schutz der Natur in ausgewahlten Gebieten notwendig. In
diesen Gebieten ist den Zielen des Naturschutzes ein Vorrang vor anderen Nutzungsan-
spruchen zu gewahren. Im gesamten Land sind Lebensraume zu erhalten und zu entwi-
ckeln, die aufgrund ihrer jeweiligen Grol3e und Struktur geeignet sind, zum Erhalt der Viel-
falt der Arten und Lebensgemeinschaften und der landschaftstypischen Biotope dauerhaft
beizutragen.

Dazu gehort auch die Entwicklung von Wildnisgebieten als Teil der Biodiversitatsstrategie
in Nordrhein-Westfalen.

Bei der Festlegung von Flachen zum Erhalt und zur Entwicklung eines landesweiten Bio-
topverbundes sind die Anforderungen klimasensibler Arten zu beachten.

Der Biotopverbund ist funktional auf alle heimischen Tier- und Pflanzenarten zu orientie-
ren, insbesondere aber auf Arten, die in ihrem Bestand gefahrdet sind oder fur deren Er-
halt Nordrhein-Westfalen im Rahmen der o. g. europaischen Richtlinien eine besondere
Verantwortung hat.
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Die Vielfalt der Lebensraume und ihre raumliche Vernetzung im Biotopverbund machen
die Landschaft fur wildlebende Tier- und Pflanzenarten "durchlassig" und ermoglichen
auch die Ausweich- und Wanderungsbewegungen, die flr die Populationen infolge des
erwarteten Klimawandels erforderlich sind.

Der Biotopverbund kommt generell allen wandernden Tierarten zugute. Fur wandernde
Wildtiere mit groRem Raumanspruch, wie z. B. Rothirsch und Wildkatze sollen nach Mog-
lichkeit grol3raumige Verbindungskorridore offengehalten oder wiederhergestellt werden.
Deren Verlauf soll beim Ausbau von Verkehrswegen und Siedlungen bertcksichtigt wer-
den. In Einzelfallen sind an Verkehrswegen Grunbrucken oder Durchlasse erforderlich,
um die Durchlassigkeit der Landschaft fur wandernde Tierarten zu verbessern. Eine
Ubersicht zum landesweiten Biotopverbund gibt Abb. 4.

Zur Gewahrleistung eines grenzibergreifenden und internationalen Biotopverbundes sind
Festlegungen der Regional- und Landschaftsplane zum Schutz der Natur grenziber-
schreitend abzustimmen. Aul3erdem sind internationale Schutzgebiete in den nordrhein-
westfalischen Biotopverbund zu integrieren.

Zu 7.2-2 Gebiete fiir den Schutz der Natur

Auf der Grundlage der Verpflichtung zum Aufbau eines europaischen Schutzgebietsnet-
zes ,Natura 2000 hat Nordrhein-Westfalen insgesamt 518 FFH-Gebiete und 28 Vogel-
schutzgebiete (Stand 2011), die ca. 8,4 % der Landesflache einnehmen, an die EU ge-
meldet. Die FFH-Gebiete sind weitgehend als Naturschutzgebiete ausgewiesen, der
Schutz der Vogelschutzgebiete ist Uber § 48 ¢ Abs. 5 Landschaftsgesetz (LG) geregelt.

Zur Erhaltung der heimischen Artenvielfalt ist das Schutzgebietsnetz "Natura 2000" in
Nordrhein-Westfalen um weitere fur den Biotopschutz bedeutsame Gebiete zu erganzen
und zu einem landesweiten Biotopverbund funktional zu verknipfen.

Naturschutzfachlich besonders wertvolle und schutzwirdige Gebiete sind als Kernberei-
che des landesweiten Biotopverbundes besonders zu schitzen. In diesen Gebieten ist
den Zielen des Naturschutzes Vorrang vor anderen raumbedeutsamen Nutzungsansprui-
chen zu gewahren. In ihnen soll die gesamte Vielfalt und Bandbreite der naturrdumlichen
und geschichtlich gewachsenen Landschaften und Lebensraume Nordrhein-Westfalen
reprasentiert werden.

Die zeichnerische Festlegung erfasst die FFH-Gebiete, Kernflachen der Vogelschutzge-

biete, Nationalparke und Naturschutzgebiete sowie auch Gebiete, die derzeit noch nicht

naturschutzrechtlich geschutzt sind, sich aber fur den Aufbau eines landesweiten Biotop-
verbundes besonders eignen und hierfur zu sichern sind.

Die Darstellungsschwelle fur diese Gebiete liegt malistabsbedingt im LEP bei 150 ha,
weshalb der LEP nur die grof3flachigen Kernbereiche des landesweiten Biotopverbundes
zeichnerisch festlegen kann. Die Gebiete zum Schutz der Natur sind deshalb in den Re-
gionalplanen Uber die Festlegung von Bereichen zum Schutz der Natur (BSN) zu kon-
kretisieren und auf der Basis eines naturschutzfachlichen Fachbeitrages um weitere fur
den regionalen Biotopverbund bedeutsame Bereiche zu erganzen.
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Die im LEP festgelegten Gebiete flr den Schutz der Natur missen nicht vollstandig in
Form verbindlich festgesetzter Naturschutzgebiete gesichert bzw. entwickelt werden. Es
bleibt der Naturschutzverwaltung bzw. den Tragern der Landschaftsplanung vorbehalten,
unter Beachtung naturschutzrechtlicher Vorgaben Art und Umfang des Schutzes von Na-
tur und Landschaft festzusetzen.

Der Schutz der Vogelschutzgebiete ist bereits Gber § 48 ¢ Abs. 5 LG NW geregelt und
bedarf keiner weiteren Festsetzung als Naturschutzgebiet, sofern nicht in Teilbereichen
andere Schutzgrinde dafur sprechen.

Die Festlegung von Gebieten flr den Schutz der Natur erstreckt sich auch auf natur-
schutzwurdige militarisch genutzte Gebiete. Diese Belange des Naturschutzes sollen in
diesen Gebieten bertcksichtigt werden, soweit hierdurch die bestimmungsgemale Nut-
zung durch die Streitkrafte nicht beeintrachtigt wird. Bei Uberlagerung mit militérisch ge-
nutzten Gebieten kommt die Wirkung der Gebiete zum Schutz der Natur erst im Fall einer
Aufgabe der militarischen Nutzung zum Tragen.

Zu 7.2-3 Vermeidung von Beeintrachtigungen

Schutz- und Entwicklungsmal3inahmen des Naturschutzes sind vorrangig in den Gebieten
zum Schutz der Natur durchzufihren. Deshalb sind diese Gebiete vor vermeidbaren, be-
eintrachtigenden Nutzungen und Eingriffen zu bewahren. Die Festlegungen des LEP
konnen dabei die ortlich zwischen unterschiedlichen Raumansprichen auftretenden Ziel-
konflikte nicht abschliel3end I6sen.

Eine Inanspruchnahme von Gebieten fur den Schutz der Natur kommt nur ausnahms-
weise unter den im Ziel festgelegten restriktiven Voraussetzungen und nur fir unterge-
ordnete Teilgebiete in Betracht.

Die Moglichkeit einer Inanspruchnahme von Gebieten zum Schutz der Natur kann auch
von weitergehenden rechtlichen Vorbehalten abhangen. Soweit ein Gebiet von gemein-
schaftlicher Bedeutung oder ein europaisches Vogelschutzgebiet in seinen fur die Erhal-
tungsziele oder den Schutzzweck malRgeblichen Bestandteilen erheblich beeintrachtigt
werden kann, sind gemal § 7 Abs. 6 ROG bei der Aufstellung von Raumordnungsplanen
nach den §§ 8 und 17 Abs. 2 und 3 die Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes Uber
die Zulassigkeit und Durchfuhrung von derartigen Eingriffen einschlie3lich der Einholung
der Stellungnahme der Europaischen Kommission anzuwenden. Die hier genannten Zu-
lassigkeitsvoraussetzungen gelten auch bei Anderungen von Raumordnungsplanen.

Zu 7.2-4 Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzungen in Gebieten fiir den Schutz
der Natur

In Gebieten fir den Schutz der Natur soll eine naturvertragliche Erholungs-, Sport- und
Freizeitnutzung ermdglicht werden, soweit der Zweck des Biotop- und Artenschutzes dies
zulasst. Insofern kdnnen in den Gebieten fur den Schutz der Natur auch bestimmte sport-
liche Aktivitaten ermoglicht werden, wenn diese nach Art und Umfang auf ein naturver-
tragliches Mal} beschrankt bleiben.
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Zu 7.2-5 Landschaftsschutz und Landschaftspflege

AuRerhalb der raumordnerisch fur den Schutz der Natur gesicherten Freiraume sind wei-
tere Bereiche mit wertvollen Landschaftsbestandteilen und -strukturen zu schitzen. Dazu
zahlen insbesondere die nicht raumordnerisch fur den Schutz der Natur gesicherten Teile
europaischer Vogelschutzgebiete sowie bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche im Frei-
raum, die — soweit sie regionalplanerisch nicht als Bereich zum Schutz der Natur zeichne-
risch festgelegt werden — Uberwiegend als Bereiche fur den Schutz der Landschaft und
landschaftsorientierten Erholung festzulegen sind. Fachplanerisch sind diese Bereiche
uberwiegend als Landschaftsschutzgebiete auszuweisen.

Naturschutz und Landschaftspflege sollen damit zur Bewahrung nachhaltig nutzbarer
Landschaften beitragen und das naturraumliche Potential dauerhaft erhalten. AuRerdem
soll die naturraumliche und kulturgeschichtlich gewachsene Eigenart der Landschaft er-
halten werden, um die ldentifikation mit der Heimat zu fordern.

Zu 7.2-6 Europdisch geschiitzte Arten

Wenn Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie und europaische Vogelarten sich in einer
biogeographischen Region in Nordrhein-Westfalen in einem unzureichenden oder
schlechten Erhaltungszustand befinden, kénnen dort auch kleinere Vorkommen dieser
Arten landes- bzw. regionalbedeutsam sein. Bei Arten mit einem gunstigen Erhaltungs-
zustand sind im Regelfall nur solche Vorkommen landes- bzw. regionalbedeutsam, die
einen signifikanten Anteil am landesweiten bzw. regionalen Gesamtbestand aufweisen,
oder bei denen Beeintrachtigungen auf Ebene der biogeographischen Region maglich
sind.

Bereits auf Ebene der Regionalplanung ist es sinnvoll, die Artenschutzbelange im Sinne
einer Uberschlagigen Vorprifung zu bericksichtigen, soweit sie auf dieser Ebene bereits
ersichtlich sind. Auf diese Weise lassen sich regionalplanerische Festsetzungen vermei-
den, die in nachgeordneten Verfahren aus Artenschutzgriinden nicht umgesetzt werden

konnen. Eine rechtliche Verpflichtung zur Durchfihrung einer vertiefenden Artenschutz-

prufung besteht allerdings nur flr die nachgelagerten Planungs- bzw. Zulassungsverfah-
ren.

7.3 Wald und Forstwirtschaft

Ziele und Grundsatze

7.3-1 Ziel Walderhaltung

Wald ist insbesondere mit seiner Bedeutung fiir die nachhaltige Holzproduktion,
den Arten- und Biotopschutz, die Kulturlandschaft, die landschaftsorientierte Erho-
lungs-, Sport- und Freizeitnutzung, den Klimaschutz und wegen seiner wichtigen
Regulationsfunktionen im Landschafts- und Naturhaushalt zu erhalten, vor nachtei-
ligen Entwicklungen zu bewahren und weiterzuentwickeln.
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7.3-2 Grundsatz Nachhaltig und ordnungsgemanR bewirtschaftete Waélder
Durch nachhaltige und ordnungsgemaRe Forstwirtschaft sind standortgerechte,
okologisch intakte, leistungsstarke Waldbestande zu erhalten, zu vermehren und
zu entwickeln.

Naturnahe Waldbestéande sollen in ihrem Bestand und in ihrer Bedeutung fur die
Tier- und Pflanzenwelt erhalten und vermehrt werden.

Teile des Waldes sollen im Rahmen des Waldnaturschutzes durch Nutzungsver-
zicht zu Wildnis entwickelt werden.

7.3-3 Ziel Waldinanspruchnahme

Wald darf fiir entgegenstehende Planungen und MaBnahmen nur dann in Anspruch
genommen werden, wenn fiir die angestrebten Nutzungen ein Bedarf nachgewiesen
ist, dieser nicht auerhalb des Waldes realisierbar ist und die Waldumwandlung auf
das unbedingt erforderliche MaR beschrankt wird.

Die Errichtung von Windenergieanlagen auf forstwirtschaftlichen Waldflachen ist
moglich, sofern wesentliche Funktionen des Waldes nicht erheblich beeintrachtigt
werden.

7.3-4 Grundsatz Waldarme und waldreiche Gebiete
In waldreichen Gebieten soll als Ausgleich fiir die Inanspruchnahme von Waldfla-
chen vornehmlich die Struktur vorhandener Waldbestande verbessert werden.

In waldarmen Gebieten soll im Rahmen der angestrebten Entwicklung auf eine
Waldvermehrung hingewirkt werden.

Erlauterungen
Zu 7.3-1 Walderhaltung

In Nordrhein-Westfalen sind 27 % der Landesflache von Wald bedeckt; davon sind etwa
48 % Nadelwald und 52 % Laubwald (Stand 2009). Walder, insbesondere reife Walddko-
systeme, die fur ihre Entwicklung mehr als hundert Jahre erfordern, erflllen vielfaltige
Funktionen. Uber die Holzproduktion hat Wald eine grofie wirtschaftliche Bedeutung in
vielen Produktions- und Anwendungsbereichen von Industrie und Handwerk sowie auch
fur die Energiegewinnung.

Walder zeichnen sich durch nattrliche Béden mit entsprechenden Bodenfunktionen aus,
schitzen vor Erosion und wirken ausgleichend auf Wasserhaushalt und Klima. Naturnahe
Walder dienen auch der Erhaltung naturnaher Biotope und der Sicherung der Artenviel-
falt.

Daruber hinaus haben Walder im Kohlenstoffkreislauf eine wichtige Bedeutung bei der
CO2-Speicherung.

Wald ist bedeutender Bestandteil unserer Kulturlandschaften, der das Landschaftsbild
pragt, und hat auch fur die landschaftsorientierte Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzung
sowie fur die Umweltbildung wichtige Aufgaben. Dabei kommen auf jede Einwohnerin und
jeden Einwohner in Nordrhein-Westfalen durchschnittlich nur rd. 500 m? Wald (das ent-
spricht der Pro-Kopf-Waldflache von Berlin; zum Vergleich: Deutschland 1.200 m? pro
Kopf).
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Wegen dieser vielfaltigen Nutz- und Schutzfunktionen ist der Wald in Nordrhein-Westfalen
zu erhalten und vor nachteiligen Entwicklungen zu bewahren. Weiterhin ist er in seinen
Strukturen weiter zu entwickeln und in waldarmen Gebieten zu vermehren.

In Deutschland ist Nordrhein-Westfalen das Land mit dem héchsten Anteil privaten Wald-
besitzes (65 % Privatwald). Die Erhaltung des Waldes als Raum fur Erholung, Sport und
Freizeit und als Bestandteil der Kulturlandschaft mit wichtigen ékologischen und wirt-
schaftlichen Funktionen wird als wichtige gesellschaftliche Aufgabe daher in hohem Male
auch von den privaten Waldbesitzern geleistet.

Der Regionalplan stellt als forstlicher Rahmenplan die regionalen Erfordernisse und Mal3-
nahmen zur Sicherung des Waldes dar. Zur Sicherung der Nutz-, Schutz- und Erholungs-
funktionen des Waldes stellt er vorhandene Walder im regionalplanerischen Malstab als

"Waldbereich" dar. Die zeichnerische Festlegung weiterer Waldbereiche richtet sich nach
den regionalen Erfordernissen, wobei insbesondere in waldarmen Gebieten die Vermeh-

rung des Waldanteils anzustreben ist.

Zu 7.3-2 Naturnahe Walder

Naturnahe Walder zeichnen sich durch eine hohere Vielfalt an Lebensraumnischen und
waldtypischen und gefahrdeten Arten sowie hdhere Stabilitat gegenuber Folgen des Kii-
mawandels, Schadlingsbefalls und anderer Belastungen aus.

In der Forstwirtschaft sind Stabilitat, Qualitdt und hoher Zuwachs von Waldbestéanden Vo-
raussetzung fur wirtschaftlichen Erfolg.

Auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten rickt die Stabilitat der Walder durch die kli-
mabedingte Erhohung der Witterungsextreme vermehrt in den Vordergrund.

Dies wird erreicht durch eine naturnahe nachhaltige Forstwirtschaft und den Aufbau struk-
turreicher und 6kologisch intakter Mischbestande maoglichst gebietseigener sowie ergan-
zender standortgerechter, leistungsstarker Baumarten. Kennzeichen ordnungsgemaler
und nachhaltiger Forstwirtschaft sind u. a. langfristige Verjungungs-, Entwicklungs- und
Nutzungszeitraume.

Durch Verwendung gebietseigener Laubholzarten kdnnen Waldbestande erhalten und
entwickelt werden, die der potentiell naturlichen Vegetation entsprechen. Sie sind Le-
bensraum der naturlich in Nordrhein-Westfalen vorkommenden Pflanzen- und Tierarten
und wichtige Bestandteile des landesweiten Biotopverbundes.

Im Staatswald sollen Teilbereiche der Waldnaturschutzgebiete aus der forstlichen Nut-
zung herausgenommen werden.

Hier soll in die naturlichen Prozesse von Okosystemen nicht eingegriffen werden, so
dass sich langfristig nattrliche Walder (Wildnis) entwickeln kdnnen. Bereits seit Mitte der
1970er-Jahre besteht in Nordrhein-Westfalen ein Netz von Naturwaldzellen. Zusatzlich
wurde in einzelnen Waldnaturschutzgebieten zur Forderung der biologischen Vielfalt auf
Teilflachen eine forstwirtschaftliche Nutzung per Verordnung untersagt. Mit der Auswei-
sung des ersten Nationalparks in der Eifel im Jahr 2004 hat sich durch den Verzicht auf
eine forstliche Nutzung in der Kernzone der Anteil der nicht genutzten Waldflache in
Nordrhein-Westfalen verdoppelt. Zurzeit belauft sich der Anteil nutzungsfreier Walder in
Nordrhein-Westfalen auf knapp ein Prozent der Waldflache.
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Zu 7.3-3 Waldinanspruchnahme

Wald ist wegen seines wirtschaftlichen Nutzens und seiner Bedeutung fur die Umwelt,
insbesondere fur die dauerhafte Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes, das Klima, den
Wasserhaushalt, die Reinhaltung der Luft, die Bodenfruchtbarkeit, das Landschaftsbild
und die Erholung der Bevdlkerung, zu erhalten, erforderlichenfalls zu mehren und seine
ordnungsgemale Bewirtschaftung nachhaltig zu sichern (vgl. § 1 Bundeswaldgesetz).
Die Genehmigung einer Waldumwandlung soll gemafR den Regelungen des Bundeswald-
gesetzes und des Landesforstgesetzes beispielsweise dann versagt werden, wenn die
Erhaltung des Waldes im Uberwiegenden o6ffentlichen Interesse liegt, insbesondere wenn
der Wald in der Gemeinde einen geringen Flachenanteil hat oder fur die Leistungsfahig-
keit des Naturhaushaltes, den Schutz natirlicher Bodenfunktionen im Sinne des Bundes-
Bodenschutzgesetzes, die forstwirtschaftliche Erzeugung, das Landschaftsbild oder die
Erholung der Bevdlkerung von wesentlicher Bedeutung ist oder dem Schutz gegen
schadliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes dient
und die nachteiligen Wirkungen der Umwandlungen nicht durch Nebenbestimmungen,
insbesondere durch die Verpflichtung, Ersatzaufforstungen durch Saat oder Pflanzung
vorzunehmen, ganz oder zum wesentlichen Teil abgewendet werden kénnen.

Dabei ist zu bertcksichtigen, dass erst reife Waldokosysteme ihre Funktionen, insbeson-
dere in Bezug auf den Arten- und Biotopschutz, in vollem Umfang erfullen kdnnen und
Ersatzaufforstungen fur in Anspruch genommenen Wald deren verlorengegangene Funk-
tionen nur bedingt ausgleichen konnen.

Aus diesem Grund soll darauf geachtet werden, dass Wald fur andere Nutzungen nur
dann in Anspruch genommen wird, wenn flr die angestrebten Nutzungen ein Bedarf
nachgewiesen ist, dieser nicht auRerhalb des Waldes realisierbar ist und die Waldum-
wandlung auf das unbedingt erforderliche Mal3 beschrankt wird.

Diese generelle Festlegung zu einer ausnahmsweisen Inanspruchnahme des Waldes
durch andere Nutzungen wird zugunsten der Windenergienutzung im Wald geoffnet, weil
in Nordrhein-Westfalen die Stromerzeugung auf einen stetig steigenden Anteil erneuer-
barer Energien umgestellt wird und der Ausbau der Windenergienutzung dabei einen we-
sentlichen Beitrag leisten soll. Aufgrund der ungleichen Verteilung der Waldflachen gilt
dies insbesondere fur die waldreichen Regionen innerhalb von Nordrhein-Westfalen.

Forstwirtschaftliche Waldflachen sollen deshalb der Errichtung von Windenergieanlagen
nicht entgegenstehen, sofern dadurch wesentliche Funktionen des Waldes nicht erheblich
beeintrachtigt werden. Dies betrifft insbesondere seine Schutz- und Erholungsfunktionen.
In waldarmen Gemeinden, in denen Waldgebiete haufig kleinflachig und in isolierter Lage
in Uberwiegend landwirtschaftlich genutzten Landschaftsbereichen liegen, haben Waldfla-
chen in der Regel héhere Bedeutung fur den Biotopverbund und die Erholungsnutzung. In
diesen Gebieten ist in der Regel auch davon auszugehen, dass in ausreichendem Um-
fang geeignete Standorte flir Windenergieanlagen aulerhalb des Waldes vorhanden sind.
Wegen der geringen unmittelbaren Flacheninanspruchnahme steht die Nutzfunktion des
Waldes einer Festlegung von Flachen fur die Windenergienutzung in der Regel nicht ent-
gegen. Der im Ziel verwendete Begriff der forstwirtschaftlichen Waldflachen umfasst
Waldflachen im Sinne des Bundeswaldgesetzes, die nicht durch Schutzgebietsfestset-
zungen von einer Nutzung dauerhaft ausgenommen wurden.
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Zu 7.3-4 Waldarme und waldreiche Gebiete

Einige Teile des Landes weisen einen Waldflachenanteil auf, der Ersatzaufforstungen zur
Erhaltung des Waldes entbehrlich macht, weil sie die Vielfalt der Landschaft und wertvolle
Offenlandbiotope vermindern kdnnen. In Gemeinden mit mehr als 60 % Waldflachenanteil
(vgl. Abb. 5) kdnnen nachteilige Wirkungen von Waldinanspruchnahmen in anderer Wei-
se haufig besser als durch eine Neuanlage von Wald kompensiert werden.

In Gemeinden mit geringerem Waldflachenanteil sind bei notwendigen Waldinanspruch-
nahmen kompensierende Ersatzaufforstungen erforderlich.

In waldarmen Gebieten (Gemeinden mit weniger als 20 % Waldanteil / vgl. Abb. 5) soll
unter Wahrung des kulturlandschaftlichen Charakters dieser Gebiete nach Mdglichkeit
eine Vermehrung des Waldanteils angestrebt werden.

7.4 Wasser

Ziele und Grundsatze

7.4-1 Grundsatz Leistungs- und Funktionsfdhigkeit des Wasserhaushaltes
Bei der Nutzung von Gewassern soll die Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Na-
turhaushalts ohne nachteilige Veranderungen auf Dauer erhalten werden. Grund-
wasser und Oberflachengewasser sollen nur im Rahmen ihrer Regenerationsfahig-
keit genutzt werden und in einem guten Zustand im Sinne der Wasserrahmenricht-
linie der Europaischen Union gehalten oder zu diesem Zustand hin entwickelt wer-
den.

7.4-2 Grundsatz Oberflichengewédsser
Landesweit sollen strukturreiche und 6kologisch hochwertige, natiurliche oder na-
turnahe Oberflachengewasser erhalten und entwickelt werden.

Oberflaichengewasser sollen auch fiur Erholungs-, Sport- und Freizeitzwecke ge-
nutzt werden konnen, soweit nicht erhebliche wasserwirtschaftliche oder natur-
schutzfachliche Belange entgegenstehen.

7.4-3 Ziel Sicherung von Trinkwasservorkommen

Grundwasservorkommen und Oberflachengewasser, die fir die 6ffentliche Was-
serversorgung genutzt werden oder fiir eine kiinftige Nutzung erhalten werden sol-
len, sind so zu schiitzen und zu entwickeln, dass die Wassergewinnung und Ver-
sorgung der Bevolkerung mit einwandfreiem Trinkwasser dauerhaft gesichert wer-
den kann. Sie sind in ihren fiir die Trinkwassergewinnung besonders zu schiit-
zenden Bereichen und Abschnitten in den Regionalplanen als Bereiche fur den
Grundwasserschutz und Gewasserschutz festzulegen und fiir ihre wasserwirt-
schaftlichen Funktionen zu sichern.

7.4-4 Ziel Talsperrenstandorte

Die im LEP zeichnerisch festgelegten Standorte geplanter Talsperren sind in den
Regionalplanen einschlielich der bei geplanten Trinkwassertalsperren schutzbe-
dirftigen Einzugsbereiche zeichnerisch festzulegen und als langfristige Option fiir
ggf. kunftig notwendig werdende Talsperren zu sichern.
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7.4-5 Grundsatz Talsperrenstandorte zur Energieerzeugung und -speiche-
rung

Bestehende oder geplante Talsperren sollen nach Madglichkeit in Regionalplanen
und Flachennutzungsplanen zugleich als Standorte fiir die Erzeugung und Speiche-
rung von Energie gesichert werden.

7.4-6 Ziel Uberschwemmungsbereiche
Die Uberschwemmungsbereiche der FlieBgewasser sind fiir den Abfluss und die
Retention von Hochwasser zu erhalten und zu entwickein.

Die Uberschwemmungsbereiche sind von hochwasserempfindlichen oder den Ab-
fluss behindernden Nutzungen, insbesondere von zusatzlichen Siedlungsbereichen
und Bauflachen, freizuhalten.

Ausnahmen sind nur nach den Bestimmungen des Wasserhaushaltsgesetzes und
des Landeswassergesetzes moglich.

Die innerhalb von Uberschwemmungsbereichen in Flichennutzungsplinen darge-
stellten Bauflachen, die noch nicht realisiert oder in verbindliche Bauleitplane um-
gesetzt wurden, sind zuriickzunehmen und vorrangig als natiirlicher Retentions-
raum zu sichern.

Standorte von raumbedeutsamen Hochwasserriickhaltebecken sind in den Regio-
nalplanen als Uberschwemmungsbereiche zu sichern und vorsorglich von Nutzun-
gen, welche die wasserwirtschaftliche Zweckbestimmung gefahrden kdnnen, frei-
zuhalten.

7.4-7 Ziel Riickgewinnung von Retentionsraum

Zur VergroBerung des Ruckhaltevermogens sind an ausgebauten und eingedeich-
ten Gewassern hierfiir geeignete Bereiche vorsorgend zu sichern und nach Prii-
fung durch entsprechende Planungen und MaBnahmen als Retentionsraum zuruck-
zugewinnen.

7.4-8 Grundsatz Beriicksichtigung potentieller Uberflutungsgefahren
In deichgeschitzten und von Extremhochwasser erreichbaren Gebieten soll bei der
raumlichen Nutzung die potentielle Uberflutungsgefahr beriucksichtigt werden.

Erlauterungen

Zu 7.4-1 Leistungs- und Funktionsfédhigkeit des Wasserhaushaltes

Sauberes, gesundes Wasser ist unverzichtbares Lebensmittel. Dartuber hinaus wird Was-
ser auch in ausreichender Menge flr die unterschiedlichsten Produktions- und Dienst-
leistungsprozesse in Industrie und Gewerbe bendtigt.

Das Prinzip der Nachhaltigkeit verlangt, dass Gewasser — d.h. sowohl das Grundwasser
als auch die Oberflachengewasser — nur im Rahmen ihrer Regenerationsfahigkeit genutzt
werden. Dazu mussen sich die Nutzungsanspruche an Gewasser an den naturlichen Ge-
gebenheiten, insbesondere an der Neubildungsrate des Grundwassers und erforderlichen
Mindestwasserstanden und -abflissen in Fliel3gewassern, orientieren.
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Der besonderen Bedeutung des Wassers flir Mensch und Naturhaushalt entsprechend
sind Oberflachengewasser und Grundwasser nach den Bestimmungen der Europaischen
Wasserrahmenrichtlinie in einem guten Zustand zu erhalten oder in diesem Sinne zu ent-
wickeln.

Mit der Wasserrahmenrichtlinie (EG-WRRL) haben sich alle Mitgliedstaaten der Europai-
schen Union verpflichtet, grundsatzlich bis zum Jahr 2015 (mit Fristverlangerungen bis
zum Jahr 2027) einem guten Zustand der Gewasser moglichst nahe zu kommen.

Um unter diesen Qualitatszielvorgaben nachteilige Veranderungen zu vermeiden und die
oben genannten Verbesserungen zu erreichen, erfolgt die Bewirtschaftung der Gewasser
durch die Wasserwirtschaftsverwaltung in den nordrhein-westfalischen Teilen der Fluss-
gebietseinheiten Maas, Rhein, Weser und Ems koordiniert Gber Kreis- und Gemeinde-
grenzen hinweg in einem integrierten Gewasserschutzansatz, der sowohl Oberflachen-
gewasser als auch Grundwasser umfasst. Sofern erforderlich, werden Verbesserungs-
mafRnahmen auf der Grundlage der Wasserrahmenrichtlinie beschrieben. Diese sind uber
Bewirtschaftungsplan und Mallnahmenprogramm umzusetzen.

Zu 7.4-2 Oberflachengewasser

Oberflachengewasser sind Elemente des Naturhaushaltes und in dieser Bedeutung be-
reits bei den Festlegungen zu Natur und Landschaft (s. Kap. 7.2) bertcksichtigt. Sie be-
reichern die (Erholungs-)Landschaft, sind Lebensraume von Tieren und Pflanzen und ha-
ben als "Lebensadern der Landschaft" hohe Bedeutung fur den Biotopverbund. Bei den
Oberflachengewassern sind diese Funktionen auch mit ihrer Bedeutung fur Sport- und
Freizeitnutzungen abzustimmen.

Mit der Europaischen Wasserrahmenrichtlinie liegt ein Handlungs- und Zeitplan fur eine
Okologisch orientierte Entwicklung der Flie3qgewasser und naturlichen Seen sowie der
Kiesbaggerseen ab 50 ha GrolRe vor.

Gemal Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sollen Gewasser, die sich in einem naturlichen
oder naturnahen Zustand befinden, in diesem Zustand erhalten bleiben. Nicht naturnah
ausgebaute naturliche Gewasser sollen so weit wie moglich wieder in einen naturnahen
Zustand zurlckgefuhrt werden, wenn Uberwiegende Grunde des Wohls der Allgemeinheit
dem nicht entgegenstehen.

Auf der Grundlage der umfassenden Bestandsaufnahme in allen Flussgebieten Nord-
rhein-Westfalens wird in Bewirtschaftungsplanen dargelegt, welche Malknahmen zur Ver-
besserung der Oberflachengewasser durchgefuhrt werden sollen. Verbesserungen des
Okologischen Zustandes sind an FlieRgewassern insbesondere durch die Verbesserung
der Durchgangigkeit, die Verminderung diffuser oder punktueller Eintrage von Nahr- und
Schadstoffen sowie Mallnahmen zur VergréfRerung der Strukturvielfalt in und an den Ge-
wassern bzw. deren Uferzonen und Auen zu erreichen. Eine 6kologische Verbesserung
kann insbesondere Uber die ergdnzende Entwicklung von sog. Trittsteinen erfolgen.

Oberflachengewasser sind auch Elemente der Kulturlandschaft und haben groRe Be-
deutung und Anziehungskraft fur Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzungen.

Belange der Wasserwirtschaft, des Naturschutzes und Belange der Freizeitnutzer und
des Sports mussen sorgfaltig aufeinander abgestimmt werden; dabei kbnnen sowohl die
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raumliche Verteilung konkurrierender Funktionen und Nutzungen auf unterschiedliche
Gewasser innerhalb einer Gewasserlandschaft als auch Funktionstrennungen an einem
einzelnen Gewasser sinnvoll sein.

Hierfur sollen schon auf regionaler Planungsebene rahmensetzende Festlegungen erfol-
gen.

Zu 7.4-3 Sicherung von Trinkwasservorkommen

Oberflachengewasser und Grundwasser sind nach den Bestimmungen der Europaischen
Wasserrahmenrichtlinie in einem guten Zustand zu erhalten oder in diesem Sinne zu ent-
wickeln. Entsprechende Malinahmen sind in der Regel kein Gegenstand der Landes- und
Regionalplanung; sie betreffen Regelungen zwischen der Wasserwirtschaft und einzelnen
Flachennutzungen zur Minimierung von Schadstoffeintragen, die Begrenzung von Was-
serentnahmen sowie Strukturverbesserungen an Gewassern und deren Randstreifen, die
im Malstab der Landes- und Regionalplanung nicht geregelt werden kdnnen.

Aufgabe der Raumordnung ist es dabei, zusammen mit der Wasserwirtschaft die Ein-
zugsbereiche von Trinkwassergewinnungen und -talsperren von gefahrdenden Nutzun-
gen frei zu halten. Dabei muss Uber den Schutz derzeit genutzter Wasservorkommen
hinaus in begrenztem Umfang Vorsorge getroffen werden, um den Ausfall vorhandener
Wassergewinnungen (beispielsweise wegen Verunreinigung / Nitratbelastung) oder einen
infolge der Klimaanderung entstehenden Wasserbedarf auffangen zu konnen.

Der LEP legt zeichnerisch Gebiete fur den Schutz des Wassers fest, in denen Wasser
aus dem Grundwasser oder aus Oberflachengewassern entnommen und als Trinkwasser
fur die offentliche Wasserversorgung bereitgestellt wird. Die Darstellung im LEP ist maR-
stabsbedingt auf Gebiete groRer 150 ha beschrankt. Ihre Abgrenzung ist an den Schutz-
zonen |l B festgesetzter Wasserschutzgebiete bzw. entsprechender Heilquellenschutz-
gebiete und an den Einzugsgebieten von Trinkwassertalsperren orientiert.

Innerhalb dieser Gebiete sichert die Regionalplanung Bereiche fir den Grundwasser-
schutz und Gewasserschutz mit Planungsbeschrankungen fur andere Nutzungen gemaf}
den differenzierten Anforderungen der Wasserschutzzonen | — Il A. Entsprechend sind
auch kleinere regionalplanerisch darstellbare Bereiche fur den Schutz des Wassers zu
sichern.

Dies ist insbesondere erforderlich, um in begrenztem Umfang auch Optionen fur kinftig
ggf. notwendige zusatzliche Wassergewinnungsanlagen zu sichern. Dem vorsorgenden,
optionalen regionalplanerischen Wasserschutz soll ein wasserwirtschaftlicher Fachbeitrag
der oberen Wasserbehdrde oder ein entsprechendes Gutachten zugrunde liegen.

Zu 7.4-4 Talsperrenstandorte

Neben vorhandenen Talsperren, die im LEP zeichnerisch als Oberflachengewasser dar-
gestellt sind, werden im LEP auch Standorte geplanter Trinkwassertalsperren (ab einem
maglichen Stauinhalt von 5 Mio. m®) und sonstiger geplanter Talsperren (ab einem mégli-
chen Stauinhalt von 10 Mio. m®) festgelegt und damit optional gesichert. Bei den geplan-
ten Trinkwassertalsperren sind auch deren Einzugsbereiche im LEP als Gebiet fur den
Schutz des Wassers gesichert. Die Standorte der geplanten Talsperren und die Einzugs-
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bereiche der geplanten Trinkwassertalsperren sind auch in den Regionalplanen zeichne-
risch festzulegen.

Damit erfolgt eine Sicherung dieser Raume vor Nutzungen, die einer spateren Talsper-
renplanung entgegenstehen kdnnen. Obwohl voraussichtlich eine Realisierung solcher
Talsperren — wenn Uberhaupt — erst nach 2025 erfolgen konnte, ist die langfristig vorsor-
gende Sicherung notwendig, weil sonst diese Optionen fur ggf. notwendig werdende zu-
satzliche Trinkwassergewinnungen und Abflussregulierungen unumkehrbar verloren gin-
gen.

Uber die Zulassigkeit von Talsperren wird erst in Planfeststellungsverfahren entschieden.
Der spatere Bau einer Talsperre ist abhangig vom Nachweis, dass deren Errichtung zur
Sicherung der Wasserversorgung oder anderer wasserwirtschaftlicher Erfordernisse un-
verzichtbar ist. Dabei muss sichergestellt sein, dass andere Versorgungsmoglichkeiten
unter den dann gegebenen Mdglichkeiten ausscheiden. Auch aus Grinden der im Land-
schaftsgesetz verankerten Vermeidungspflicht gilt es, vorhandene Talsperren zu nutzen,
bevor andernorts neue Eingriffe zugelassen werden.

Nach Prifung aller Alternativen und Abwagung aller Belange ist die Planung einer Tal-
sperre auch innerhalb eines im LEP festgelegten Gebietes fur den Schutz der Natur mog-
lich. Die Naturschutzziele gelten fir den Bereich von Wasserflachen geplanter Talsperren
insofern bis zum positiven Abschluss entsprechender wasserwirtschaftlicher Planungen.

Zu 7.4-5 Talsperrenstandorte zur Energieerzeugung und -speicherung

Hinsichtlich der gebotenen Sicherung bestehender oder geplanter Talsperren auch als
Standorte fur die Erzeugung und Speicherung von Energie wird auf die energiewirtschaft-
lichen Erlauterungen zum Ziel 10.1-3 ,Standorte fur Erzeugung und Speicherung von
Energie’ verwiesen.

Zu 7.4-6 Uberschwemmungsbereiche

Eine weitere gemeinsame Aufgabe von Wasserwirtschaft und Raumordnung ist der vor-
beugende Hochwasserschutz. Neben MalRnahmen des technischen Hochwasserschutzes
und der Verbesserung der Deichsicherheit miissen Uberschwemmungsbereiche freige-
halten und zurickgewonnen werden; es mussen Mdglichkeiten zum Wasserrickhalt gesi-
chert werden. In deichgeschutzten und von Extremhochwasser erreichbaren Gebieten ist
die potentielle Gefahrdung bei der Raumnutzung zu berlcksichtigen.

Dem aulierdem anzustrebenden Ruckhalt des Wassers im gesamten Einzugsgebiet der
Flisse wird der LEP grundsatzlich durch Festlegungen zur Freiraumsicherung (s. Kap.
7.1), zur Walderhaltung (s. Kap. 7.3) und zur flachensparenden Siedlungsentwicklung (s.
Kap. 6.1) gerecht.

Hochwasser sind natlrliche Ereignisse, mit denen immer wieder gerechnet werden muss.
Hohe und zeitlicher Ablauf von Hochwassern sind in der Vergangenheit durch die Fla-
chennutzung im Einzugsgebiet, durch Gewasserausbau und Verkleinerung der nattrli-
chen Retentionsraume bereits ungunstig beeinflusst worden. Es muss davon ausgegan-
gen werden, dass sich die Hochwassergefahrdung im Zuge der globalen Erwarmung ver-
grolert.
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Um Hochwasserrisiken nachhaltig zu vermindern, sind neben der erforderlichen Pflege
und Verbesserung der technischen Hochwasserschutzeinrichtungen und des Abflussma-
nagements auch die Erhaltung und Vergrofierung der noch vorhandenen Abfluss- und
Retentionsbereiche und ihre Freihaltung von Siedlungen und anderen ungeeigneten Nut-
zungen erforderlich.

Uberschwemmungsbereiche sind (iberwiegend landwirtschaftlich genutzte Bereiche. Zu-
gleich kdénnen sie in groem Umfang Bedeutung fur andere Raumfunktionen wie den Bio-
top- und Artenschutz, die Wassergewinnung und die landschaftsorientierte Erholungs-,
Sport- und Freizeitnutzung haben.

Uberschwemmungsbereiche stehen auch Abgrabungen nicht grundsétzlich entgegen, da
sie gegebenenfalls auch zur Erhdhung des Retentionsvermogens beitragen konnen. Die-
se verschiedenen Raumfunktionen sind in den Uberschwemmungsbereichen unter Be-
achtung der vorrangigen Funktion fur den vorbeugenden Hochwasserschutz aufeinander
abzustimmen.

Soweit es nach dem Wasserrecht moglich ist, sollten Uberschwemmungsbereiche fiir
Windenergieanlagen geotffnet werden.

Im LEP kénnen Uberschwemmungsbereiche mafRstabsbedingt nur unzureichend zeichne-
risch dargestellt werden. In den Regionalplanen ist bei der in ihrem Mal3stab mdglichen
Konkretisierung die zeichnerische Darstellung der Uberschwemmungsbereiche am Ab-
fluss eines Hochwasserereignisses zu bemessen, das statistisch etwa einmal in 100 Jah-
ren auftritt. Dabei sind auch Standorte von vorhandenen und geplanten raumbedeutsa-
men Hochwasserriickhaltebecken regionalplanerisch als Uberschwemmungsbereich zu
sichern und vorsorglich von Nutzungen, welche die wasserwirtschaftliche Zweckbestim-
mung gefahrden kdnnen, freizuhalten.

Soweit vorhandene Bebauung oder verbindlich ausgewiesene Bauflachen von raumord-
nerisch festgelegten Uberschwemmungsbereichen lberlagert werden, soll dies den Be-
stand der vorhandenen Bebauung nicht in Frage stellen, sondern die Gefahrdung hervor-
heben und zu angepassten Bauweisen und Schutzmalinahmen anregen.

Die landes- und regionalplanerisch festgelegten Uberschwemmungsbereiche sind aus
Malstabsgrinden auf die groReren Gewasser und ihre Auen beschrankt. Die hiermit ver-
bundenen Ziele zum vorbeugenden Hochwasserschutz sollen bei kleineren Gewassern
entsprechend angewandt werden.

Zu 7.4-7 Riickgewinnung von Retentionsraum

FUr den schadlosen Hochwasserabfluss sind moglichst durchgangige gewasserbeglei-
tende Uberschwemmungsgebiete in ausreichender Breite anzustreben ("Raum fiir den
Fluss"). Um das Rickhaltevermégen der Gewassersysteme zu verbessern, sollen in
Abstimmung mit anderen raumlichen Anforderungen auch Flachen, die als Retentions-
raum zuriick gewonnen werden kénnen, in die regionalplanerische Festlegung der Uber-
schwemmungsbereiche einbezogen werden. Damit soll eine erstmalige Festsetzung von
baulichen Nutzungen in diesen Bereichen verhindert und damit die Option fur entspre-
chende wasserwirtschaftliche MaRnahmen (z. B. Deichruckverlegung) gesichert werden.
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Zu 7.4-8 Beriicksichtigung potentieller Uberflutungsgefahren

In Bereichen, die nur bei Extremhochwasser (statistisch seltener als einmal in 100 Jah-
ren) Uberflutet wirden, und in deichgeschutzten Bereichen soll bei der raumlichen Nut-
zung die potentielle Uberflutungsgefahr berlicksichtigt werden. Soweit maRstéablich mdg-
lich, sollen diese Bereiche in Erlauterungskarten der Regionalplane abgebildet werden,
um die potentielle Gefahrdung bewusst zu machen und zu angepassten Bauweisen und
Nutzungen sowie zu Schutzmalnahmen anzuregen (z. B. Berucksichtigung dieser Ge-
fahrdung bei der Ansiedlung von im Katastrophenfall erforderlichen Einrichtungen, Frei-

haltung besonders tiefliegenden Gelandes, Kammerung, vorbereitende Katastrophen-
schutzmalinahmen).

Grundlage fur konkrete MalRnahmen zur Verringerung hochwasserbedingter nachteiliger
Folgen flr die menschliche Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe und die wirtschaftli-
chen Tatigkeiten sind die nach der EG-Richtlinie Uber die Bewertung und das Manage-
ment von Hochwasserrisiken erstellten und fortzuschreibenden Hochwassergefahren-
und -risikenkarten und Hochwasserrisikomanagementplane.

,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,, Extremhochwasser /)
_____ . HQ 100
®
=
Uberschwemmungsgebiet g
@
[ Risikogebiet 1) |2
i | —
| Hochwassergefahrdeter Bereich ]
(=]
} £
= :
Extrem- R&ckgewlnnbamrl Vorhandener Potentieller Extrem- 'g
hochwasser- - Uberflutungs- hochwasser-
bereich Uberschwemmungsbereich (HQ 100) Rerbioh bereich &%
| Vorbehalt | Vorrang | Vorrang P2 | Vorbehalt |
1) sofem ein signifikantes Hochwasserrisiko im Sinne von § 73 Abs. 1 WHG besteht
2) vorhandene Baugebiete im Uberschwemmungsbereich genieBen Bestandsschutz

Abbildung 6 Begriffe zum vorbeugenden Hochwasserschutz
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7.5 Landwirtschaft
Ziele und Grundsatze

7.5-1 Grundsatz Raumliche Voraussetzung der Landwirtschaft

Im Rahmen der Sicherung des Freiraums sollen die raumlichen Voraussetzungen
dafiir erhalten werden, dass sich die Landwirtschaft in allen Landesteilen, insbe-
sondere in den liberwiegend landlich strukturierten Raumen Nordrhein-Westfalens,
als raumbedeutsamer und fiir die Kulturlandschaft bedeutsamer Wirtschaftszweig
entwickeln kann.

Einer flachengebundenen, multifunktionalen Landwirtschaft, die auch besondere
Funktionen fur den Naturhaushalt, die Landschaftspflege, sowie die Gestaltung und
Erhaltung der landlichen Raume erfiillt, kommt hierbei eine besondere Bedeutung
Zu.

7.5-2 Grundsatz Erhalt landwirtschaftlicher Nutzflachen und Betriebsstand-
orte

Die im Freiraum liegenden, von der Landwirtschaft genutzten Flachen sollen, als
wesentliche Grundlage fur die Produktion von Nahrungsmitteln und nachwachsen-
den Rohstoffen erhalten werden.

Wertvolle landwirtschaftliche Boden mit besonders hoher natiirlicher Bodenfrucht-
barkeit oder besonderer Eignung fiir eine landwirtschaftliche Nutzung sollen fir
Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht in Anspruch genommen werden.

Landwirtschaftliche Betriebe sollen in ihrem Bestand und ihren Entwicklungsmog-
lichkeiten gesichert werden. Bei unvermeidbaren Inanspruchnahmen landwirt-
schaftlicher Nutzflachen sollen negative Wirkungen auf landwirtschaftliche Betriebe
so gering wie moglich gehalten werden.

Unter Berucksichtigung der jeweiligen regionalen und lokalen Gegebenheiten sol-
len agrarstrukturelle Losungen in Kooperation mit den Betroffenen entwickelt und
— falls moglich — durch die Instrumente der landlichen Bodenordnung begleitet wer-
den.

7.5-3 Ziel Standorte fiir raumbedeutsame Gewédchshausanlagen

Standorte fiir raumbedeutsame Gewachshausanlagen sind im Regionalplan als All-
gemeiner Freiraum- und Agrarbereich fur zweckgebundene Nutzungen ,,Gewachs-
hausanlage* zeichnerisch festzulegen.

Die Festlegung allgemeiner Freiraum- und Agrarbereiche fiir zweckgebundene Nut-
zungen ,,Gewachshausanlage” im Regionalplan setzt voraus, dass

- eine leistungsfahige Anbindung an das uberortliche Verkehrsnetz vorhanden ist,

- keine 6kologisch besonders bedeutsamen Flachen in Anspruch genommen wer-
den,

- Orts- und Landschaftsbilder nicht erheblich beeintrachtigt werden, und keine
schutzwiirdigen Boéden iiberplant werden; die Inanspruchnahme schutzwiirdiger
Boden bleibt davon abweichend moéglich, wenn an dem Standort eine uberwie-
gende Nutzung von Abwarme aus benachbarten Betrieben (z. B. Kraftwerken)
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oder am Standort nutzbarer regenerativer Warmequellen (z. B. Geothermie) be-
steht.

Erlauterungen
Zu 7.5-1 Raumliche Voraussetzung der Landwirtschaft

Die Landwirtschaft bildet die Basis fur die leistungsfahige Ernahrungswirtschaft in Nord-
rhein-Westfalen und stellt gemeinsam mit dieser einen wichtigen Wirtschaftsfaktor dar.
Die Landwirtschaft einschlieRlich Gartenbau nutzt ca. 50 % der Landesflache. Sie ist da-
mit der grofdte Flachennutzer im Freiraum und tragt besondere Verantwortung fur die Er-
haltung der naturlichen Lebensgrundlagen und die Gestaltung der Kulturlandschaft mit
ihren vielfaltigen Lebensraumen.

Landwirtschaftliche und gartenbauliche Betriebe finden sich in allen Grofen und Produk-
tionsformen in allen Teilrdumen des Landes. Durch die intensive Verflechtung mit den
vor- und nachgelagerten Wirtschaftszweigen, insbesondere mit der Ernahrungswirtschaft,
reicht die wirtschaftliche Bedeutung der Landwirtschaft weit Gber die unmittelbare Fla-
chennutzung hinaus. Neben der Lebensmittelerzeugung ist auch die Erzeugung von Roh-
stoffen flr stoffliche und energetische Zwecke von Bedeutung.

Neben der Erzeugung von Lebens- und Futtermitteln und nachwachsenden Rohstoffen
hat die Landwirtschaft in Nordrhein-Westfalen zahlreiche weitere Funktionen, die unter
dem Begriff "Multifunktionale Landwirtschaft" zusammengefasst werden:

— Die Pflege der Kulturlandschaft ist die sichtbarste "Nebenleistung" der Landwirtschaft.
Attraktive agrarisch gepragte Landschaften sind ein wesentlicher Faktor fir den Tou-
rismus in landlichen Rdumen und werten sie auch als Wohn- und Wirtschaftsstandort
sowie fUr landschaftsorientierte Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzungen auf.

— Agrargebiete sind Lebensraum flr viele Tier- und Pflanzenarten.

— Landwirtschaftliche Unternehmen sind bei der Entwicklung spezifischer Angebote in
der Vermarktung, der Gastronomie, dem Tourismus und weiteren innovativen Dienst-
leistungsangeboten zur Starkung der Regionalentwicklung in den landlichen Raumen
aktiv. Sie schaffen damit neue Einkommensmadglichkeiten und Arbeitsplatze in den
landlichen Regionen.

Existenzfahige landwirtschaftliche Betriebe und die von ihnen bewirtschafteten Nutzfla-
chen sind Voraussetzung fur die Aufrechterhaltung einer nachhaltigen Landbewirtschaf-
tung. Daher ist die Landwirtschaft insbesondere in den landlich gepragten Raumen Nord-
rhein-Westfalens als wichtiger wirtschaftlicher und soziokultureller Faktor zu erhalten und
weiterzuentwickeln.

Zu 7.5-2 Erhalt landwirtschaftlicher Nutzflachen und Betriebsstandorte

Die agrarstrukturellen Erfordernisse sollen bei der Abwagung konkurrierender Nutzungen
bertcksichtigt werden. Nach Mdglichkeit sollen fur andere Nutzungen keine Flachen in
Anspruch genommen werden, die eine hohe naturliche Bodenfruchtbarkeit besitzen oder
in anderer Weise fur die Landwirtschaft besonders wertvoll sind.

Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen
Entwurf, Stand: 25.06.2013 Seite 99



7. Freiraum

Letztgenannte Flachen zeichnen sich durch eine gute Agrarstruktur aus und sind gekenn-

zeichnet durch

— eine nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten geformte Struktur des Grundbesit-
zes, die nach Lage, Form und GroRe zweckmalig gestaltet ist,

— zweckmalRige Wege, Strallen, Gewasser oder andere Anlagen und

— vorhandene bodenschutzende oder —verbessernde und landschaftsgestaltende Mal3-
nahmen, die die naturliche Grundlage der Wirtschaftbetriebe erhalten.

Notwendige Veranderungen der Agrarstruktur, beispielsweise durch neue Verkehrstras-
sen, sollen auch kunftig durch Bodenordnungsmalnahmen ausgeglichen werden.

Die Erhaltung und die Weiterentwicklung der Betriebsstandorte sind als Ausgangspunkte
der landwirtschaftlichen Flachenbewirtschaftung von herausragender Bedeutung.
Insbesondere viehhaltende Betriebe stellen besondere Anforderungen an ihre Umgebung
hinsichtlich der Toleranz gegenuber Geruchsemissionen und Larm. Vor diesem Hinter-
grund liegen die meisten landwirtschaftlichen Betriebe im baurechtlichen Auf3enbereich
und haben besondere Schutz- und Entwicklungsbedurfnisse. Die raumliche Nahe der Be-
triebsstandorte zu den zu bewirtschaftenden landwirtschaftlichen Flachen ist dabei eben-
so wichtig wie ausreichende Abstande zu immissionsempfindlichen Nutzungen.

Zu 7.5-3 Standorte fiir Raumbedeutsame Gewédchshausanlagen

Betriebe der gartenbaulichen Erzeugung sind im AuflRenbereich baurechtlich privilegiert,
sofern o6ffentliche Belange nicht entgegenstehen und eine ausreichende Erschliel3ung
gesichert ist.

Eine besondere Form der gartenbaulichen Erzeugung stellen Betriebe mit gartenbaulicher
Erzeugung in Gewachshausanlagen dar. Groliere Gewachshausanlagen sind durch ein
hoheres Mal an An- und Abtransporten von Produktionsmitteln und Waren sowie durch
einen hohen Energiebedarf gepragt.

Standorte fur einzelne, raumbedeutsame Gewachshausanlagen oder Agglomerationen
von Gewachshausanlagen, die zusammenhangend raumbedeutsam sind, kdnnen mit
erheblichen Beeintrachtigungen der Umwelt und anderer 6ffentlicher Belange verbunden
sein.

Ab einer GroRe der Standorte fur Gewachshausanlagen von 10 ha ist regelmaRig davon
auszugehen, dass sie raumbedeutsam sind. Standorte flir raumbedeutsame Gewachs-
hausanlagen ab 10 ha sind deshalb im Regionalplan zeichnerisch als Allgemeiner Frei-
raum- und Agrarbereich flr zweckgebundene Nutzungen ,Gewachshausanlage* festzule-
gen.

In grolReren, dauerhaft errichteten Gewachshausanlagen ist die Pflanzenproduktion in der
Regel nicht mehr auf den értlich anstehenden Boden angewiesen. Diese Gewachshaus-
anlagen sind Uberwiegend durch eine Bodenversiegelung von Produktions- und Weiter-
verarbeitungsflachen (Lager- und Distributionsflachen) und eine Abkopplung vom Natur-
haushalt und naturlichen Kreislaufen gepragt.

Aus Grunden des Freiraum- und Bodenschutzes kommt die regionalplanerische Fest-
legung von Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereichen fur zweckgebundene Nutzungen
~,Gewachshausanlage® bevorzugt auf Standorten in Betracht, die ehemals baulich oder
verkehrlich genutzt wurden.
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Standorte fUr raumbedeutsame Gewachshausanlagen dirfen dagegen nicht auf schutz-
wurdigen Boden gemal der ,Karte der Schutzwurdigen Boden in Nordrhein-Westfalen®
(herausgegeben vom Geologischen Dienst des Landes Nordrhein-Westfalen) festgelegt
werden. Der im Ziel genannte Begriff der schutzwurdigen Boden schlieldt die in der Karte
der Schutzwirdigen Bdden erfassten sehr schutzwirdigen und besonders schutzwur-
digen Boden mit ein.

Die Inanspruchnahme der o. g. schutzwurdigen Bdden ist aus Grunden des Klimaschut-
zes moglich, wenn an dem Standort eine Uberwiegende Nutzung von Abwarme aus be-
nachbarten Betrieben (z. B. Kraftwerken) oder die Nutzung regenerativer Warmequellen
(z. B. Geothermie) gewahrleistet ist.

Da die pflanzliche Produktion in Gewachshausern sehr energieintensiv ist, sollen sie un-
ter Gesichtspunkten des vorsorgenden Klimaschutzes moglichst an solchen Standorten
realisiert werden, bei denen eine effiziente Energienutzung durch Nutzung von Abwarme
oder den Einsatz erneuerbarer Energietrager moglich ist.

Im Rahmen der regionalplanerischen Festlegung von Standorten fur raumbedeutsame
Gewachshausanlagen ist darauf hinzuwirken, dass entsprechende Abwarmequellen oder
regenative Warmequellen genutzt werden konnen.
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8. Verkehr und technische Infrastruktur

8.1 Verkehr und Transport

Ziele und Grundsatze

8.1-1 Grundsatz Integration von Siedlungs- und Verkehrsplanung
Siedlungsraumliche und verkehrsinfrastrukturelle Planungen sollen aufeinander
abgestimmt werden.

8.1-2 Ziel Neue Verkehrsinfrastruktur im Freiraum

Fur neue raumbedeutsame Verkehrsinfrastruktur darf Freiraum nur in Anspruch
genommen werden, wenn der Bedarf nicht durch den Ausbau vorhandener Infra-
struktur gedeckt werden kann. Davon ausgenommen sind die Infrastruktur fur
nichtmotorisierte Mobilitat sowie neue Schieneninfrastruktur, die der Verlagerung
von Guterverkehren aus Siedlungsbereichen dient.

8.1-3 Ziel Verkehrstrassen
Fur den uiberregionalen und regionalen Verkehr sind Trassen bedarfsgerecht zu
sichern und flachensparend zu biindeln.

8.1-4 Grundsatz Transeuropdéisches Verkehrsnetz

Fur die Trassen und funktional zugeordneten Flachen der Verkehrsachsen des
Transeuropaischen Verkehrsnetzes sowie des Bundes- und Landesverkehrswege-
plans soll die Regionalplanung planerische Flachenvorsorge betreiben.

8.1-5 Grundsatz Grenziiberschreitender Verkehr
Im Grenzraum zu den Nachbarlandern und -staaten sollen die Verkehrsverbindun-
gen grenziiberschreitend entwickelt werden.

8.1-6 Ziel Landes- bzw. regionalbedeutsame Flughéfen in Nordrhein-Westfa-
len
Landes- bzw. regionalbedeutsame Flughafen in Nordrhein-Westfalen sind:

die landesbedeutsamen Flughafen:

- Dusseldorf (DUS) und

- KolIn/Bonn (CGN) sowie

- Minster/Osnabriick (FMO)
sowie die regionalbedeutsamen Flughafen:

- Dortmund (DTM),

- Paderborn/Lippstadt (PAD) und

- Niederrhein: Weeze-Laarbruch (NRN).
Die landesbedeutsamen Flughafen des Landes sind einschlieBlich der Flachen fur
die Flughafeninfrastruktur sowie fiir flughafenaffines Gewerbe mit leistungsfahigen
Verkehrsanbindungen (Schienen- und StraRenverkehr, OPNV) bedarfsgerecht zu
entwickeln.
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Regionalbedeutsame Flughafen und sonstige Flughafen dirfen nur bedarfsgerecht
und in Abstimmung mit der Entwicklung der landesbedeutsamen Flughafen gesi-
chert werden.

8.1-7 Ziel Schutz vor Fluglarm

Die Bevolkerung ist vor negativen Umweltauswirkungen des Flugverkehrs, insbe-
sondere Fluglarm, zu schiitzen. Aus diesem Grund ist in den Regionalplanen im
Umfeld der landes- und regionalbedeutsamen Flughafen und der Militarflugplatze
Geilenkirchen und Norvenich eine Erweiterte Larmschutzzone, die aus den Emp-
fehlungen der Landerarbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI) resultiert, in den
Regionalplanen festzulegen.

Erganzend sind die in Rechtsverordnungen festgesetzten Larmschutzzonen geman
Gesetz zum Schutz gegen Fluglarm (FlugLarmG) in den Regionalplanen nachricht-
lich zu libernehmen.

In den Bebauungsplanen und -satzungen ist fur Bereiche innerhalb der Erweiterten
Larmschutzzone der Hinweis aufzunehmen, dass die Bauwilligen in der Bauge-
nehmigung auf die erhebliche Larmbelastung durch den Flugverkehr hinzuweisen
sind.

Liegen fir Uubrige Regionalflughafen und Verkehrslandeplatze in Rechtsverordnun-
gen festgesetzte Larmschutzzonen vor, kann in den Regionalplanen eine Erweiterte
Larmschutzzone festgelegt werden.

8.1-8 Grundsatz Schutz vor Flugldarm und Siedlungsentwicklung
Die Erweiterte Larmschutzzone ist in der Abwagung bei der regionalen und kom-
munalen Siedlungsentwicklung zu beriicksichtigen.

8.1-9 Ziel Landesbedeutsame Héadfen und Wasserstrallen
Landesbedeutsame Hafen in Nordrhein-Westfalen sind:

— Bonn,

— Dortmund,

— Duisburg,

— Diusseldorf,

— Hamm,

- Koln,

—  Krefeld,

— Minden,

— Neuss und

— Wesel (Niederrhein).

In diesen landesbedeutsamen Hafen sind zur Ansiedlung von hafenorientierten
Wirtschaftsbetrieben die erforderlichen Standortpotenziale zu sichern und von der
Regionalplanung in bedarfsgerechtem Umfang Hafenflachen und Flachen fiir hafe-
naffines Gewerbe festzulegen.

Die landesbedeutsamen Hafen sind als multimodale Giliterverkehrszentren zu ent-
wickeln und sollen ihre Flachen fiir hafenaffines Gewerbe vorhalten. Sie sind vor
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dem Heranriicken von Nutzungen zu schiitzen, die geeignet sind, die Hafennutzung
einzuschranken.

Die WasserstraBen und mit ihnen in funktionalem Zusammenhang stehende Fla-
chen sind so zu entwickeln, dass sie die ihnen zugedachten Funktionen im multi-
modalen Guterverkehr (Wasser, Schiene, StraBe) angemessen erfullen konnen.

8.1-10 Grundsatz Giiterverkehr auf Schiene und Wasser
Zur Bewaltigung des zukunftig zu erwartenden Guterverkehrs soll vorrangig die
Infrastruktur des Schienenverkehrs und der Binnenschifffahrt entwickelt werden.

Die Entwicklung des WasserstraBennetzes soll bedarfsgerecht auf die wirtschaftli-
chen Erfordernisse des Giitertransports mit dem GroBmotorgiiterschiff ausgerich-
tet werden

8.1-11 Ziel Schienennetz
Die Mittel- und Oberzentren des Landes sind bedarfsgerecht an den Schienenver-
kehr anzubinden.

Das Schienennetz ist so leistungsfahig zu entwickeln, dass es die Funktion des
Grundnetzes fur den Offentlichen Personennahverkehr wahrnehmen kann.

Zur leistungsstarken ErschlieBung der Stadteregion Rhein-Ruhr ist der Rhein-Ruhr
Express (RRX) zu verwirklichen.

Nicht mehr genutzte, fiir die regionale Raumentwicklung bedeutsame Schienen-
wege sind von der Regionalplanung als Trassen zu sichern.

8.1-12 Ziel Erreichbarkeit

In allen Teilraumen des Landes ist von den Kommunen und den Aufgabentragern
des offentlichen Verkehrs-die Erreichbarkeit der Zentralen Versorgungsbereiche
der Grund-, Mittel- und Oberzentren von den Wohnstandorten ihres Einzugsberei-
ches mit dem Offentlichen Personennahverkehr in angemessener Zeit zu gewihr-
leisten.

Erlauterungen
Zu 8.1-1 Integration von Siedlungs- und Verkehrsplanung

Siedlungs- und Verkehrsplanung beeinflussen sich gegenseitig bzw. sind voneinander
abhangig. Die Verkehrsplanung flhrt einerseits zur Aufwertung von Siedlungsbereichen
durch Verbesserung ihrer Erreichbarkeit, andererseits verursacht Verkehr auch Storwir-
kungen innerhalb und auf3erhalb von Siedlungsbereichen.

Mit der verbesserten Abstimmung von Siedlungs- und Verkehrsplanung soll eine Vermin-
derung der Flacheninanspruchnahme und der Verkehrsbelastung sowie eine Vermeidung
von zusatzlichem Verkehr und eine Einsparung von Infrastrukturfolgekosten erreicht wer-
den.
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Hierbei ist die Nahmobilitat (nichtmotorisierter Verkehr) und die dafir notwendige Infra-
struktur von wesentlicher Bedeutung. Fahrradmitnahme im Offentlichen Verkehr und die
Bereitstellung von Bike & Ride - Anlagen als wichtige Schnittstellen tragen zu funktionie-
render Nahmobilitat bei.

Auch sollen die Voraussetzungen fur die Entwicklung multimodaler Verkehrsstrukturen
mit verschiedenen Verkehrstragern sowie die zuklnftige Integration neuer Verkehrskon-
zepte unter Nutzung alternativer Antriebe geschaffen werden.

Zu 8.1-2 Neue Verkehrsinfrastruktur im Freiraum

Der Ausbau vorhandener Verkehrswege bzw. ihrer Kapazitaten hat Vorrang gegenuber
Neuplanungen, um die Flacheninanspruchnahme im Freiraum zu reduzieren. Dies ent-
spricht der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung, die tagliche Inanspruchnahme
des Freiraums durch Siedlungs- und Verkehrsflache auf 30 ha bundesweit zu begrenzen.
Far Nordrhein-Westfalen bedeutet das eine Reduzierung auf max. 5 ha taglich.

Anlagen fur nichtmotorisierte Mobilitat wie z. B. Radwege und Fahrradparkeinrichtungen
werden von der Festlegung ausgenommen, weil sie das Aufkommen des motorisierten
Verkehrs, der mit Emissionen verbunden ist, reduzieren. Die Verlagerung von Guterver-
kehr von der Stralde auf die Schiene dient dem Umwelt- und Klimaschutz. Da der sich
verdichtende Schienenguterverkehr zu steigenden Larmbelastungen fur benachbarte
Wohnlagen fuhrt, steht die Inanspruchnahme von Freiraum der Verlagerung von Guter-
verkehren aus Siedlungsbereichen nicht entgegen.

Zu 8.1-3 Verkehrstrassen

Die Siedlungs- und Wirtschaftsentwicklung des Landes ist auf eine funktionsfahige Ver-
kehrsinfrastruktur (StralRen, Schienen, Wasserstralden, Hafen, Flughafen sowie funktional
zugeordnete Flachen) angewiesen. Aufgrund von hohen Raumkonkurrenzen missen
Trassen fur Verkehrswege fruhzeitig und auch langfristig gesichert werden.

Die Bindung der Verkehrstrassensicherung an den Bedarf soll die Raumnutzungskonflikte
und die Umweltbelastungen, die mit neuen Trassen verbunden sind, minimieren. Dies gilt
sowohl fur Belastungen der Siedlungsbereiche, insbesondere Wohngebiete und Innen-
stadte als auch fur Belastungen der Landschaft. Mit der Blindelung verschiedener Ver-
kehrsinfrastrukturen in einer Trasse soll eine weitere Zerschneidung des Landschafts-
raumes vermieden werden.

Der Bedarf fur neue Trassen ist von der Fachplanung bzw. von den Vorhabenstragern zu
definieren. Dies geschieht z. B. in den verkehrlichen Bedarfsplanen des Bundes und des
Landes.

Zu 8.1-4 Transeuropdisches Verkehrsnetz
Nordrhein-Westfalen liegt im Schnittpunkt mehrerer gro3er europaischer Verkehrsachsen,

die sowohl in Nord-Sud-(Rotterdam — Genua) als auch in West-Ost (Paris — Warschau)
Richtung verlaufen. Die Erweiterungen der Europaischen Union mit der Anbindung der
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Markte Osteuropas, der wachsende europaische Binnenmarkt und die zunehmende glo-
bale Arbeitsteilung fuhren auch in Nordrhein-Westfalen zu einer Zunahme des Guter- und
Reisefernverkehrsaufkommens.

Die Ordnung der grof3raumigen Verkehrsstrome im Guter- und Reiseverkehr erfordert
eine Abstimmung mit den jeweiligen Nachbarlandern und -staaten. Die von der Europai-
schen Kommission entwickelten Transeuropaischen Netze sollen dabei als Grundlage flr
Projektvorhaben und Abstimmungsprozesse dienen.

Den Ausbaustrecken Oberhausen — Emmerich — deutsche Grenze, Rheydt-Odenkirchen
— Kaldenkirchen — deutsche Grenze und dem ,Eisernen Rhein“ als Teile der Verkehrs-
achse ,Lyon/Genua-Basel — Duisburg-Rotterdam/Antwerpen® und der Ausbaustrecke
deutsche Grenze — Aachen — Kaln als Teil der Hochgeschwindigkeitsstrecke Paris —
Brussel — Koln — Amsterdam — London (PBKAL) kommen eine besondere Bedeutung zu.
Sie sollen die Anbindung der Hafen Amsterdam, Rotterdam und Antwerpen an das euro-
paische Wirtschaftszentrum Rhein-Ruhr verbessern. Folgende Teilstrecken liegen in
Nordrhein-Westfalen und sollen deshalb in den Regionalplanen gesichert werden:

- Emmerich — Duisburg — KoIn — Richtung Suddeutschland (als Anschluss an die

niederlandische "Betuwe-Linie" nach Rotterdam),

- Kaldenkirchen — Monchengladbach — Koln — Richtung Suddeutschland,

- Kaln/ Duisburg — Ménchengladbach — Antwerpen ("Eiserner Rhein") und

- deutsche Grenze — Aachen — Duren — Kaoln.

Zu 8.1-5 Grenziiberschreitender Verkehr

Die Verflechtungen zwischen Wohn-, Arbeits- und Ausbildungsstatten, Dienstleistungs-
und Versorgungseinrichtungen sowie touristischen Angeboten in den Grenzraumen zu
den Nachbarlandern und Nachbarstaaten haben in den letzten Jahrzehnten kontinuierlich
zugenommen. Auch fur die wirtschaftliche Entwicklung Nordrhein-Westfalens sind enge
Verkehrsverbindungen Uber die Grenzen des Landes hinaus von herausragender Be-
deutung.

FUr den sich hieraus ergebenden Verkehrsbedarf besteht insbesondere in den Grenz-
raumen mit Belgien und den Niederlanden Nachholbedarf bei grenziberschreitenden
Schienenverbindungen.

Folgende Strecken liegen zum Teil in Nordrhein-Westfalen und sollen deshalb flir den
Schienenpersonennahverkehr in den Regionalplanen gesichert werden:

- Aachen - Luttich,

- Aachen — Avantis — Kerkrade,

- Herzogenrath — Heerlen,

- Monchengladbach — Dalheim — Roermond,
- Monchengladbach — Kaldenkirchen — Venlo,
- Kleve — Kranenburg — Nimwegen,

- Borken — Burlo — Winterswijk,

- Gronau — Enschede
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Zu 8.1-6 Landes- bzw. regionalbedeutsame Flughéfen

Verkehrssysteme bilden die notwendige Grundlage fur die Funktionsfahigkeit einer mo-
dernen Gesellschaft und Wirtschaft. In Zeiten wachsender Globalisierung kommt dabei
dem Luftverkehr eine hohe Bedeutung zu. Er gewahrleistet den schnellstmdglichen
Transport von Menschen und Gutern tber weite Entfernungen.

In Nordrhein-Westfalen bilden drei landesbedeutsame Flughafen (Dusseldorf, Koln/Bonn
und Munster/Osnabrick) und drei ,Grol3e“ Regionalflughafen mit Linien und Charterver-
kehr (Dortmund, Paderborn/Lippstadt und Niederrhein/Weeze-Laarbruch) das Ruckgrat

der Flughafeninfrastruktur-

Die landes- und regionalbedeutsamen Flughafen werden in den zeichnerischen Darstel-
lungen des LEP mit dem Symbol ,Landes- bzw. regionalbedeutsamer Flughafen® als Vor-
ranggebiet festgelegt.

Ein Bedarf an Neubau von Flughafen besteht im Planungszeitraum nicht. Die Luftver-
kehrskonzeption 2010 des Landes sieht keine Neuanlage eines Flughafens vor. Vielmehr
gilt es, die bestehenden Flughafen bedarfsgerecht zu entwickeln bzw. zu sichern. Die
Oberste Luftverkehrsbehorde beurteilt den Bedarf vorhabenbezogen auf Basis von Be-
darfsprognosen externer Gutachter.

Eine bedeutende Rolle spielen insbesondere die drei landesbedeutsamen Flughafen
(DUsseldorf, KéIn-Bonn, Munster-Osnabrtick). Fur den Flughafen Dusseldorf ist der An-
gerlandvergleich Uber Grenzen des Flughafenausbaus und der Fluglarmentwicklung zu
beachten.

Die Flughafen ibernehmen auch zunehmend eine Rolle im Frachtverkehr. Die Gewerbe-
entwicklung an den Flughafen soll sich auf flughafenaffines Gewerbe konzentrieren, d. h.
auf die Ansiedlung von Unternehmen, die einen direkten Bezug zum Flugverkehr benoti-
gen. Damit wird eine Konkurrenzsituation mit stadtebaulich integrierten regionalen und
kommunalen Wirtschaftsstandorten vermieden.

Um auch in Zukunft die bisher sehr gute Erreichbarkeit der landesbedeutsamen Flugha-
fen zu erhalten bzw. zu steigern, sind die vorhandenen Flughafenanbindungen auszu-
bauen und starker mit leistungsfahigen Verkehrstragern (Schiene und Stral3e) zu ver-
kniipfen. Der Ausbau der OPNV-Anbindung ist fiir alle personenintensiven Flughafen von
besonderer Bedeutung. Der Guterverkehr von und zu den Flughafen bendtigt eine leis-
tungsfahige verkehrliche Anbindung fir die zeitnahe Weiterverwendung der Guter im Wa-
renkreislauf und die Minimierung von lokalen Lagerflachen.

Regionalflughafen wurden aus regionalwirtschaftlichen und strukturpolitischen Grinden
gefordert, um beispielsweise Standortnachteile auszugleichen oder Industrieansiedlungen
zu fordern. Um eine nachhaltige und bedarfsgerechte Flughafenversorgung zu gewahr-
leisten, mussen regionale Ausbau-, Umbau- oder Konversionsprojekte in eine landes-
weite/nationale Gesamtkonzeption eingebunden werden.

Fur die bedarfsgerechte Entwicklung bzw. Sicherung der landes- und regionalbedeutsa-
men Flughafen sowie fur die Einbindung der regionalbedeutsamen Flughafen in eine Ge-
samtkonzeption des Landes holen die Regionalrate bei entsprechenden Vorhaben tuber
die Landesplanungsbehdrde eine Stellungnahme der Obersten Luftverkehrsbehoérde des
Landes ein.
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Zu 8.1-7 Schutz vor Fluglarm

Den wirtschaftlichen Belangen und dem Schutzbedurfnis der Flughafenanrainer ist glei-
chermal3en Aufmerksamkeit zu schenken. Gerade der Nachtflugbetrieb ist mit Larmbe-

lastungen insbesondere fur die Menschen im Umfeld des Flughafens verbunden. Daher
ist neben der Planungssicherheit flr Flughafen und Luftverkehrsunternehmen auch dem
Larmschutz ein besonderer Stellenwert beizumessen.

Das Gesetz zum Schutz gegen Fluglarm (FlugLarmG), regelt den Schutz der Bevolkerung
vor Fluglarm und formuliert insbesondere entsprechende Bauverbote in festgesetzten
Larmschutzzonen. Die Zulassigkeit einer raumordnerischen Zielfestsetzung von Larm-
schutzbereichen zur Fluglarmbewaltigung wurde durch das OVG Luneburg (Urteil vom
1.7.2010, AZ 1 KN 11/09) ausdrucklich bestatigt. Sie beruht auf der Ermachtigung des

§ 13 (2) FlugLarmG.

Der raumliche Zuschnitt der Erweiterten Larmschutzzone wird von der Obersten Immissi-
onsschutzbehodrde nach den Empfehlungen der Landerarbeitsgemeinschaft Immissions-
schutz (LAI) ermittelt.

Ziel der Erweiterten Larmschutzzone ist es, dass die Bauleitplanung der Gemeinden so
gesteuert wird, dass neue Flachen und Gebiete mit Uberwiegender Wohnnutzung und
schutzbeddurftige Einrichtungen nach § 5 Abs. 1 Fluglarmgesetz mdglichst in einem aus-
reichenden Abstand vom Gelande bestehender und geplanter Flugplatze ausgewiesen
werden. Damit werden Gebiete erfasst, in denen bei einer Erweiterung bestehender Flug-
platze bereits nach Fluglarmgesetz Larmschutzmal3nahmen durchgefuhrt werden mus-
sen.

Zu 8.1-8 Schutz vor Fluglarm und Siedlungsentwicklung

Um die Raumkonflikte im Umfeld der bestehenden Flughafen vorsorgend zu minimieren,
ist eine Steuerung der Siedlungsentwicklung erforderlich, deren raumlicher Umfang durch
die Erweiterte Larmschutzzone definiert wird. In diese Steuerung soll der Belang des
Schutzes der Bevolkerung vor Fluglarm frahzeitig einflieen.

Zu 8.1-9 Landesbedeutsame Hédfen und Wasserstrallen

Die Wasserstralten des Landes, insbesondere der Rhein, bilden traditionell Eckpfeiler des
Transports fur die industrielle Produktion, das verarbeitende Gewerbe und die Bauwirt-
schaft in Nordrhein-Westfalen und tragen auch generell zur Versorgung mit Produkten
aus den Seehafen in den Niederlanden und Belgien bei. Hierzu gehort die Versorgung mit
Rohstoffen ebenso wie der Abtransport produzierter Waren. Das wachsende Volumen
des Containertransports schlagt sich auch in der Binnenschifffahrt nieder.

Um aus den wachsenden Transportstromen mehr Wertschopfung fur das Land zu gene-
rieren, werden an den Wasserstraf3en multimodale Umschlagknoten bendtigt, an die sich
Logistikgewerbe anschlie3t. Gemall dem WasserstralRenverkehrs- und Hafenkonzept des
Landes sollen sich die Binnenhafen zu solchen Logistikstandorten mit entsprechenden
Umschlagterminals und Verkehrsanschlussen entwickeln. Zwischen den Hafen und den
Industriestandorten ihres Einzugsbereiches kann durch die Reaktivierung regionaler
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Schienenguterstrecken eine leistungsfahige und umweltfreundliche Verkehrsanbindung
geschaffen werden.

Eine Lage am Wasser in der Nahe der Hafen stol3t in den Stadten auf eine wachsende
immobilienwirtschaftliche Nachfrage nach Wohn-, Blro- und Freizeitnutzungen. Damit fur
die landesbedeutsamen Hafen und fur hafenaffines Gewerbe ausreichend Flachen ohne
Nutzungsrestriktionen zur Verfigung stehen, sollen die Regionalplane an den Hafen-
standorten bedarfsgerecht Bereiche fur gewerbliche und industrielle Nutzungen mit
Zweckbindung zeichnerisch festlegen. AuRerdem mussen Einschrankungen der Hafen-
entwicklung durch das Naherrucken benachbarter Nutzungen mit erhohten Ansprichen
an den Immissionsschutz vermieden werden.

Landesbedeutsame Hafen werden im Fachbeitrag ,Hafen des Verkehrsministeriums des
Landes Nordrhein-Westfalen nach folgenden Kriterien bestimmt:

das Umschlagvolumen (> 2 Mio.t/Jahr, 5-Jahres-Mittel), der wasserseitige Umschlag

(> 50.000 t/Jahr), die aktuelle Bedeutung in den dynamischen Teilbereichen (Container,
flissiges Massengut, Recyclingguter pp.) oder die besondere standortpolitische Bedeu-
tung.

Die landesbedeutsamen Hafen werden in den zeichnerischen Darstellungen des LEP mit
dem Symbol ,Landesbedeutsamer Hafen“ als Vorranggebiete festgelegt.

Die Symbole fur den Hafen Duisburg und die Hafengruppen Kéln und Wesel (Nieder-
rhein) umfassen mehrere Hafen:

1. Duisburg: bezeichnet den 6ffentlichen Hafen Duisburg und die privaten Hafen
Huttenwerke Krupp Mannesmann GmbH, Duisburg-Huckingen, Eisenbahn- und Hafen
GmbH der Thyssen Krupp AG in Duisburg, Walsum und Schwelgern

2. Wesel (Niederrhein): bezeichnet den Rhein-Lippe-Hafen, Stadthafen Wesel und den
Hafen Emmelsum

3. Koln: bezeichnet die o6ffentlichen Hafen Deutz und Niehl.

Unter dem Begriff "hafenaffines Gewerbe" werden alle Betriebe des Dienstleistungsge-
werbes im Guterverkehr sowie produzierende Gewerbe- und Industriebetriebe verstan-
den, die einen funktionalen Zusammenhang mit dem Umschlag oder dem Betrieb eines
Hafens aufweisen.

Fir die weitere Entwicklung der Hafenstandorte - auch hinsichtlich ihres Flachenbedarfs -
und fur die Entwicklung der Wasserstral3en ist das erstmalig im Jahr 2004 aufgestellte
Konzept "Wasserstraldenverkehrs- und Hafenkonzept Nordrhein-Westfalen" in der jeweils
aktuellen Fortschreibung zu berucksichtigen.

Zu 8.1-10 Giiterverkehr auf Schiene und Wasser
Aufgrund der im Bereich der industriellen Fertigung mehr und mehr praktizierten grol3-
raumigen Arbeitsteilung wird erwartet, dass Aufkommen und Leistung der Transportmen-

gen weiterhin stark ansteigen. Um das prognostizierte Wachstum des Guterverkehrs zu
bewaltigen, sollen Guter insgesamt effizienter und unter Einbeziehung von Umladekosten
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auf jeder Teilstrecke ihres Transports mit dem bestgeeigneten Verkehrstrager transpor-
tiert werden konnen. Hierfur sind die infrastrukturellen Voraussetzungen durch mehrmo-
dale Transportketten zu schaffen. Notwendig sind Logistikdrehscheiben, die das Um-
schlagen der Guter zwischen den Verkehrstragern Stral3e, Schiene und Binnenwasser-
stral3e optimieren. Mit der Optimierung der Umschlagmaoglichkeiten soll u. a. eine starkere
Nutzung des Verkehrstragers Schiene befordert werden.

Bei der Planung der Umschlagstandorte ist der Ausbau vorhandener Guterverteilzentren
und Hafen der Entwicklung vollig neuer Standorte vorzuziehen. Dies dient zum einen ei-
ner Beschrankung der zusatzlichen Flacheninanspruchnahme und zum anderen der Mog-
lichkeit, vorhandene Infrastrukturen und siedlungsraumliche Anbindungen nutzen zu kon-
nen. Soweit erforderlich, sind neue Standorte so umweltvertraglich und effizient wie mog-
lich zu planen.

Als einziger der drei Verkehrstrager weist die Binnenschifffahrt noch erhebliche Kapazi-
tatsreserven fur den Guterverkehr auf. Im Kanalnetz 16sen Grol3motorguterschiffe mit ei-
ner Tragfahigkeit von bis zu 2100 t das Europaschiff mit einer Tragfahigkeit von bis zu
1350 t aufgrund der groReren Wirtschaftlichkeit als Regelschiff in der Binnenschifffahrt ab.
Moderne Binnenwasserstrallen und Hafenanlagen missen daher bei Bedarf in die Lage
versetzt werden, das Grolmotorguterschiff als Standardgrof3e der Binnenschifffahrt auf-
zunehmen.

Zu 8.1-11 Schienennetz

Um Zentralitat, Erreichbarkeit und Versorgungsfunktionen der Mittel- und Oberzentren zu
erhalten, bendtigen sie eine Anbindung an den Schienenverkehr. Die Stadte konnen ihre
Attraktivitat als Wohn-, Arbeits- und Unternehmensstandorte sowie als Versorgungs-
standorte nur halten, wenn private und geschaftliche Fahrten mit der Bahn ohne zeitauf-
wandige Zubringerfahrten und ohne Anschlussrisiken mdglich sind. Die Art der Anbindung
an den Schienenverkehr richtet sich nach dem Bedarf.

Die Verflechtungen innerhalb der Verdichtungsraume sind intensiv und fahren zu einem
hohen Bedarf an einem leistungsfahigen Offentlichen Personennahverkehr sowohl zur
ErschlieBung in der Flache als auch in schnellen regionalen Verbindungen.

Der Rhein-Ruhr-Express soll in Zukunft das Ruckgrat des Schienenpersonenverkehrs in
der Stadteregion Rhein-Ruhr bilden und eine leistungsfahige Verbindung im gréften eu-
ropaischen Verdichtungsraum schaffen. Kernstrecke fur den Rhein-Ruhr-Express bildet
die Verbindung Dortmund — Bochum — Essen — Mulheim an der Ruhr — Duisburg — Dus-
seldorf — KolIn, die Uber Zulaufstrecken mit den Endpunkten Munster, Minden, Flughafen
KdlIn/ Bonn, Koblenz, Emmerich und Aachen verbunden ist.

Der Bedarf fur die Anbindung der Mittel- und Oberzentren an den Schienenverkehr sowie
der Bedarf fur die Entwicklung des Schienennetzes in und zwischen den Regionen des
Landes leitet sich aus den Bedarfsplanen des Landes und des Bundes ab.

Nicht mehr genutzte (nicht mehr bediente, stillgelegte oder bereits freigestellte), raumbe-
deutsame Schienenverbindungen werden als Optionstrassen fur die Zukunft bendtigt, da
eine vollige Neuplanung von Trassen angesichts der hohen Siedlungsdichte mit erhebli-
chen Restriktionen und hohen Kosten verbunden ist. Raumbedeutsame Verbindungen
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sind zum einen die in den Bedarfsplanen von Bund und Land zur Reaktivierung enthalte-
nen Schienentrassen und zum anderen nicht mehr genutzte Schienentrassen, fur deren
Reaktivierung als Schienenstrecke zurzeit zwar kein Bedarf absehbar ist, die jedoch regi-
onalbedeutsame Siedlungsflachen, Einrichtungen oder Anlagen miteinander verbinden.
Letztere sind als Trassen zu sichern und erlauben damit eine Nutzung durch andere li-
nienformige Infrastrukturen (wie z. B. Leitungen). (Zwischen-)Nutzungen dieser Trassen
zur Nahmobilitat oder zur touristischen Nutzung z. B. durch die Anlage von Radwegen
werden angestrebt. Auf der Basis friherer Schienenwege und -netze kdnnen so gesund-
heits- und mobilitatsfordernde neue Infrastrukturen entstehen.

Zu 8.1-12 Erreichbarkeit

Zur Gewahrleistung gleichwertiger Lebensverhaltnisse in allen Teilrdaumen Nordrhein-
Westfalens spielt die Verfugbarkeit 6ffentlicher Verkehrsmittel eine entscheidende Rolle,
da diese allen Bevolkerungsgruppen die gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen
Leben ermdglicht.

Eine angemessene Versorgung mit Dienstleistungen und Infrastrukturen der Daseinsvor-
sorge ist vor dem Hintergrund sich andernder demographischer Rahmenbedingungen
auch kunftig sicherzustellen. Hierzu gehort die Gewahrleistung der Erreichbarkeit der
zentralen Versorgungsbereiche in angemessener Weise.

Bei der kommunalen Planung neuer Wohnbauflachen lasst sich die zeitlich angemessene
Anbindung mit dem OPNV an die Zentralen Versorgungsbereiche berticksichtigen. Auch
die Aufgabentrager des offentlichen Verkehrs sind gefordert, in Nahverkehrsplanen und in
Abstimmung mit den Kommunen fur die Erreichbarkeit der zentralen Versorgungsberei-
che Sorge zu tragen.

Kriterien einer angemessenen Bedienung im Offentlichen Personennahverkehr (OPNV)
finden sich in § 2 Absatz 3 OPNVG NRW. Danach kénnen auch alternative Bedienungs-
formen des OPNV wie z. B. Biirgerbusse oder Anrufsammel- und Anruflinientaxis zum
Einsatz kommen.

8.2 Transport in Leitungen

Ziele und Grundsatze

8.2-1 Grundsatz Transportleitungen

Die liberregionalen und regionalen Transportleitungen fiir Energie, Rohstoffe und
andere Produkte sollen gesichert und bedarfsgerecht ausgebaut werden. Dies gilt
auch fur den Verbund der Fernlibertragungsnetze mit den Nachbarlandern und -
staaten.

Die Transportleitungen sollen in Leitungsbandern flachensparend und gebiindelt
gefuhrt und an bereits vorhandene Bandinfrastrukturen im Raum angelehnt wer-
den. Der Ausbau des bestehenden Netzes unter Nutzung vorhandener Trassen hat
Vorrang vor dem Neubau von Leitungen auf neuen Trassen.

Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen
Entwurf, Stand: 25.06.2013 Seite 111



8. Verkehr und technische Infrastruktur

Die Leitungen sollen so geplant werden, dass die von ihnen wechselseitig ausge-
henden spezifischen Gefahren fiir Umgebung und Leitung gleichermaRBen so gering
wie moglich gehalten werden.

8.2-2 Ziel Hochspannungsleitungen

Hochspannungsleitungen mit einer Nennspannung von 110 kV oder weniger sind
so zu planen, dass die Leitungen auf neuen Trassen als Erdkabel ausgefiihrt wer-
den kdnnen, soweit die Gesamtkosten fir Errichtung und Betrieb des Erdkabels die
Gesamtkosten der technisch vergleichbaren Freileitung den Faktor 2,75 nicht tiber-
schreiten.

8.2-3 Ziel Héchstspannungsleitungen
Trassen fiir neu zu errichtende Hochstspannungsleitungen mit einer Nennspan-
nung von 220 kV und mehr sind so zu planen,

- dass ein Abstand von 400 m zu Wohngebauden und Gebauden vergleichba-
rer Sensibilitat - insbesondere Schulen, Kindertagesstatten, Krankenhauser,
Pflegeeinrichtungen - eingehalten wird, die im Geltungsbereich eines Bebau-
ungsplans oder im unbeplanten Innen-bereich im Sinne des § 34 BauGB lie-
gen, wenn diese Gebiete vorwiegend dem Wohnen dienen, und

- dass ein Abstand von 200 m zu Wohngebauden eingehalten wird, die im Au-
Renbereich im Sinne des § 35 BauGB liegen.

Ausnahmsweise kann dieser Abstand unterschritten werden, wenn gleichwohl ein
gleichwertiger vorsorgender Schutz der Wohnumfeldqualitat gewahrleistet ist und
keine andere technisch geeignete und energiewirtschaftsrechtlich zulassige Vari-
ante die Einhaltung der Mindestabstande ermaoglicht.

Bei der bauplanungsrechtlichen Ausweisung von neuen Baugebieten in Bauleitpla-
nen oder sonstigen Satzungen nach dem Baugesetz-buch, die dem Wohnen dienen
oder in denen Gebaude vergleichbarer Sensibilitat - insbesondere Schulen, Kinder-
tagesstatten, Krankenhauser, Pflegeeinrichtungen - zulassig sind, ist ein Abstand
von mindestens 400 m zu rechtlich gesicherten Trassen von Hochstspannungslei-
tungen einzuhalten.

8.2-4 Grundsatz Unterirdische Fiihrung von Héchstspannungs- und Gleichstrom-
lbertragungsleitungen

Bei der Planung neuer Trassen fur Hochstspannungsleitungen sowie fiir die Hoch-
spannungs-Gleichstromuibertragung soll bei geeigneten Vorhaben die unterirdi-
sche Fuhrung sowohl auf Teilabschnitten als auch auf groerer Distanz erprobt
werden.

8.2-5 Grundsatz Regionale Fernwdrmeschienen
Regionale Fernwarmeschienen sollen erhalten und weiterentwickelt werden. Insbe-
sondere sollen bestehende Warmenetze verbunden und ausgebaut werden.

8.2-6 Grundsatz Landesbedeutsame Rohrleitungskorridore

Fur die Verbindungen von den Seehafen Antwerpen und Rotterdam zu den Che-
miestandorten in Nordrhein-Westfalen und eine Nord-Sud-Verbindung zwischen
den Industriestandorten in Nordrhein-Westfalen und in Richtung der siidlich von
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Nordrhein-Westfalen gelegenen Industriestandorte am Rhein sollen landesbedeut-
same Rohrleitungskorridore ermittelt und berucksichtigt werden.

Erlauterungen

Zu 8.2-1 Transportleitungen

Fir eine sichere Versorgung des Landes mit Energie, Rohstoffen und anderen Produkten
werden ausreichende und leistungsfahige Leitungsnetze in allen Landesteilen bendtigt.

Konflikte mit anderen Raumnutzungen, insbesondere auch das Problem zusatzlicher Zer-
schneidungen des Raumes und Beeintrachtigung des Landschaftsbildes, kann durch
Blndelung von Leitungen in Leitungstrassen oder -bandern sowie durch Anlehnung an
geeignete Zasuren (z. B. Verkehrswege) in der Topografie gemindert werden. Die Bunde-
lung soll der Effizienz z. B. beim Energietransport nicht im Wege stehen.

Um eine weitere Flacheninanspruchnahme fur den Ausbau der Transportsysteme zu be-
grenzen, soll bei der Neuplanung von Leitungen zuerst geprtuft werden, ob die Moglichkeit
gegeben ist, bestehende Leitungstrassen mit zu nutzen. Bei Planungen fur die Erganzung
des Leitungsnetzes bzw. fur die Errichtung neuer Leitungen ist der Bedarf vom Leitungs-
betreiber nachzuweisen.

Um die Nutzung einer vorhandenen Trasse handelt es sich, wenn

— die das Erscheinungsbild pragende Streckenfuhrung grundsatzlich beibehalten wird,

— nur kurze Abschnitte im Hinblick auf eine Trassenoptimierung verschwenkt werden
oder

— bei parallel verlaufenden Leitungen die technische bedingten Mindestabstande und
Vorbelastungen nicht wesentlich Gberschritten werden.

Die Leitungen, in denen flissige und gasformige Stoffe transportiert werden (Pipelines),
verlaufen zu fast 100 % unterirdisch. Durch den unterirdischen Pipelinetransport werden
die Transportwege Stral’e, Schiene und Binnenwasserstralde entlastet. Damit wird sowohl
eine Verringerung von Umweltbelastungen als auch eine hohere Sicherheit erreicht.
Gleichwohl verbleiben auch beim Transport gefahrlicher Stoffe durch Pipelines Gefahren-
potentiale. Daher stehen bei den Planungen, dem Bau und dem Betrieb solcher Leitun-
gen Sicherheitsaspekte zur Vermeidung von Schaden fir Mensch und Umwelt an obers-
ter Stelle.

Zu 8.2-2 Hochspannungsleitungen

Hochspannungsleitungen mit einer Nennspannung von 110 kV und weniger gehdren zum
Verteilnetz, dessen Weiterentwicklung insbesondere flr die Integration regional erzeugter
Energie aus erneuerbaren Energien und aus Kraft-Warme-Kopplung in das Verbundnetz
erforderlich ist. Die unterirdische Verlegung von Stromleitungen kann zur Vermeidung von
Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes und der Siedlungsstruktur sowie zum Schutz
der Wohnbevdlkerung beitragen.

Gemal § 43h Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) sind Hochspannungsleitungen auf neuen
Trassen mit einer Nennspannung von 110 kV oder weniger als Erdkabel auszufuhren,
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soweit die Gesamtkosten fur Errichtung und Betrieb des Erdkabels die Gesamtkosten der
technisch vergleichbaren Freileitung den Faktor 2,75 nicht Uberschreiten und naturschutz-
fachliche Belange nicht entgegenstehen. Ob diese Bedingungen eingehalten werden
konnen, hangt wesentlich von den mit der Erdverkabelung zusammenhangenden Eingrif-
fen in Natur und Landschaft, Boden und Nutzung, von ErschlieRungsmdglichkeiten fur
Baumalnahmen, dem Umfang an Erdarbeiten und Kompensationen ab. Im Zuge von
Trassenplanungen sind daher bei der raumordnerischen Abstimmung diese Bedingungen
zu berucksichtigen und maoglichst die raumlichen Voraussetzungen dafur zu schaffen,
dass § 43h EnNWG zur Anwendung kommen kann.

Zu 8.2-3 Héchstspannungsleitungen

Der Ausbau des europaischen Stromverbundnetzes auf der Hochstspannungsebene mit
einer Nennspannung von mehr als 110 kV fuhrt zu der Notwendigkeit, auch Trassen fur
neu zu errichtende Hochstspannungsleitungen zu planen. Die Raumvertraglichkeit dieser
Trassen wird von den Regionalplanungsbehdrden im Rahmen von Raumordnungsverfah-
ren bzw. bei Leitungen des NABEG von der Bundesfachplanung gepruft.

Raumvertraglich ist eine Trasse insbesondere dann, wenn sie ausreichende Abstande zur
Wohnbebauung einhalt.

Die genannten Mindestabstande von Hoch- und Hochstspannungsleitungen von der
Trassenmitte zu Wohngebauden (400 m bzw. 200 m) gehen tber den fachrechtlichen
Gesundheitsschutz gemaly Bundes-Immissionsschutzrecht weit hinaus. Sie sollen dazu
beitragen, mogliche gesundheitliche Beeintrachtigungen und Beeintrachtigungen des
Wohnumfeldes vorsorgend zu vermeiden. Bei der raumordnerischen Abstimmung von
Leitungstrassen sollen solche sensiblen Bereiche frihzeitig identifiziert und geeignete
Alternativen gepruft werden.

Ab einem Abstand von 400 m zu Hoch- und Hochstspannungsfreileitungen liegen die
elektrischen und magnetischen Feldstarken auf dem Niveau der zivilisatorischen Hinter-
grundbelastungen und fuhren deshalb zu keinen relevanten zusatzlichen Expositionen.
Damit tragt der Mindestabstand dem vorsorgenden Gesundheitsschutz Rechnung.

Bei Wohngebauden im AulRenbereich ist die Festlegung eines geringeren Abstandes an-
gemessen, da dieser grundsatzlich von Wohnbebauung freizuhalten ist. Der Abstand von
200 m ist geeignet, das Niveau der allgegenwartigen Grundbelastung nicht zu Gberschrei-
ten und sonstige Wohnumfeldstorungen, z. B. Sichtbeeintrachtigungen, deutlich zu ver-
ringern.

Die genannten Mindestabstande von 400 m bzw. 200 m stehen im Einklang mit dem
Energieleitungsausbaugesetz (EnLAG).

Aus Grunden der VerhaltnismaRigkeit soll es im Einzelfall, z. B. aufgrund topografischer
Besonderheiten, moglich sein, den Abstand zu unterschreiten, wenn ein gleichwertiger
Schutz vor Beeintrachtigungen gewahrleistet wird.

Der Abstand von 400 m ist auch bei der Bauleitplanung und sonstigen Satzungen zu be-
achten, damit bei Neuausweisungen dauerhaft ein ausreichender Vorsorgeabstand zwi-
schen Leitungen und Wohnbebauung erhalten bleibt.
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Zu 8.2-4 Unterirdische Fiihrung von Héchstspannungs- und Gleichstrom-
Uubertragungsleitungen

Der Netzentwicklungsplan 2012 hat einen Bedarf flr zusatzliche Hochstspannungsleitun-
gen sowie flr Hochspannungs-Gleichstromibertragungen(HGU) von Nord- nach Siid-
deutschland bis zum Jahr 2022 bzw. 2032 aufgezeigt. Die Hochspannungs- Gleichstrom-
Ubertragung (HGU) ist eine Technologie, die eine verlustarme Stromiibertragung Uber
grof3e Distanzen ermdglicht.

Die unterirdische Verlegung von HGU- und Héchstspannungsleitungen kann die notwen-
digen Abstande zu Wohngebauden und Gebauden vergleichbarer Sensibilitat reduzieren.

Da auch von unterirdisch verlegten Hoch- und Hochstspannungsleitungen Beeintrachti-
gungen und Belastungen ausgehen kdnnen, sind Freileitungen in den Fallen vorzuziehen,
in denen die von ihnen ausgehenden Belastungen geringer sind.

In geeigneten Trassenkorridoren kommt auch in Nordrhein-Westfalen neben der Teilver-
kabelung von HGU- sowie Hochstspannungsleitungen eine groRraumige unterirdische
Verlegung in Betracht. Diese ist korridorbezogen zu prufen.

Zu 8.2-5 Regionale Fernwédrmeschienen

Die Bereitstellung und Nutzung von Nah- und Fernwarmeversorgungen leistet einen wich-
tigen Beitrag zum Klimaschutz.

Die regionalen Warmenetze in Nordrhein-Westfalen bieten fur die Warme- und Kaltever-
sorgung von Stadtquartieren sowie von Industrie- und Gewerbestandorten eine wertvolle
und umweltfreundliche Infrastruktur. Um die Vorteile dieser leitungsgebundenen Infra-
struktur langfristig zu nutzen, mussen die regionalen Systeme an Veranderungen der
Energienachfrage (Verringerung des Warmebedarfs in den Versorgungsgebieten) und
ggf. des Energieangebotes angepasst und weiterentwickelt werden. Bestehende Warme-
netze sollen verbunden und ausgebaut werden (insbesondere im Ruhrgebiet).

Zu 8.2-6 Landesbedeutsame Rohrleitungskorridore

Samtliche Prognosen der Chemischen Industrie in Flandern, den Niederlanden und Nord-
rhein-Westfalen sowie der Hafen Antwerpen und Rotterdam bestatigen einen stark an-
steigenden Bedarf an Rohrfernleitungen fur den Transport von flissigen und gasformigen
Produkten. Fir den Industriestandort NRW ist die Verknlpfung mittels Pipelines insbe-
sondere mit den Hafen Antwerpen und Rotterdam von besonderer Bedeutung fur die si-
chere und umweltfreundliche ihre Rohstoffversorgung. Andere Verkehrstrager werden
entlastet.

Das niederlandische Raumordnungsministerium hat ein nationales Trassennetz erarbei-
tet, fur das die Flachen vorsorglich gesichert werden sollen. Dieses Netz sieht Uber-
gangspunkte nach Nordrhein-Westfalen und Belgien vor. Auf nordrhein-westfalischer Sei-
te soll an geeignete Ubergangspunkte der niederlandischen Strukturvision angeschlossen
werden.

Zur Ermittlung der landesbedeutsamen Rohrleitungskorridore sollen langfristige Versor-
gungsbedarfe fir die genannten Verbindungen wissenschaftlich untersucht werden.
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8.3 Entsorgung

8.3-1 Ziel Standorte fiir Deponien

Standorte fiir raumbedeutsame Deponien, die fiir die Entsorgung von Abfallen er-
forderlich sind, sind in den Regionalplanen zu sichern. Bei der Planung neuer De-
poniestandorte ist die Eignung stillgelegter Deponien als Standort zu priifen.

8.3-2 Ziel Standorte von Abfallbehandlungsanlagen

Standorte fiir neue Abfallbehandlungsanlagen sind innerhalb der in den Regional-
planen festgelegten Bereiche fiir gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) zu
errichten. Hiervon ausgenommen sind Abfallbehandlungsanlagen, die im Verbund
mit Deponien betrieben werden.

8.3-3 Ziel Verkehrliche Anbindung von Standorten
Standorte fiir Abfallbehandlungsanlagen und Deponien sind verkehrlich umweltver-
traglich anzubinden.

8.3-4 Grundsatz Entstehungsortnahe Abfallbeseitigung

Die raumliche Verteilung der Standorte von Deponien und Abfallbehandlungsanla-
gen soll eine moglichst entstehungsortnahe Beseitigung nicht verwertbarer Abfalle
ermoglichen.

Erlauterungen
Zu 8.3-1 Standorte von Deponien

Ubergeordnete Ziele der Abfallwirtschaft in Nordrhein-Westfalen sind die Férderung einer
abfallarmen Kreislaufwirtschaft zur Schonung der natirlichen Ressourcen und die Siche-
rung einer umweltvertraglichen Beseitigung der nicht verwertbaren Abfalle. Abfalle sollen
optimal als Rohstoff- und Energiequelle genutzt werden. Der Anteil der Abfalle, die depo-
niert werden mussen, ist zu minimieren. Fur nicht verwertbare Abfalle sind Deponien vor-
zuhalten, die eine umweltschonende Beseitigung sichern.

Um die Flacheninanspruchnahme durch Deponien zu minimieren, sollen bei der Stand-
ortsuche auch die Moglichkeiten der Nutzung stillgelegter Deponien einbezogen werden.
Solche Aufstockungen vorhandener Deponien haben auch den Vorteil, dass auf vorhan-
dene Infrastrukturen zurlickgegriffen werden kann.

Deponien stellen sowohl wahrend der Betriebs-, Stilllegungs- und Nachsorgephase ge-
eignete Standorte fur die regenerative Energieerzeugung (Photovoltaik, Windenergie) dar,
sofern dadurch die Deponieeinrichtungen nicht beeintrachtigt werden.

Zur Nutzung von Deponien als Standorte fUr die regenerative Energieerzeugung wird auf
Kapitel 10. 2 und speziell zu Solarenergie auf Deponien auf Ziel 10.2-1 verwiesen.
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Zu 8.3-2 Standorte von Abfallbehandlungsanlagen

Fur Abfallbehandlungsanlagen, deren Betrieb mit Emissionen verbunden ist, sind grund-
satzlich die im Regionalplan festgelegten Bereiche flr gewerbliche und industrielle Nut-
zungen (GIB) geeignet. Die Integration von Behandlungsanlagen in Deponiestandorte
kann Vorteile u. a. hinsichtlich einer geringeren Umweltbelastung mit sich bringen. Dabei
ist ein funktionaler Verbund der Behandlungsanlage mit der Deponie vorauszusetzen.

Zu 8.3-3 Verkehrliche Anbindung von Standorten

Da der Transport von Abfallen sowohl bei Deponien als auch bei Abfallbehandlungsania-
gen mit Umweltbelastungen durch Larm, Staub u. &. verbunden ist, muss bereits bei der
Standortsuche die Realisierbarkeit einer umweltfreundlichen und kurzwegigen Anbindung
an das Uberortliche Verkehrsnetz ein entscheidendes Kriterium darstellen.

Zu 8.3-4 Entstehungsortnahe Abfallbeseitigung

Dem Grundsatz der Nahe soll durch eine raumliche Verteilung von Abfallbehandlungsan-
lagen und Deponien Rechnung getragen werden, die sich an den Entstehungsschwer-
punkten der zu beseitigenden Abfalle orientiert. Auch aus Grinden des Klima- und Res-

sourcenschutzes sind moglichst geringe Transportentfernungen anzustreben.

Auf die jeweils gultigen abfallrechtlichen Regelungen zur Raumordnung wird verwiesen.
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9. Rohstoffversorgung

9.1 Lagerstattensicherung

Grundsatze

9.1-1 Grundsatz Standortgebundenheit von Rohstoffvorkommen

Bei allen raumlichen Planungen soll beriicksichtigt werden, dass Vorkommen
energetischer und nichtenergetischer Rohstoffe (Bodenschatze) standortgebun-
den, begrenzt und nicht regenerierbar sind. Ebenso sollen Qualitat und Quantitat
sowie die Seltenheit eines Rohstoffvorkommens Berlicksichtigung finden.

9.1-2 Grundsatz Substitution

Die Regionalplanungsbehorden sollen bei der Festlegung von Bereichen fur die
Sicherung und den Abbau oberflaichennaher Bodenschéatze die mogliche Substitu-
tion primarer Rohstoffe durch Recyclingbaustoffe und industrielle Nebenprodukte
berlicksichtigen.

9.1-3 Grundsatz Flachensparende Gewinnung

Der Rohstoffabbau soll im Sinne einer nachhaltigen Raumentwicklung moglichst
umweltschonend erfolgen und sich auf das MaRB beschranken, das den 6konomi-
schen und sozialen Erfordernissen unter Berilicksichtigung der méglichen Einspar-
potentiale entspricht. Nach Moglichkeit sollen eine flachensparende und vollstan-
dige Gewinnung eines Rohstoffes und eine gebiindelte Gewinnung aller Rohstoffe
einer Lagerstatte erfolgen. Entsprechend sollen auch vor Ablagerung von Fremd-
material am gleichen Ort vorhandene Bodenschatze moglichst vollstandig abge-
baut werden.

Erlauterungen

Zu 9.1-1 Standortgebundenheit von Rohstoffvorkommen

Die Verfugbarkeit von energetischen und nichtenergetischen Rohstoffen ist eine unver-
zichtbare Grundlage unserer Industriegesellschaft. Wirtschaft und Bevdlkerung haben ein
Interesse an einer sparsamen und qualitatsspezifischen Nutzung von Rohstoffen. Sie sind
auf eine sichere und bedarfsgerechte Versorgung mit Rohstoffen angewiesen.

Die Vorkommen heimischer Rohstoffe sind begrenzt, nicht vermehrbar und standortge-
bunden, d.h. dass sie nur am Ort ihrer geologischen Genese zur Verfugung stehen. Des-
halb sind Bodenschatze sehr ungleich im Raum verteilt und kommen teilweise in guten,
hochwertigen Qualitaten vergleichsweise selten vor. Entsprechend dieser Eigenschaften
sollen die bekannten Rohstoffvorkommen und Lagerstatten, Gber die die Landesrohstoff-
karte der fur Geologie zustandigen Fachbehodrde informiert, in allen planerischen Abwa-
gungen Berlcksichtigung finden. Im Interesse zukunftiger Generationen soll die Moglich-
keit des Abbaus bedeutsamer Vorkommen oberflachennaher, nichtenergetischer Rohstof-
fe langfristig offengehalten werden. Dies gilt auch fir solche Lagerstatten, die in den Re-
gionalplanen nicht als Vorranggebiete gesichert werden.
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Die langfristige Sicherung wirtschaftlich verwertbarer Lagerstatten hat nicht nur fur die
Unternehmen, die sich unmittelbar mit dem Abbau von Rohstoffen befassen, sondern
daruber hinausgehend fur die gesamte rohstoffverarbeitende Industrie und nachgelagerte
Wirtschaftsbereiche — zum Beispiel flr die Bauwirtschaft, die Chemische Industrie, die
Stahlindustrie, die Glasindustrie, oder die Umweltschutzindustrien — zum Teil existentielle
Bedeutung und aufgrund der arbeitsmarkt- und strukturpolitischen Auswirkungen auch
allgemeine volkswirtschaftliche Bedeutung. Planerische Rohstoffsicherung ist die Vorsor-
ge fur die Bedarfsdeckung der Volkswirtschaft und sichert nicht einzelne Betriebsstandor-
te. Angestrebt wird ein verlasslicher Handlungsrahmen fur die rohstoffgewinnende und -
verarbeitende Industrie sowie eine raumvertragliche Steuerung des Abgrabungsgesche-
hens.

Zu 9.1-2 Substitution

Die Moglichkeiten des Einsatzes von Recyclingprodukten und von industriellen Neben-
produkten sollen ausgeschopft und weiterentwickelt werden. lhr verstarkter Einsatz flhrt
zu einer Minderung des planerischen Flachenbedarfs fur die Rohstoffsicherung (siehe
auch Erlauterungen zu 9.2-2).

Zu 9.1-3 Flachensparende Gewinnung

Mit der Rohstoffgewinnung gehen die dauerhafte Veranderung des Abbaustandortes so-
wie in der Regel Belastungen fur Bevolkerung und Umwelt einher. Die Auswirkungen der
Rohstoffgewinnung sollen raumlich und zeitlich gering gehalten werden. Gleichwohl ist
den 6konomischen Erfordernissen der Rohstoffversorgung von Wirtschaft und Bevdlke-
rung Rechnung zu tragen.

Der begrenzte Vorrat an Bodenschatzen und der mit inrer Gewinnung von Bodenschat-
zen verbundene Eingriff in Natur und Landschaft gebietet eine moglichst vollstandige
Gewinnung der Rohstoffe, sofern nicht der Verzicht auf eine vollstandige Ausbeutung im
Einzelfall zur Minderung des Eingriffs und zum 6kologischen Ausgleich unmittelbar an der
Abgrabung geboten ist. Dabei soll sich die Gewinnung an den geologisch vorgegebenen
Rohstoffmachtigkeiten orientieren. Auch die Erweiterungen von bestehenden Abgrabun-
gen tragen zu einer optimierten Ausbeute von Lagerstatten bei.

Liegen mehrere abbauwurdige Rohstoffe in einer Lagerstatte, so sollen diese im Sinne
einer moglichst effizienten und sparsamen Flacheninanspruchnahme gebindelt gewon-
nen werden, soweit dies technisch machbar und wirtschaftlich raumvertraglich durchfuhr-
bar ist. Dies gilt auch im Vorfeld des Braunkohlentagebaus. Insoweit soll ein Abbau an
anderer Stelle vermieden werden.

Bereits ausgebeutete Abgrabungsflachen sollen daraufhin tberpruft werden, ob durch
Nachentnahmen und Vertiefungen weitere Rohstoffe gewonnen werden kénnen. Bei der
Genehmigung bzw. Zulassung neuer Abgrabungen sollen in Abhangigkeit von Machtig-
keit und Qualitat der Lagerstatte entsprechend dem Stand der Technik, mdglichst grol3e
Abbautiefen festgesetzt werden.
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Rohstoffe im Deckgebirge von Braunkohlentagebauen stehen fir eine wirtschaftliche
Verwendung nur insoweit zur Verfigung, als sie im Rahmen des grundwasserschonen-
den Kippenmanagements entbehrt werden kdnnen und die Wiederherstellung nutzbarer
Oberflachen bei Rekultivierungsmalnahmen nicht Vorrang hat.

9.2 Nichtenergetische Rohstoffe

Ziele und Grundsatze

9.2-1 Ziel Raumliche Festlegungen fiir oberflichennahe nichtenergetische
Rohstoffe

In den Regionalplanen sind Bereiche fur die Sicherung und den Abbau oberfla-
chennaher Bodenschatze fiir nichtenergetische Rohstoffe als Vorranggebiete mit
der Wirkung von Eignungsgebieten festzulegen.

9.2-2 Ziel Versorgungszeitrdume

Die Bereiche fur die Sicherung und den Abbau oberflachennaher Bodenschatze fur
nichtenergetische Rohstoffe sind fiir einen Versorgungszeitraum von mindestens
20 Jahren fiir Lockergesteine und von mindestens 35 Jahren fiir Festgesteine fest-
zulegen.

9.2-3 Ziel Tabugebiete

In folgenden Schutzgebieten sind Vorranggebiete fur die Sicherung und den Abbau
oberflachennaher Bodenschatze fiir nichtenergetische Rohstoffe nicht festzulegen:
Nationalparke,

Natura 2000-Gebiete,

Naturschutzgebiete,

Wasserschutzgebiete Zonen | bis lll a.

Ausnahmen sind nach den Bestimmungen des Naturschutz- und des Wasserrech-
tes moglich.

9.2-4 Grundsatz Zusatzliche Tabugebiete

Bei der regionalplanerischen Festlegung von Bereichen fur die Sicherung und den
Abbau oberflachennaher Bodenschatze fiir nichtenergetische Rohstoffe konnen
zusatzliche Tabugebiete bestimmt werden, wie z. B. Wasserschutzgebiet Zone lll b,
Wasserreservegebiete, landwirtschaftlich nutzbare Flachen von hoher Bodengiite.

9.2-5 Ziel Fortschreibung

Die Fortschreibung der Bereiche fur die Sicherung und den Abbau oberflachen-
naher Bodenschatze fiir nichtenergetische Rohstoffe hat so zu erfolgen, dass ein
Versorgungszeitraum fiir Lockergesteine von 10 Jahren und fur Festgesteine von
25 Jahren nicht unterschritten wird.

Mit der Fortschreibung ist wieder der Versorgungszeitraum gemag Ziel 9.2-2 herzu-
stellen.
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9.2-6 Ziel Nachfolgenutzung

Flachen, die dem Abbau oberflachennaher Bodenschatze dienen, sind abschnitts-
weise und zeitnah zu rekultivieren bzw. wiedernutzbar zu machen. In den Regional-
planen ist die Nachfolgenutzung fiir diese Flachen zeichnerisch festzulegen.

9.2-7 Grundsatz Standorte obertédgiger Einrichtungen

Fur Standorte obertagiger Einrichtungen zur Gewinnung nichtenergetischer Bo-
denschatze untertage soll eine groBtmogliche Vertraglichkeit mit anderen Raum-
nutzungen angestrebt werden. Dabei sollen Moglichkeiten der Konfliktminderung
genutzt werden.

Erlauterungen

Zu 9.2-1 Raumliche Festlegungen fiir oberflichennahe nichtenergetische
Rohstoffe

Zu den nichtenergetischen Rohstoffen zahlen neben den hier naher behandelten ober-
flachennahen Locker- und Festgesteinen wie z.B. Sand und Kies, Ton, Lehm, Kalkstein,
Tonstein, Basalt oder Sandstein auch die in der Regel im Tiefbau zu gewinnenden Roh-
stoffe wie z.B. Salze, Erze, Schwerspat oder Dachschiefer. Fur letztere erfolgt in der Re-
gel keine Festlegung in den Regionalplanen.

Die planerische Sicherung der heimischen oberflachennahen Bodenschatze erfolgt in
Regionalplanen durch textliche und zeichnerische Festlegungen von Bereichen fur die
Sicherung und den Abbau oberflachennaher Bodenschatze (BSAB) als Vorranggebiete
mit der Wirkung von Eignungsgebieten.

Fur eine angemessene planerische Sicherung ist die Kenntnis der heimischen Rohstoff-
potentiale unerlasslich. Dem dienen die vorhandenen geologischen Kartenwerke und Da-
tensammlungen sowie insbesondere die Landesrohstoffkarte der fur Geologie zustandi-
gen Fachbehdrde als wesentliche Planungsgrundlage. Die Landesrohstoffkarte vermittelt
die notwendigen Informationen, um bedeutsame Lagerstatten zu identifizieren, damit sie
in allen planerischen Abwagungsprozessen berucksichtigt werden kdénnen. Die Festle-
gung von BSAB fur die Rohstoffsicherung soll flachensparend maoglichst in den Gebieten
vorgenommen werden, die in der Landesrohstoffkarte mit vergleichsweise hoheren Roh-
stoffmachtigkeiten ausgewiesen sind. Gleichfalls sollen die Qualitaten bertcksichtigt wer-
den.

Die raumliche Steuerung der Rohstoffgewinnung erfolgt durch eine regionalplanerische
Sicherung im Rahmen eines schlussigen, den gesamten Planungsraum umfassenden,
sektoralen Rahmenkonzeptes unter Berticksichtigung der rohstoffgeologischen Empfeh-
lungen der fur Geologie zustandigen Fachbehorde. Dabei sollen auch die betrieblichen
Entwicklungsvorstellungen berlcksichtigt werden.

Die zeichnerische Festlegung von BSAB muss erwarten lassen, dass die Flachen in der
Regel fur Abgrabungen genutzt werden konnen und sich diese Nutzungsmaglichkeit bei
Entscheidungen auf nachfolgenden planerischen Ebenen durchsetzt.
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Abgrabungsvorhaben haben sich in den BSAB zu vollziehen. Die Regionalplane regeln
begrindete Ausnahmen, in denen im Einzelfall Abgrabungen geringen Umfangs auch
aulRerhalb der festgelegten BSAB mit den Zielen der Raumordnung vereinbar sind.

Die planerischen Festlegungen richten sich gleichermalten an den Abbau von Boden-
schatzen nach den jeweiligen Vorschriften des Abgrabungsgesetzes Nordrhein-West-
falen, des Bundesberggesetzes, des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und des Was-
serhaushaltsgesetzes. Sowohl wegen der gesamtwirtschaftlichen Bedeutung der Rohstof-
fe, als auch wegen der Nutzungskonflikte, die deren Gewinnung oftmals auslost, ist ihre
langfristig angelegte, vorsorgende Sicherung in Raumordnungsplanen erforderlich; sie
gehen fachrechtlichen Genehmigungen voran.

Zu 9.2-2 Versorgungszeitraume

Mit der zeichnerischen Festlegung von BSAB ist, bezogen auf die im jeweiligen regiona-
len Planungsgebiet verfugbaren Rohstoffarten, ein bedarfsgerechter Versorgungszeit-
raum zu gewahrleisten. Dazu sind die Vorranggebiete mit der Wirkung von Eignungs-
gebieten so zu bemessen, dass ihr Lagerstatteninhalt den voraussichtlichen Bedarf fur
mindestens 20 Jahre fir Lockergesteine und fir mindestens 35 Jahre flr Festgesteine
deckt.

20 Jahre fur Lockergesteine und 35 Jahre fur Festgestein sind der Regelfall, von dem bei
neuen Regionalplanen nicht wesentlich nach oben abgewichen werden soll. Eine Unter-
schreitung der Zeitraume ist moglich, wenn sich im Rahmen der Abwagung ergibt, dass
geeignete Flachen flr 20 bzw. 35 Jahre nicht zur Verfigung stehen.

Der Versorgungszeitraum flr Festgesteine liegt Uber dem fur Lockergesteine, da insbe-
sondere die Kalksteingewinnung und Zementproduktion mit hohen Investitionskosten ver-
bunden sind und die betriebswirtschaftliche Amortisation eine Planungssicherheit von
mindestens 25 Jahren gegeben sein muss, da ansonsten weitere Investitionen aus-
bleiben.

Die Bedarfsermittlung erfolgt auf der Grundlage eines landeseinheitlichen Abgrabungs-
monitorings, bei dem der Fortschritt des Rohstoffabbaus nach Flache und Volumen er-
fasst wird. Durch das Abgrabungsmonitoring flie3en als wesentliche Aspekte u. a. die
Versorgung von Wirtschaft und Bevolkerung, Moglichkeiten der Substitution und der ge-
zielten Nutzung von Rohstoffvorkommen mit hdheren Machtigkeiten in die Bedarfsermitt-
lung ein. Des Weiteren konnen bei der Ermittlung des Bedarfs auch Rohstoffmengen aus
dem Braunkohlentagebau einbezogen werden, sofern dadurch der ordnungsgemale Be-
trieb und Abschluss des Braunkohlentagebaus nicht beeintrachtigt wird.

Zu 9.2-3 Tabugebiete

Nationalparke, Natura-2000-Gebiete, Naturschutzgebiete und Wasserschutzgebietszonen
| bis Il a haben eine sehr hohe Schutzwurdigkeit und sind daher von Festlegungen fur die
Sicherung und den Abbau oberflachennaher Bodenschatze flr nichtenergetische Roh-
stoffe freizuhalten. Zur Vermeidung von Nutzungskonflikten, die mit der Rohstoffgewin-
nung verbundene Eingriffe ausldsen kdnnen, sind BSAB in konfliktarmeren Gebieten fest-
zulegen.
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Die oben genannten Tabugebiete genie3en auch hohen fachrechtlichen Schutz.

In Ausnahmefallen kdnnen diese Schutzgebiete in Anspruch genommen werden, wenn
ihre Schutzziele nicht beeintrachtigt werden. Eine Ausnahme kann bei Standorten selte-
ner Rohstoffe gegeben sein, deren Gewinnung im Interesse der Allgemeinheit liegt.

Die Festlegung von BSAB in NATURA-2000-Gebieten ist ausnahmsweise moglich, wenn
sie unter Berucksichtigung der FFH-Richtlinie 92/43/EWG im Sinne eines ,Integrierten
Projektes” erfolgt, welches durch Einbeziehung naturschutzfachlicher MalRnahmen insge-
samt einen Mehrwert fur das jeweilige Schutzgebiet erreicht.

Zu 9.2-4 Zusétzliche Tabugebiete

Far die Festlegung von Vorranggebieten mit der Wirkung von Eignungsgebieten ist ein
schlissiges, den gesamten Planungsraum umfassendes Konzept erforderlich, das sowohl
die Flachen in den Blick nimmt, auf denen sich die Rohstoffgewinnung gegenuber ande-
ren Nutzungen durchsetzen soll — im Sinne eines Vorranggebietes — als auch die Flachen
aulderhalb der BSAB, auf denen die Rohstoffgewinnung ausgeschlossen werden soll — im
Sinne eines Eignungsgebietes. Dem Suchprozess sind einheitliche Kriterien zugrunde zu
legen.

Zusatzlich zu den Ausschlusskriterien gemaR Ziel 9.2-3 kdnnen auch weitere Auschluss-
kriterien bestimmt werden wie beispielsweise Wasserschutzgebietzonen Il b, Wasserre-
servegebiete oder landwirtschaftlich nutzbare Flachen von hoher Bodengute. Dabei ist
sicherzustellen, dass durch die Festlegung von BSAB substantiell Raum flr die Rohstoff-
sicherung zu schaffen ist (siehe auch Erl. zu 9.2-2). Ist dies mit den gewahlten Kriterien
nicht mdglich, sind diese vor einem erneuten Suchlauf zu Uberdenken und anzupassen;
sonst ist die Konzentrationswirkung der BSAB nicht gegeben.

Zu 9.2-5 Fortschreibung

Die Rohstoffgewinnung wird durch ein nach Vorgaben der Landesplanungsbehérde lan-
deseinheitliches luft- oder satellitenbildgestutztes Monitoring begleitet. Im Rahmen des
Monitorings werden der Abbaufortschritt erfasst sowie die in den festgelegten BSAB und
den genehmigten Flachen verbliebenen Rohstoffvorrate mittels der Landesrohstoffkarte
bewertet. Die Ergebnisse nutzen die jeweiligen Regionalplanungsbehoérden regelmalig
zur Priifung eines Fortschreibungserfordernisses. Uber eine Fortschreibung des Regio-
nalplanes entscheidet der regionale Planungstrager.

Mit dem Abgrabungsmonitoring wird eine jahrliche Quantifizierung der jeweils vorhande-
nen planerischen Restreichweiten fur die einzelnen Rohstoffgruppen (z.B. Sand und Kies,
Ton und Lehm, Kalkstein, Tonstein, Basalt oder Sandstein) vorgenommen.

Mit der Fortschreibung ist so rechtzeitig zu beginnen, dass ein Versorgungszeitraum von
10 Jahren fur Lockergesteine und von 25 Jahren fur Festgesteine nicht unterschritten
wird. Dem Zeitpunkt der Fortschreibung liegt zugrunde, dass die Laufzeit eines Regional-
plans (iblicherweise 10 Jahre betragt und dann eine Uberpriifung des Regionalplans er-
folgt. Sollte durch das Abgrabungsmonitoring festgestellt werden, dass der Versorgungs-
zeitraum der BSAB schneller sinkt als ursprunglich ermittelt, muss eine Ergénzung der
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BSAB vorgenommen werden, um die Steuerungswirkung des Regionalplans nicht in Fra-
ge zu stellen.

Ergibt sich die Notwendigkeit einer Fortschreibung, so ist die planerische Reichweite fur
alle in der Planung bertcksichtigten oberflachennahen nichtenergetischen Rohstoffe wie-
der auf mindestens 20 Jahre fur Lockergesteine und mindestens 35 Jahre fur Festgestei-
ne zu erganzen.

Zu 9.2-6 Nachfolgenutzung

Rekultivierung, Renaturierung und funktionale Wiedernutzbarmachung von Abgrabungs-
flachen sind ggf. raum- und unternehmensubergreifend und moglichst auf der Grundlage
von interkommunalen Folgenutzungskonzepten durchzuflhren. Aus der zeichnerischen
Festlegung des Regionalplanes muss die jeweilige Nachfolgenutzung ersichtlich sein.
Konzepte flr die Nachfolgenutzung beispielsweise fur naturschutz-, erholungs-, sport-
oder freizeitorientierte Nutzungen beschranken sich nicht nur auf neu aufzuschliel3ende
Bereiche, sondern beziehen auch bereits vorhandene und ehemalige Abgrabungsstand-
orte nach Moglichkeit mit ein.

Die mit der Rohstoffgewinnung verbundene Raumbelastung legt nahe, mit der Rohstoff-
gewinnung auch die Verpflichtung zu verbinden, flr eine naturraumliche und funktionale
Aufwertung des betroffenen Raumes nach Abschluss der Gewinnungsmaflnahmen — ggf.
auch im Rahmen interkommunaler oder betriebsubergreifender Konzepte — Sorge zu tra-
gen. Angestrebt ist in diesem Zusammenhang die Schaffung eines gesellschaftlichen
Mehrwertes durch beispielweise die Schaffung von Erholungs-, Sport- und Freizeitmog-
lichkeiten oder MalRnahmen fur den Natur- oder Hochwasserschutz zu Gunsten des be-
troffenen Raumes. Das kann am ehesten mit einer sinnvollen, ggf. interkommunal abge-
stimmten Folgenutzung erreicht werden, die zeitnah zum Abbaugeschehen umgesetzt
wird.

Vor Festlegung einer Folgenutzung, die eine teilweise oder vollstandige Verflullung des
Abbauraumes vorsieht, soll auch die tatsachliche Verfugbarkeit und Eignung der Materia-
lien bertcksichtigt werden.

Zu 9.2-7 Standorte obertagiger Einrichtungen

Auch die Gewinnung nichtenergetischer Rohstoffe im Tiefbau kann wegen der Ubertagi-
gen Betriebsanlagen zu Nutzungskonflikten mit anderen Raumnutzungsansprtichen flh-
ren. Infolge der Ortsgebundenheit der Lagerstatte sind auch die notwendigen betriebli-
chen Einrichtungen fur deren Gewinnung an der Tagesoberflache weitestgehend ortsge-
bunden. Bei Errichtung der fur die Gewinnung dieser Rohstoffe notwendigen obertagigen
Anlagen ist eine grolRtmdgliche Vertraglichkeit mit anderen Raumnutzungen anzustreben.

Durch Solung im Salzgebirge entstandene Kavernen kénnen sich nach Abbauende fur die
Untergrundspeicherung von Erdgas und Erddl eignen. Fur die untertagige Speicherung ist
der Bau einer entsprechenden Infrastruktur wie z. B. Verdichteranlagen, Pumpstationen
und Zuleitungen erforderlich. Diese Infrastruktur soll vertraglich mit anderen Raumnut-
zungen angelegt werden. Soweit diese Infrastruktur standortgebunden ist, kommt ihr bei
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der Abwagung mit anderen Raumnutzungsansprichen aus energiewirtschaftlichen Grin-
den eine besondere Bedeutung zu.

9.3 Energetische Rohstoffe

Ziele und Grundsatze

9.3-1 Ziel Braunkohlenplane
Raumbedeutsame Flachenanspriiche, die mit dem Braunkohlenabbau im Zusam-
menhang stehen, sind in Braunkohlenplanen bedarfsgerecht zu sichern.

9.3-2 Ziel Nachfolgenutzung fiir Standorte des Steinkohlenbergbaus
Standorte von obertagigen Betriebsanlagen und -einrichtungen des Steinkohlen-
bergbaus sind nach Beendigung der bergbaulichen Nutzung unverziiglich einer
Nachfolgenutzung zuzufiihren, die mit den umgebenden Raumnutzungen und -
funktionen im Einklang steht.

Sofern diese Standorte fur die Nutzung als unterirdische Energiespeicher oder
sonstige energetische Zwecke vorgesehen sind, ist der obertagige Zugang zu den
heimischen Steinkohlenlagerstatten ausnahmsweise zu erhalten.

9.3-3 Ziel Bergehalden des Steinkohlenbergbaus

In den Regionalplanen sind zur Sicherung von Verkippungskapazitaten fiir Berge-
material des Steinkohlenbergbaus Bereiche fiir Aufschiittungen und Ablagerungen
festzulegen.

Vor der Festlegung neuer Standorte sind vorrangig Restkapazitaten auf gesicher-
ten Flachen zu nutzen.

Erlauterungen
Zu 9.3-1 Braunkohlenplane

Der Bedarf an Abbaubereichen flr Braunkohle im Rheinischen Revier ist langfristig Gber
die vorliegenden Braunkohlenplane Inden, Hambach und Garzweiler gesichert. Die Inan-
spruchnahme weiterer Abbaubereiche ist nicht erforderlich. Planerische Regelungserfor-
dernisse, die sich fur die genehmigten Abbaugebiete ergeben (spatere Umsiedlungsab-
schnitte, ggf. Leitungen), bedlrfen zu gegebener Zeit weiterer Braunkohlenplane. Dabei
erfolgt die Ermittlung der GroRe der Umsiedlungsstandorte auf der Grundlage der voraus-
sichtlich an der gemeinsamen Umsiedlung Teilnehmenden, der stadtebaulichen Planung
der Kommune und des § 48 Absatz 1 Satz 2 des Landesenteignungs- und -entschadi-
gungsgesetzes. Fir die Verlegung von Leitungen und sonstiger Infrastruktur werden in
den Braunkohlenplanen die notwendigen Raume festgelegt.

Informationen Uber die Braunkohlenlagerstatte enthalt die Landesrohstoffkarte der fur
Geologie zustandigen Fachbehdrde, die den regionalen Planungstragern bei regionalpla-
nerischen Festlegungen zur Verfugung steht.
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Zu 9.3-2 Nachfolgenutzung fiir die Standorte des Steinkohlenbergbaus

Beim Bergbau bestimmen Lage und Abbauwirdigkeit der Kohlenfelder sowie betriebsor-
ganisatorische Notwendigkeiten weitgehend das komplexe System von Schachten und
sonstigen obertagigen Anlagen. Entsprechend der Standortbindung sind diese Anlagen
im Regionalplan in der Regel ab einer Grofie von 10 ha zeichnerisch als Bereiche fur ge-
werbliche und industrielle Nutzungen fur zweckgebundene Nutzungen ,obertagige Be-
triebsanlagen und -einrichtungen des Bergbaus® festgelegt.

Welche Nachfolgenutzung im Anschluss an eine bergbauliche Nutzung erfolgen kann,
richtet sich insbesondere nach den umgebenden Raumnutzungen und -funktionen. Eine
bauliche, insbesondere eine gewerbliche Nachfolgenutzung kommt dann in Betracht,
wenn die Flache stadtebaulich integriert oder einem Bereich flr gewerbliche und indus-
trielle Nutzungen zugeordnet ist sowie aus Sicht des Immissionsschutzes keine Beden-
ken bestehen. Bei isoliert im Freiraum liegenden Standorten scheidet eine bauliche Nach-
folgenutzung aus. Hier ist eine Nachfolgenutzung anzustreben, die insbesondere der 6ko-
logischen Bedeutung des umgebenden Freiraums und seiner Eignung fur die Erholung,
Sport- und Freizeitnutzung Rechnung tragt. Bei den Uberlegungen fir die Nachfolgenut-
zung dieser Standorte ist auch zu prifen, ob sie sich fir die Nutzung erneuerbarer Ener-
gien oder als Energiespeicher eignen.

Unkonventionelle Erdgasvorkommen sind in Nordrhein-Westfalen teilweise an Steinkoh-
lenlagerstatten gebunden. Die Gewinnung von Erdgas aus unkonventionellen Vorkom-
men ist mit Umweltfolgen, insbesondere fur die Grundwasserressourcen, verbunden. Es
bedarf noch umfangreicher Forschungen, um das Risikopotential bewerten zu kdnnen
und die Voraussetzungen fur eine umweltvertragliche Nutzung zu definieren. Daruber
hinaus ist offen, ob sich diese Vorkommen wirtschaftlich gewinnen lassen. Die oberirdi-
schen Einrichtungen zur Gewinnung oder Forderung unkonventionellen Erdgases |0sen in
der Regel keinen raumordnerischen Handlungsbedarf aus. Daher bedarf es keiner Fest-
legungen in den Regionalplanen.

Zu 9.3-3 Bergehalden des Steinkohlenbergbaus

Fir die bestehenden Bergwerke sind Flachen zur Verkippung von Bergematerial prinzi-
piell gesichert. Nur im Falle nicht ausreichender Kapazitaten oder im Zusammenhang mit
Stilllegungen oder Zusammenlegungen bedarf es im Einzelfall einer Fortschreibung der
bestehenden Flachensicherungen. Bei neuen Standorten kommt emissionsarmen Trans-
portbeziehungen zwischen Bergwerk und Halde eine besondere Bedeutung zu.
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10. Energieversorgung

10.1 Energiestruktur

Ziel und Grundsatze

10.1-1 Grundsatz Nachhaltige Energieversorgung

In allen Teilen des Landes soll den raumlichen Erfordernissen einer Energieversor-
gung Rechnung getragen werden, die sich am Vorrang und den Potentialen der er-
neuerbaren Energien orientiert. Dies dient einer ausreichenden, sicheren, klima-
und umweltvertraglichen, ressourcenschonenden sowie kostengiinstigen, effizien-
ten Energieversorgung einschlieBBlich des Ausbaus von Energienetzen und Spei-
chern.

Es ist anzustreben, dass vorrangig erneuerbare Energietrager eingesetzt werden.
Diese sollen soweit erforderlich und mit den Klimaschutzzielen vereinbar durch die
hocheffiziente Nutzung fossiler Energietrager flexibel erganzt werden.

10.1-2 Grundsatz Raumliche Voraussetzungen fiir die Energieversorgung
Es sind die raumlichen Voraussetzungen fiir den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien, die Erhohung der Energieeffizienz und fur eine sparsame Energienutzung zu
schaffen.

10.1-3 Grundsatz Neue Standorte fiir Erzeugung und Speicherung von Ener-
gie

Geeignete Standorte fiir die Erzeugung und Speicherung von Energie sollen in den
Regional- und Bauleitplanen festgelegt werden.

10.1-4 Ziel Kraft-Warme-Kopplung

Die Potentiale der kombinierten Strom- und Warmeerzeugung und der Nutzung von
Abwarme sind zum Zwecke einer moglichst effizienten Energienutzung in der Re-
gional- und Bauleitplanung zu nutzen.

Erlauterungen
Zu 10.1-1 Nachhaltige Energieversorgung

Die wesentlichen Zielsetzungen der Energie- und Klimapolitik sollen auch in der raum-
lichen Planung aufgegriffen und umgesetzt werden. Der hohe Stand der Versorgungs-
sicherheit und eine kostengunstige Energieversorgung sollen als mafgebliche Standort-
und Wettbewerbsfaktoren ebenso gewahrleistet werden wie eine umweltvertragliche und
insbesondere aus Grunden des Klima- und Ressourcenschutzes effiziente Energiever-
sorgung.

Ein bedarfsgerecht ausgebautes Ubertragungsnetz der Elektrizitats- und Gasleitungen ist
Voraussetzung fur die gesicherte Versorgung der Bevolkerung, die Wettbewerbsfahigkeit

Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen
Entwurf, Stand: 25.06.2013 Seite 127



10. Energieversorgung

der Wirtschaft. Festlegungen zu Elektrizitats- und Gasleitungen finden sich in Kapitel 8.2
Transport in Leitungen.

Vor dem Hintergrund weltweit abnehmender fossiler Ressourcen, wachsender Importab-
hangigkeiten und steigender Energiepreise spielt die Sicherung der Nutzung erneuerbarer
und heimischer Energietrager eine strategisch bedeutende Rolle. In Nordrhein-Westfalen
stehen die erneuerbaren Energietrager, wie z. B. Wind, Biomasse, Sonne, Geothermie
und Wasser, sowie die fossilen Energietrager Braun-, Steinkohle und Erdgas zur Verfu-

gung.

Im Energiemix werden die erneuerbaren Energien zukunftig stetig zunehmen. Zumindest
fur die Geltungsdauer des LEP wird aber weiterhin die flexible Erganzung durch eine
hocheffiziente Nutzung fossiler Energietrager erforderlich sein. Dabei kann die Nutzung
der heimischen Braunkohle die hohe Abhangigkeit von Importenergietragern reduzieren
und damit einen Beitrag zu einer sicheren Energieversorgung leisten. Braunkohle ist ein
heimischer Energietrager, bei dessen Verstromung jedoch eine erhebliche Menge CO»
emittiert wird.

Zu 10.1-2 Raumliche Voraussetzungen fiir die Energieversorgung

Die integrierte Klima- und Energiestrategie der Europaischen Union sieht vor, in der Eu-
ropaischen Union bis 2020 den Anteil der erneuerbaren Energien am Primarenergiever-
brauch auf 20 % und die Energieeffizienz um 20 % zu steigern. Nordrhein-Westfalen
strebt zudem an, die Gesamtsumme der Treibhausgasemissionen in Nordrhein-Westfalen
bis 2020 um mindestens 25 % und bis 2050 um mindestens 80 % im Vergleich zu den
Gesamtemissionen des Jahres 1990 zu verringern.

Die konsequente Nutzung der erneuerbaren Energien stellt ein wichtiges Element zur
Minderung der Treibhausgasemissionen dar. Dazu ist auf der jeweiligen Ebene die raum-
vertragliche Nutzung der verschiedenen erneuerbaren Energien planerisch zu ermog-
lichen. Allerdings ist die Entwicklung zu einem nachhaltigen Energiesystem mit vielfalti-
gen raumlichen Auswirkungen verbunden, da die Erzeugung und Speicherung von Ener-
gie aus erneuerbaren Energien einen hohen Flachenbedarf hat. Soweit fur den Ausbau
der erneuerbaren Energien Standorte im Freiraum notwendig werden, soll zur Vermei-
dung von Konflikten mit anderen Nutz- und Schutzfunktionen des Freiraums bei der Fest-
legung von Standorten fur erneuerbare Energien auch den Belangen des Freiraumschut-
zes und des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden Rechnung getragen und somit
ein Beitrag zu einer nachhaltigen Flacheninanspruchnahme geleistet werden.

Planerische Malinahmen kdnnen auch einen substantiellen Beitrag zur Energieeinspa-
rung leisten. Ein hohes Energieeinsparpotential liegt im Bereich einer Raum- und Sied-
lungsentwicklung, die Verkehr reduziert sowie die Kraft-Warme-Kopplung und die Nut-
zung von Abwarme ermdglicht. Hier gilt es das Leitbild der "Europaischen Stadt" (s. Ka-
pitel 6.1 Festlegungen fur den gesamten Siedlungsraum) umzusetzen. Eine integrierte
Siedlungs- und Verkehrsplanung und eine Verringerung der Flachenneuinanspruch-
nahme fur Siedlungszwecke, verbunden mit qualitatvollem verdichtetem Bauen im Be-
stand, tragen maldgeblich dazu bei, den Energieverbrauch zu reduzieren.
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Zu 10.1-3 Neue Standorte fiir Erzeugung und Speicherung von Energie

Die L6sung raumordnerischer Konflikte in Bezug auf die Festlegung von Standorten fur
die Erzeugung und Speicherung von Energie ist eine wichtige Aufgabe von Regional- und
Bauleitplanung. Regionale und kommunale Planungstrager treffen jeweils fur ihre Ebene
die planerischen Entscheidungen fir Standorte, die der Erzeugung von Energie aus er-
neuerbaren Energietragern (Windenergie, Biomasse, Solarenergie, Geothermie, Wasser-
kraft) und fossilen Energietragern (Gas, Kohle) dienen.

Geeignet sind Standorte, die mit den textlichen und zeichnerischen Festlegungen der
landesplanerischen Vorgaben vereinbar sind und die bauplanungs- und fachrechtlichen
Voraussetzungen erflllen. DarUber hinaus mussen Standorte flr die Energieerzeugung
aus erneuerbaren Energien Uber die notwendigen naturraumlichen Gegebenheiten verfu-
gen, wie z. B. Windhoffigkeit, Sonneneinstrahlung, Geologie des Standortes. Fir die
Energieerzeugung aus fossilen Energietragern richtet sich die Eignung des Standortes
maldgeblich nach der raumlichen Nahe zur Lagerstatte, den Versorgungswegen flr Kohle
oder Erdgas, dem elektrischen Ubertragungsnetz, den Fernwarmeleitungen sowie den
Verbrauchsschwerpunkten oder den bestehenden Produktionsanlagen mit den dort vor-
handenen Strom- und Warmebedarfen.

Weitere Festlegungen finden sich in folgenden Kapiteln: 10.2 Standorte fur die Nutzung
erneuerbarer Energien und 10.3 Kraftwerksstandorte. Fir die Nutzung von Geothermie
werden keine eigenstandigen Festlegungen getroffen, da hiervon in der Regel keine
raumbedeutsamen Auswirkungen ausgehen.

Die zunehmend fluktuierende Stromerzeugung erfordert den Ausbau neuer Speicherka-
pazitaten. Als Energiespeicher und zugleich als Standorte fur Pumpspeicherkraftwerke
eignen sich Talsperren (s. Kapitel 7.4 Wasser). Des Weiteren kommt der Neubau von
Pumpspeicherkraftwerken mit entsprechenden Speicherbecken in Betracht. Pumpspei-
cherkraftwerke tragen entscheidend zur Umstellung der Energieversorgung auf erneuer-
bare Energien bei, da sie die fluktuierende Stromeinspeisung aus erneuerbaren Energien
und die im Tagesverlauf stark schwankende Stromnachfrage ausgleichen. Dadurch erh6-
hen Pumpspeicherkraftwerke die Effektivitat der Stromerzeugung und tragen zur Netz-
stabilitat bei. Zudem bieten sich ggf. durch den Bergbau entstandene Hohlrdume fur die
Errichtung von Unterflur-Pumpspeicherkraftwerken an (s. Kap. 9.3 Energetische Roh-
stoffe). Die Standorte flr die oberirdischen Teile dieser Anlagen sind zu sichern, wenn sie
raumbedeutsam sind.

Im Interesse der Minimierung von Nutzungskonflikten ist sicherzustellen, dass die Stand-
orte fUr die Erzeugung und Speicherung von Energie mit den sie umgebenden Nutzungen
vereinbar sind. Dies kann beispielsweise auch durch ausreichende Abstande zu sensib-
len Nutzungen erreicht werden.

Zu 10.1-4 Kraft-Warme-Kopplung

Die Energieeffizienz kann durch die Nutzung der Kraft-Warme-Kopplung gesteigert und
damit ein Beitrag zum Klimaschutz geleistet werden. Die Warme kann wirtschaftlich nur
uber begrenzte Entfernungen ohne grol3e Warmeverluste transportiert werden. Daher
sollen fur die Auskopplung von Warme zur Nah- und Fernwarmeversorgung Anbieter und
Abnehmer soweit moglich einander raumlich zugeordnet werden. Als Anbieter kommen
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Anlagen zur Energieerzeugung sowohl aus konventionellen als auch erneuerbaren Ener-
gietragern in Frage ebenso wie z. B. produzierende Industrie- und Gewerbebetriebe oder
Klaranlagen. Warmenutzer kénnen z. B. Gewerbe- und Industriebetriebe sein. Denkbar ist
auch der Einsatz der Warme im Unterglasanbau oder in privaten Haushalten.

Eine kombinierte Strom- und Warmeerzeugung kann besonders wirksam in Wohngebie-
ten mit grolem Warmebedarf oder in Gewerbe- und Industrieansiedlungen zum Einsatz
kommen. Regionale und kommunale Planungstrager sollen die Potentiale der Kraft-
Warme-Kopplung in ihre Entscheidungen Uber die zukunftige raumliche Entwicklung ihres
Planungsgebietes einbeziehen. Dabei sind auch die Moglichkeiten des weiteren Ausbaus
von Nah- und Fernwarmenetzen zu berucksichtigen (s. Kapitel 8.2 Transport in Leitun-

gen).

10.2 Standorte fur die Nutzung erneuerbarer Energien

Ziele und Grundsatze

10.2-1 Ziel Halden und Deponien als Standorte fiir die Nutzung erneuerbarer
Energien

Halden und Deponien sind als Standorte fiir die Erzeugung von Energie aus erneu-
erbaren Quellen zu sichern, sofern die technischen Voraussetzungen dafur vorlie-

gen und fachliche Anforderungen nicht entgegenstehen.

Ausgenommen hiervon sind Halden und Deponien, die bereits bauleitplanerisch fur
Kultur und Tourismus gesichert sind.

1 0.2-2 Ziel Vorranggebiete fiir die Windenergienutzung
Entsgrechend der ZielsetzungI bis 2020 mindestens 15 % der nordrhein-

westfalischen Stromversorgung durch Windenergie und bis 2025 30% der nord-

rhein-westfalischen Stromversorgung durch erneuerbare Energien Zu deckenI sind
Erogortional zum '|eweiligen regionalen Potential ausreichende Flachen fiir die Nut-

zung von Windenergie festzulegen.

Die Trager der Regionalplanung legen hierzu Vorranggebiete fiir die Windenergie-
nutzung mindestens in folgendem Umfang zeichnerisch fest:

- Planungsgebiet Arnsberg 18.000 ha,
- Planungsgeb!et Dgtmold 10.500 ha,
- _Planungsgebiet DHsseldorf 3.500 ha,
- Planungsgeb!et Kc_:tln 14.500 ha,
- Planungsgebiet Minster 6.000 ha,
- Planungsgebiet des Regionalverbands Ruhr 1.500 ha.

1 0.2-3 Grundsatz Windenergienutzung durch Repowelm

Regional- und Bauleitplanung sollen das Repowering von alteren Windenergieanla-
gen, die durch eine geringere Anzahl neuer, Ieistungsstérkerer Windenergieanlagen
ersetzt werden, unterstiitzen. Kommunale Planungstrager sollen die bauleitplane-

rischen Voraussetzungen schaffen, um die Repowering-Windenergieanlagen raum-

lich zusammenzufassen oder neu ordnen zu konnen.
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10.2-4 Ziel Solarenergienutzung
Die Inanspruchnahme von Freiflachen fiur die raumbedeutsame Nutzung der Solar-
energie ist zu vermeiden.

Ausgenommen hiervon sind Freiflachen-Solarenergieanlagen, wenn der Standort

mit der Schutz- und Nutzfunktion der jeweiligen zeichnerischen Festlegung im Re-

gionalplan vereinbar ist und es sich um

— die Wiedernutzung von gewerblichen, bergbaulichen, verkehrlichen oder woh-
nungsbaulichen Brachflachen oder baulich gepragten militarischen Konver-
sionsflachen,

— Aufschuttungen oder

— Standorte entlang von BundesfernstraBen oder Hauptschienenwegen

handelt.

Erlauterungen

Zu 10.2-1 Halden und Deponien als Standorte fiir die Nutzung erneuerbarer
Energien

Der verstarkte Ausbau der erneuerbaren Energien erfordert eine hinreichende Verfugbar-
keit von Flachen fur entsprechende Erzeugungsanlagen. Zur Vermeidung von Konflikten
mit anderen Nutz- und Schutzfunktionen und im Interesse eines sparsamen Umgangs mit
Grund und Boden bieten sich daher Standorte an, die durch eine frihere Nutzung bereits
baulich vorgepragt sind oder als kunstliche Bauwerke errichtet wurden (z. B. Aufschuttun-
gen). Halden und Deponien kommen aufgrund ihrer exponierten Lage zur Nutzung von
Solarenergie, zum Anbau nachwachsender Rohstoffe oder als Standorte fur die Wind-
energieerzeugung in Betracht. Voraussetzung dafur ist, dass Halden oder Deponien fur
die Errichtung beispielsweise von Solar- oder Windenergieanlagen grundsatzlich depo-
nietechnisch und baulich geeignet sind sowie Anforderungen z. B. des Grundwasser-,
Brand-, Naturschutzes nicht entgegenstehen.

Halden und Deponien kdnnen als Bestandteil der Kulturlandschaft vielfaltige Funktionen
wahrnehmen. Bei entsprechender Gestaltung konnen sie insbesondere Bedeutung flr
Naherholung, Kultur, Tourismus und Naturschutz haben.

Zu 10.2-2 Vorranggebiete fiir die Windenergienutzung

Nach den Windenergieausbauzielen des Landes soll der Anteil der Windenergie an der
Stromversorgung in Nordrhein-Westfalen in einem ersten Schritt auf mindestens 15 % im
Jahr 2020 ausgebaut werden. Bezogen auf den Stromverbrauch im Jahr 2010 entspricht
dies ca. 21 TWh/a. Bis zum Jahr 2025 soll der Anteil der erneuerbaren Energien auf 30 %
der Stromversorgung gesteigert werden. Ausgehend vom Stromverbrauch des Jahres
2010 mussen dann insgesamt ca. 41 TWh/a aus erneuerbaren Energien in Nordrhein-
Westfalen erzeugt werden. Unter Berlcksichtigung der derzeitigen Ausbauziele und
Trends der anderen erneuerbaren Energien entspricht dies ca. 28 TWh/a aus Wind-
energie.

Bis zum Jahr 2050 soll der Anteil der erneuerbaren Energien an der Stromversorgung in
Deutschland auf 80 % erhéht werden. Dabei wird die Windenergienutzung — auch in
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Nordrhein-Westfalen — weiterhin eine wichtige Rolle spielen. Neben der Errichtung zu-
satzlicher Windenergieanlagen wird das Repowering von Windenergieanlagen an Bedeu-
tung gewinnen. Auch wenn Standorte alterer Windenergieanlagen nicht immer flr neue
moderne Windenergieanlagen geeignet sein werden (Notwendigkeit gro3erer Abstands-
flachen), ist doch zu erwarten, dass die Zuwachse der Windenergie an der Stromversor-
gung nicht mehr vollstandig Uber die Inanspruchnahme zusatzlicher Flachen fur die Erich-
tung neuer Windenergieanlagen gedeckt werden mussen.

Eine Fortschreibung des Bedarfs von Flachen fir die Windenergienutzung kann sich nach
2025 gemal § 12 Abs. 7 LPIG aus der jeweils aktuellen Fassung des Klimaschutzplans
ergeben.

Das Landesamtes fur Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen hat
2012 eine "Potentialstudie Erneuerbare Energien NRW, Teil 1 — Windenergie, LANUV-
Fachbericht 40" (Potentialstudie Windenergie) erarbeitet. Diese Studie weist in ihrem
NRW-Leitszenario ein Flachenpotenzial von insgesamt ca. 113.000 ha fur die Windener-
gienutzung in Nordrhein-Westfalen nach. Dieses Flachenpotenzial umfasst sowohl Fla-
chen fur Windparks (ab drei Anlagen) als auch fur Einzelanlagen. Alleine fur Windparks
ermittelt die Studie ein Flachenpotenzial von 74.600 ha (Tabelle 20, Machbare Potenziale
fur Nordrhein-Westfalen, landesweite Betrachtung (gerundet), Flachenpotenzial fur das
NRW-Leitszenario).

Aus planerischer Sicht ist in der Regel die raumliche Bundelung in Windparks vorzugwur-
dig gegenuber Windenergie-Einzelstandorten. Die Potenzialstudie der LANUV belegt
hierzu, dass die vorgenannten Ausbauziele des Landes fur die Windenergienutzung be-
reits auf 1,6% der Landesflache (ca. 54.000 ha) erreichbar sind. Damit erdffnet sich fur
die regionalen Planungstrager ein ausreichender Gestaltungsraum flr eigene planerische
Entscheidungen und fur notwenige Korrekturen an den generalisierten Betrachtungen der
landesweiten Potenzialstudie.

Die Potentiale fur die Windenergienutzung sind in Nordrhein-Westfalen in Abhangigkeit
von u.a. Topographie, Siedlungsstruktur, schutzbedurftigen anderen Nutzungen unter-
schiedlich ausgepragt; folglich kénnen nicht alle Planungsgebiete den gleichen Beitrag
zum Ausbau der Windenergie leisten. Die vorgenannte Potenzialstudie Windenergie er-
mittelt auch die tatsachlichen Potenziale der einzelnen Planungsregionen. Die Aufteilung
der durch die Regionalplanung festzulegenden Vorranggebiete fur die Windenergienut-
zung erfolgt auf dieser Grundlage.

Fir die einzelnen Planungsregionen ergeben sich danach folgende Groflen:

- Planungsgebiet Arnsberg 18.000 ha (8,9 TWh/a),
- Planungsgebiet Detmold 10.500 ha (5,6 TWh/a),
- Planungsgebiet Dusseldorf 3.500 ha (1,7 TWh/a),
- Planungsgebiet KdIn 14.500 ha (8 TWh/a),
- Planungsgebiet Munster 6.000 ha (3 TWh/a),
- Planungsgebiet des Regionalverbands Ruhr 1.500 ha (0,8 TWh/a).

(Potentialstudie Erneuerbare Energien NRW, Teil 1 — Windenergie, LANUV-Fachbericht
40, Tabelle 28, NRW-Leitszenario Machbare Potenzials in den Planungsregionen (gerun-
det))
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10. Energieversorgung

Durch die Festlegung von Vorranggebieten in den Regionalpléanen wird der Ausbau der
Windenergienutzung gefordert, in dem besonders geeignete Standorte raumordnerisch
gesichert und von entgegenstehenden Nutzungen freigehalten werden. Durch eine mog-
lichst effiziente Nutzung der Vorranggebiete kann die am Standort verfugbare Windener-
gie optimal genutzt und gleichzeitig die Inanspruchnahme von Flachen u.a. fur den Wege-
und Leitungsbau — im Sinne eines sparsamen Umgangs mit Flachen — minimiert werden.
Im Zusammenwirken mit der Darstellung von Konzentrationszonen fur die Windenergie-
nutzung in der Bauleitplanung kdnnen zudem andere Raume mit sensibleren Nutzungen
von raumbedeutsamen Windenergieanlagen freigehalten werden.

Im Interesse der Minimierung von Nutzungskonflikten zwischen Standorten fur Windener-

gieanlagen und anderen Nutzungen sind bei der Festlegung geeigneter Standorte fir die

Windenergienutzung u.a. folgende Aspekte zu prufen:

— Windhoffigkeit,

— Nahe zu Infrastrukturtrassen (Bundesfernstral’en, Hauptschienenwege oder Hoch-
spannungsfreileitungen),

— Abstande zu Siedlungsflachen, Kulturgitern und Fremdenverkehrseinrichtungen,

— Wirkung auf kulturlandschaftlich bedeutsame Elemente wie z. B. Ortsbild, Stadt-
silhouette, groRraumige Sichtachsen, Landschaftsbild und Erholungsfunktion,

— Abstande zu Naturschutzgebieten,

— Vertraglichkeit mit den Erhaltungszielen und dem Schutzzweck von Natura 2000-
Gebieten,

— Vorschriften zum gesetzlichen Artenschutz,

— Luftverkehrssicherheit.

Im Rahmen des Gegenstromprinzips prifen die Regionalplanungsbehoérden die bauleit-
planerisch dargestellten Konzentrationszonen im Hinblick auf ihre Eignung fur die regio-
nalplanerische Festlegung von Vorranggebieten fur die Windenergienutzung.

In Abhangigkeit vom zu betrachtenden Planungsgebiet und den dem Standortsuchpro-
zess zugrunde liegenden Kriterien, kann es zu Abweichungen zwischen den regional- und
bauleitplanerischen Festlegungen von Standorten flr die Windenergienutzung kommen.
Daher erfolgen die zeichnerischen Festlegungen in den Regionalplanen als Vorrangge-
biete ohne die Wirkung von Eignungsgebieten. Dies ermdglicht den kommunalen Pla-
nungstragern, aul3erhalb von regionalplanerisch festgelegten Vorranggebieten weitere
Flachen fur die Windenergienutzung in ihren Bauleitplanen im Interesse des Ausbaus er-
neuerbarer Energien darzustellen. Es bleibt den Gemeinden unbenommen durch Dar-
stellungen im Flachennutzungsplan die Windenergienutzung auf geeignete Standorte zu
konzentrieren.

AuRerhalb der regionalplanerisch festgelegten Vorranggebiete fur die Windenergienut-
zung ist die beabsichtigte Darstellung von Gebieten flr die Windenergienutzung in Bau-
leitplanen an den textlichen und zeichnerischen Festlegungen der landesplanerischen
Vorgaben und der Regionalplane, die fir das Planungsgebiet bestehen, auszurichten.

Regionalplanerisch festgelegte Vorranggebiete und bauleitplanerisch dargestellte Kon-
zentrationszonen aulderhalb von Vorranggebieten tragen insgesamt zum Erreichen der
eingangs genannten Ausbauziele fur die Windenergie bei. Dies entspricht dem Charakter
der Ausbauziele als Mindestziele. Die Landesregierung erwartet, dass sich die Regionen
und Kommunen bei Setzung eines Mindestziels nicht mit der Erfullung des Minimums be-
gniugen, sondern vielfach dartber hinaus gehendes Engagement zeigen und damit eine
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Flachenkulisse von insgesamt ca. 2% fur die Windenergienutzung eroffnet wird. Zudem
wird durch einen Uber die regionalplanerischen Vorranggebiete hinausgehender Wind-
energieausbau eine Reserve fur Unwagbarkeiten bei der tatsachlichen Realisierung der
Flachenausweisung geschaffen und der problemlose Ausbau der Windenergie nach dem
Jahr 2025 erleichtert.

Im Interesse der kommunalen Wertschdpfung sollen sich die Gemeinden frihzeitig im
Verfahren zur Aufstellung eines Vorranggebietes/ einer Konzentrationszone fur die Wind-
energienutzung um die Standortsicherung bemuhen. Durch den Abschluss von Standort-
sicherungsvertragen nach Baurecht und die Initiierung von Partizipationsmodellen, wie z.
B. "Burgerwindparks", kann die Akzeptanz der Windenergienutzung gesteigert und damit
die zUgige Umsetzung der Energiewende unterstutzt werden.

Weitere Ausfuhrungen zur Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen finden
sich im Gemeinsamen Runderlass "Windenergie-Erlass" in der jeweils geltenden aktuel-
len Fassung.

Zu 10.2-3 Windenergienutzung durch Repowering

Das sogenannte "Repowering" bietet ein erhebliches Entwicklungspotential fur die Wind-
energienutzung. In Anlehnung an das Erneuerbare-Energien-Gesetz wird unter Repowe-
ring der Austausch mindestens 10 Jahre alter Windenergieanlagen (Altanlagen) durch
neuere moderne Windenergieanlagen verstanden, die neben hdherer Leistung in der Re-
gel auch vom Bau her héher und mit gro3eren Rotoren ausgestattet sind.

Durch Repowering kann die kommunale Entwicklung u.a. hinsichtlich folgender Aspekte
positiv gestaltet werden:

— Steigerung des kommunalen Beitrags zur Erreichung der Klimaschutzziele durch eine
erhdhte Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien;

— Erhéhung des Gewerbesteueraufkommens durch die héhere Windstromerzeugung;

— Forderung der ortlichen Bauwirtschaft durch Repowering-Malinahmen;

— Vermeidung oder Verringerung von Schallimmissionen und Schattenwurf durch Nut-
zung moderner Anlagentechnik und Auswahl neuer Standorte flr Windenergieanla-
gen,

— Vermeidung oder Verringerung der Lichtimmissionen durch Nutzung der neuen Mog-
lichkeiten zur Kennzeichnung (Sichtweitenmessung, Abschirmung nach unten, Syn-
chronisierung der Befeuerung mehrerer Windenergieanlagen);

— bessere Einordnung in die bestehende Siedlungsstruktur und den Landschaftsraum;

— Verringerung der Anlagenzahl durch Zusammenfassung oder andere Neuordnung der
Standorte fur Windenergieanlagen, verbunden mit einem Ruckbau von Einzelanlagen;
im Hinblick auf das Landschaftsbild kdnnen die Beeintrachtigungen, die von modernen
Anlagen ausgehen, geringer sein als die der rickzubauenden;

— gegebenenfalls "Aufraumen” der Landschaft und Beseitigung negativer Wirkungen
durch den Ruckbau verschiedener Altanlagen mit reflektierender Farbgebung, unter-
schiedlicher Rotordrehrichtung und -drehzahl, verschiedenen Bauhdhen etc.

Aufgrund der vielschichtigen Aufgabenstellungen bedarf es zur Vorbereitung des Repo-
wering regelmallig der Entwicklung eines (6rtlichen oder auch mehrere Gemeinden um-
fassenden oder auch regionalen) "Repowering-Konzepts", ggf. als integraler Bestandteil
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von Energie- und Klimaschutzkonzepten. Ein solches Konzept ist zugleich geeignete
fachliche Grundlage fur die planungsrechtliche Absicherung des Repowering durch die
Bauleitplanung. Dabei sind Bauleitplane (Flachennutzungsplan und Bebauungsplan) die
wichtigsten planungsrechtlichen Instrumente fir die planungsrechtliche Absicherung des
Repowering. Angesichts der Vielgestaltigkeit der Aufgabenstellungen und der am Repo-
wering Beteiligten kommt oftmals auch der Abschluss stadtebaulicher oder raumordne-
rischer Vertrage in Betracht.

Zu 10.2-4 Solarenergienutzung

Die Nutzung der Solarenergie auf und an vorhandenen baulichen Anlagen ist der Errich-
tung von grol¥flachigen Solarenergieanlagen auf Freiflachen (Freiflachen-Solarenergie-
anlagen) vorzuziehen. Im Gebaudebestand steht ein groRes Potential geeigneter Flachen
zur Verfugung, das durch eine vorausschauende Stadtplanung noch vergrof3ert werden
kann. Hilfreich sind hier auch "Solar-Kataster".

Daher durfen Standorte fur Freiflachen-Solarenergieanlagen nur ausnahmsweise im Frei-
raum festgelegt werden. Die Standortanforderungen tragen den Belangen des Freiraum-
schutzes und des Landschaftsbildes Rechnung und leisten einen Beitrag zu einer nach-
haltigen Flacheninanspruchnahme. Wesentlich ist, dass es sich nicht um neue, isoliert im
Freiraum liegende Standorte handelt, sondern um Standorte, die durch eine frihere Nut-
zung bereits baulich vorgepragt sind oder als kinstliche Bauwerke errichtet wurden (z. B.
Aufschattungen). Dies dient der Vermeidung von Konflikten mit anderen Nutz- und
Schutzfunktionen und ist im Interesse eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden.
Aufgrund ihrer exponierten Lage kdnnen sich beispielsweise Bergehalden oder Deponien
fur die Nutzung von Solarenergie eignen.

Im Gegensatz zu Windenergieanlagen und privilegierten energetischen Biomasseanlagen
sind Freiflachen-Solarenergieanlagen nicht bauplanungsrechtlich privilegiert. Flr eine
Freiflachen-Solarenergieanlagen, die im Auf3enbereich als selbstandige Anlagen errichtet
werden soll, ist ein Bebauungsplan aufzustellen, der an die textlichen und zeichnerischen
Festlegungen der landesplanerischen Vorgaben und der Regionalplane, die fur das Pla-
nungsgebiet bestehen, anzupassen ist.

10.3 Kraftwerksstandorte

Ziel und Grundsatze

10.3-1 Ziel Neue Kraftwerksstandorte im Regionalplan

In Regionalplanen erfolgt die Festlegung neuer Standorte fur die Energieerzeugung
(Kraftwerksstandorte) als Bereiche fur gewerbliche und industrielle Nutzungen
(GIB) fur zweckgebundene Nutzungen "Kraftwerke und einschlagige Nebenbetrie-
be" als Vorranggebiete ohne Eignungswirkung. Neue Standorte dienen auch dazu,
die Integration der erneuerbaren Energien in das Energiesystem aktiv zu unterstut-
zen.
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10.3-2 Grundsatz Anforderungen an neue, im Regionalplan festzulegende

Standorte

Reglonalplanerlsch neu festzulegende Standorte sollen
einen elektrischen Kraftwerks-Mindestwirkungsgrad von 58 Prozent oder die
hocheffiziente Nutzung der Kraft-Warme-Kopplung (KWK) mit einem Gesamt-
wirkungsgrad von 75 Prozent mit KWK ermoglichen,

— so auf vorhandene und geplante Strom- und Warmenetze ausgerichtet werden,
dass moglichst wenig Flachen fur neue Leitungstrassen und bauliche Anlagen
der Leitungsnetze in Anspruch genommen werden und

— gewabhrleisten, dass ein geeigneter Netzanschlusspunkt vorhanden ist.

10.3-3 Grundsatz Umgebungsschutz fiir Kraftwerksstandorte
Kraftwerksstandorte, die im Regionalplan zeichnerisch als Bereiche fur gewerb-
liche und industrielle Nutzungen mit der Zweckbindung "Kraftwerke und einschla-
gige Nebenbetriebe" festgelegt sind, sollen durch geeignete Planungen und MaR-
nahmen vor dem Heranriicken von Nutzungen, die mit der Kraftwerksnutzung nicht
vereinbar sind, geschutzt werden.

Erlauterungen
Zu 10.3-1 Neue Kraftwerksstandorte im Regionalplan

Eine kontinuierliche sichere und zugleich kostenglnstige Energieversorgung ist eine
Grundvoraussetzung fur die Wettbewerbsfahigkeit der heimischen Wirtschaft und die Si-
cherung der Arbeitsplatze im Energieland Nordrhein-Westfalen. Parallel zum Ausbau der
erneuerbaren Energien werden neben Speichern und Lastmanagement vor allem flexible
und hocheffiziente fossile Kraftwerke gebraucht. Vor diesem Hintergrund spielen neue
Kraftwerke fur die kommenden Jahrzehnte eine veranderte, aber weiterhin wichtige Rolle.
Im Interesse einer sicheren Stromversorgung sind zusatzliche hocheffiziente, dezentrale
und flexibel an das schwankende Angebot der erneuerbaren Energien anpassbare Kraft-
werkskapazitaten erforderlich. Der Ersatz alter, unflexibler Kraftwerksblocke mit geringen
Wirkungsgraden tragt dartber hinaus dazu bei, die jahrlichen CO»,-Emissionen aus der
Stromerzeugung zu reduzieren.

Die Umstellung der Energieversorgung auf einen stetig steigenden Anteil der erneuerba-
ren Energien fuhrt dazu, dass eine Angebotsplanung auf der Ebene des Landesentwick-
lungsplans fur neue Standorte fur weitere fossile GroRkraftwerke zuklnftig nicht mehr er-
forderlich ist. Der Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen von 1995 hatte 17 Stand-
orte fUr die Energieerzeugung raumlich festgelegt. Diese lagen teilweise isoliert im Frei-
raum innerhalb oder angrenzend an naturraumlich sensiblen Gebieten (wie z. B. FFH-
oder Vogelschutzgebieten). Als Folge der Neuausrichtung entfallt die bisherige landespla-
nerische Festlegung von Standorten fir die Energieversorgung, so dass diese — soweit
noch nicht genutzt — flir andere raumliche Nutzungen zur Verfligung stehen.

Neue Kraftwerksstandorte, die einer regionalplanerischen Sicherung bedurfen, sind
zeichnerisch als Bereiche fur gewerbliche und industrielle Nutzungen fur zweckgebun-
dene Nutzungen "Kraftwerke und einschlagige Nebenbetriebe" festzulegen. Dabei han-
delt es sich sowohl um die erstmalige regionalplanerische Festlegung eines Kraftwerks-
standortes als auch die Erweiterung von bestehenden Kraftwerksstandorten, wenn die
regionalplanerische Darstellungsschwelle Uberschritten wird.
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Das Ziel richtet sich ausschlieRlich an Standorte fur Kraftwerke, in denen Energietrager
zur Erzeugung von Strom und/ oder Warme verbrannt werden. Gréflie und Auswirkungen
dieser Anlagen variieren je nach eingesetzter Technik deutlich. Gegenwartig reichen sie
vom Mikro-Blockheizkraftwerk flr das Einfamilienhaus Uber Blockheizkraftwerke (BHKW)
zur Versorgung von Wohngebieten bis hin zu grof3en Gas- und Dampfturbinen(GuD)-
Kraftwerken sowie Kohlekraftwerken. Flr die raumordnerische Steuerung bedeutet dies:
Mikro-Blockheizkraftwerke sind als nicht raumbedeutsam einzustufen. BHKW sind im
Einzelfall auf ihre Raumbedeutsamkeit hin zu untersuchen. Kriterien kdnnen die in An-
spruch genommene Flache, die installierte Leistung der Anlage oder die Grolde des mit
Nah- und Fernwarme versorgten Gebietes sein. Bei GuD- und Kohlekraftwerken ist re-
gelmalig von einer Raumbedeutsamkeit auszugehen. Fur diese Vorhaben erfolgt die
Festlegung von Kraftwerksstandorten im Regionalplan in der Regel auf Anregung eines
Vorhabentragers.

Die Festlegung eines Standortes fur die Energieerzeugung erfolgt als Vorranggebiet ohne
Eignungswirkung. Auch auflerhalb von solchen Vorranggebieten sind Kraftwerke weiter-
hin zulassig. Insbesondere werden bestehende Baurechte fur Kraftwerke in geeigneten
Industriegebieten oder innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 34 BauGB)
nicht eingeschrankt. Von dem Ziel nicht erfasst werden Kraftwerksnutzungen, bei denen
es sich um raumlich und funktional untergeordnete Nebenanlagen anderer Nutzungen
handelt (wie z. B. Kraftwerke von Krankenhausern oder Altenheimen zur eigenen Ener-
gieversorgung).

Zu 10.3-2 Anforderungen fiir neu festzulegende Standorte im Regionalplan

Zur Umsetzung der Klimaschutzziele (s. Kapitel 4. Klimaschutz und Klimaanpassung) soll
die fluktuierende Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien durch hocheffiziente, fle-
xible Kraftwerke flankiert werden (s. a. Grundsatz 10.1-1).

Die Effizienz eines Kraftwerks wird durch den elektrischen Wirkungsgrad und den Brenn-
stoffnutzungsgrad (Gesamtwirkungsgrad) bestimmt. So konnen moderne GuD-Kraftwerke
bereits den im Grundsatz geforderten elektrischen Wirkungsgrad von 58 % ohne beson-
dere Anforderungen an den Standort erreichen. Insofern kann die raumliche Steuerung
von GuD-Kraftwerken vor allem Uber die Anbindung an das vorhandene und geplante
Stromnetz erfolgen.

Eine KWK-Anlage ist hocheffizient im Sinne des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes, sofern
sie hocheffizient im Sinne der Richtlinie 2004/8/ EG des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 11. Februar 2004 Uber die Forderung einer am Nutzwarmebedarf orien-
tierten Kraft-Warme-Kopplung im Energiebinnenmarkt und zur Anderung der Richtlinie
92/42/EWG (ABI. EU Nr. L 52 S. 50) ist. Um dies zu gewahrleisten mussen die Kraft-
Warme-Potenziale optimal ausgeschopft werden.

Mit der Orientierung an den Erfordernissen des Stromnetzes soll die Integration der Er-
neuerbaren Energien in das elektrische System NRWs durch hocheffiziente, flexible
Kraftwerke gewahrleistet und zur Sicherung der Netzstabilitat beigetragen werden. Zu-
satzlicher Netzausbau, Flachen- und Landschaftsverbrauch soll weitgehend vermieden
werden, wodurch zugleich den berechtigten Interessen der Anwohner auf Schutz ihres
Wohnumfeldes nachgekommen wird.
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Die vorgenannten Anforderungen an neu festzulegende Kraftwerksstandorte sind mit
sonstigen Anforderungen an die Energieversorgung, wie sie im Grundsatz 10.1-1 Nach-
haltige Energieversorgung genannt sind, abzuwagen.

Zu 10.3-3 Umgebungsschutz fiir Kraftwerksstandorte

Durch heranrtickende Nutzungen kann die Nutzung im Regionalplan mit der Zweckbin-
dung ,Kraftwerke und einschlagige Nebenbetriebe“ gekennzeichneter Kraftwerksstand-
orte zunehmend eingeschrankt werden. Daher ist gemal} § 50 Bundesimmissionsschutz-
gesetz bei planerischen Entscheidungen Uber Bereiche und Flachen, die an diese Kraft-
werksstandorte angrenzen, sicherzustellen, dass die heranrickende Nutzung mit der
Kraftwerksnutzung vereinbar ist. Dazu sind aul3erhalb der Kraftwerksstandorte ausrei-
chende Abstande insbesondere fur schutzbedirftige Nutzungen, wie z. B. uberwiegende
dem Wohnen dienende Gebiete, vorzusehen.

Weitere Ausfuhrungen zu Abstanden zwischen Industrie- und Gewerbegebieten und
Wohngebieten im Rahmen der Bauleitplanung und sonstigen fur den Immissionsschutz
bedeutsamen Abstanden finden sich im Gemeinsamen Runderlass ,Abstandserlass® in
der jeweils geltenden aktuellen Fassung.
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11. Rechtsgrundlagen und Rechtswirkungen

Die Rechtsgrundlagen fur den LEP ergeben sich aus dem Raumordnungsgesetz (ROG)
des Bundes vom 22. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2986), zuletzt gedndert durch Artikel 9
des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBI. I S. 2585) und erganzend aus dem Landespla-
nungsgesetz (LPIG) vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt geandert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 29. Januar 2013 (GV. NRW. S. 33).

Im Zuge der Foderalismusreform wurden die Gesetzgebungskompetenzen von Bund und
Landern durch eine Anderung des Grundgesetzes neu geregelt. Der Bereich der Raum-
ordnung wurde aus der Rahmengesetzgebung in die konkurrierende Gesetzgebung Uber-
fuhrt (Artikel 74 Abs. 1 Nr. 31 GG), so dass die Vorschriften des ROG nun unmittelbar
gelten.

Das ROG legt fest, dass in Raumordnungsplanen fur einen bestimmten Planungsraum
und einen regelmafig mittelfristigen Zeitraum Festlegungen als Ziele und Grundsatze der
Raumordnung zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums, insbesondere zu
den Nutzungen und Funktionen des Raums, zu treffen sind (§ 7 Abs. 1 ROG).

Gemal § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ROG ist ein landesweiter Raumordnungsplan aufzustel-
len.

Der LEP besteht als landesweiter Raumordnungsplan aus textlichen und zeichnerischen
Festlegungen mit zugeordneten Erlauterungen. Die textlichen Festlegungen als Ziele und
Grundsatze sind als solche gekennzeichnet.

Ziele der Raumordnung

sind gemaR § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG verbindliche Vorgaben in Form von raumlich und sach-
lich bestimmten oder bestimmbaren, vom Trager der Landes- oder Regionalplanung ab-
schlieRend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen Festlegungen in Raumord-
nungsplanen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums. Sie sind von den in

§ 4 Abs. 1 ROG aufgefuhrten Adressaten zu beachten. D.h., es handelt sich um Festle-
gungen, die eine strikte Bindung auslésen und nicht durch Abwagung Gberwindbar sind.
Die Bauleitplane sind gemaf § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) den Zielen der Raum-
ordnung anzupassen; insofern besteht fir die kommunale Bauleitplanung eine Hand-
lungspflicht zur Umsetzung der Ziele der Raumordnung.

Grundsatze der Raumordnung

sind Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums als Vorgaben fur
nachfolgende Abwagungs- und Ermessensentscheidungen. Sie sind gemal § 4 Abs. 1
Satz 1 ROG zu beriicksichtigen. D.h., sie sind mit dem ihnen zukommenden Gewicht in
die Abwagung einzustellen und konnen bei der Abwagung mit anderen relevanten Belan-
gen Uberwunden werden.

Die Festlegungen kdnnen gemaf § 8 Abs. 7 ROG Vorrang-, Vorbehalts- und Eignungs-
gebiete bezeichnen:

— Vorranggebiete sind Gebiete, die fur bestimmte raumbedeutsame Funktionen oder
Nutzungen vorgesehen sind und andere raumbedeutsame Nutzungen in diesem Ge-
biet ausschlieRen, soweit diese mit den vorrangigen Funktionen oder Nutzungen nicht
vereinbar sind.
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11. Rechtsgrundlagen und Rechtswirkungen

— Vorbehaltsgebiete sind Gebiete, in denen bestimmten raumbedeutsamen Funktionen
oder Nutzungen bei der Abwagung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen
besonderes Gewicht beizumessen ist.

— Eignungsgebiete sind Gebiete, in denen bestimmten raumbedeutsamen MalRnahmen
oder Nutzungen, die stadtebaulich nach § 35 des Baugesetzbuchs zu beurteilen sind,
andere raumbedeutsame Belange nicht entgegenstehen. Zugleich werden diese
Malnahmen oder Nutzungen an anderer Stelle im Planungsraum ausgeschlossen.

Bei Vorranggebieten flir raumbedeutsame Nutzungen kann gemal § 8 Abs. 7 Satz 2
ROG festgelegt werden, dass sie zugleich die Wirkung von Eignungsgebieten fur raum-
bedeutsame Malinahmen oder Nutzungen haben.

Die zeichnerischen Gebietsfestlegungen des LEP erfolgen als Vorranggebiete im
Mafstab 1: 300.000 mit einer malistabsbedingten Darstellungsschwelle von 150 ha. Da-
durch haben die der Landesplanung nachgeordneten Ebenen (Regionalplanung, Bauleit-
planung und Fachplanungen) Gestaltungsmoglichkeiten, die zeichnerischen Festlegun-
gen des LEP eigenverantwortlich zu konkretisieren. Dabei kdnnen die im LEP zeichne-
risch dargestellten Vorranggebiete in den Regionalplanen um weitere entsprechende Vor-
ranggebiete erganzt werden — auch um einzelne zusatzliche Gebiete > 150 ha.

Die zur Umsetzung des LEP in den Regionalpléanen zu verwendenden Planzeichen, sind
in der Durchfuhrungsverordnung zum Landesplanungsgesetz festgelegt und definiert.

Als nachrichtliche Darstellung sind in die Plankarte des LEP auch Freiraum, Siedlungs-
raum und Braunkohlenabbaugebiete in ihren derzeitigen regionalplanerischen Abgren-
zungen aufgenommen worden. Diese nachrichtlichen Darstellungen entfalten keine eige-
nen Rechtswirkungen; sie sollen nur veranschaulichen, an welchen gegenwartigen Pla-
nungen und Raumstrukturen bestimmte textlichen Festlegungen des LEP insbesondere
zur weiteren Entwicklung von Siedlungsraum und Freiraum ansetzen.

Abbildung 7 veranschaulicht die Stellung des LEP im Planungssystem.

Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen
Entwurf, Stand: 25.06.2013 Seite 140



Anhang 1: Zentrale Orte in Nordrhein-Westfalen

LEP NRW

System der raumlichen Planung
In Nordrhein-Westfalen

Gesetzliche Planung Plan, Fachplanungen
Grundlage Instrument {1.2. Lzndachaftaplanung)

= - -
=~ Land Landesplanungs- = Landes- Landes-

~ Nordrhein- gesetz Nordrhein-  planung entwicklungs-
E Westfalen Westfalen plan (LEP)

=]

o

[

Regierungs- Regional- Regionalplan
bezirke | RVR planung

Bauleit- Flichennuizungs-

(BauGB) planung plan
Gemeinden

Gemeinde- |
Stadtteile

Bebauungsplan

Kommunale Planung

Abbildung 7 System der raumlichen Planung in Nordrhein-Westfalen
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Anhang 1: Zentrale Orte in Nordrhein-Westfalen

Planungsraum, Kreis, Gemeinde

Ober-, Mittel, Grundzentrum

Regierungsbezirk Arnsberg ohne RVR-Gebiet

Hochsauerlandkreis

Arnsberg Mittelzentrum
Brilon Mittelzentrum
Marsberg Mittelzentrum
Meschede Mittelzentrum
Schmallenberg Mittelzentrum
Sundern Mittelzentrum
Winterberg Mittelzentrum
Bestwig Grundzentrum
Eslohe Grundzentrum
Hallenberg Grundzentrum
Medebach Grundzentrum
Olsberg Grundzentrum
Markischer Kreis

Altena Mittelzentrum
Hemer Mittelzentrum
Iserlohn Mittelzentrum

Lidenscheid

Mittelzentrum

Meinerzhagen

Mittelzentrum

Menden Mittelzentrum
Plettenberg Mittelzentrum
Werdohl Mittelzentrum
Balve Grundzentrum
Halver Grundzentrum
Herscheid Grundzentrum
Kierspe Grundzentrum
Nachrodt-Wiblingwerde Grundzentrum
Neuenrade Grundzentrum
Schalksmiihle Grundzentrum
Kreis Olpe

Attendorn Mittelzentrum
Lennestadt Mittelzentrum
Olpe Mittelzentrum
Drolshagen Grundzentrum
Finnentrop Grundzentrum
Kirchhundem Grundzentrum
Wenden Grundzentrum
Kreis Siegen-Wittgenstein

Siegen Oberzentrum

Bad Berleburg

Mittelzentrum

Bad Laasphe

Mittelzentrum

Kreuztal Mittelzentrum
Neunkirchen Mittelzentrum
Burbach Grundzentrum
Erndtebriick Grundzentrum
Freudenberg Grundzentrum
Hilchenbach Grundzentrum
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Netphen Grundzentrum
Wilnsdorf Grundzentrum
Kreis Soest

Geseke Mittelzentrum
Lippstadt Mittelzentrum
Soest Mittelzentrum
Warstein Mittelzentrum
Werl Mittelzentrum
Anrochte Grundzentrum
Bad Sassendorf Grundzentrum
Ense Grundzentrum
Erwitte Grundzentrum
Lippetal Grundzentrum
Mohnesee Grundzentrum
Rithen Grundzentrum
Welver Grundzentrum
Wickede Grundzentrum
| Regierungsbezirk Detmold

Bielefeld Oberzentrum

Kreis Giitersloh

Glitersloh Mittelzentrum
Halle Mittelzentrum
Rheda-Wiedenbrick Mittelzentrum
Rietberg Mittelzentrum
Borgholzhausen Grundzentrum
Harsewinkel Grundzentrum
Herzebrock-Clarholz Grundzentrum
Langenberg Grundzentrum
Schlo} Holte-Stukenbrock Grundzentrum
Steinhagen Grundzentrum
Verl Grundzentrum
Versmold Grundzentrum
Werther Grundzentrum
Kreis Herford

Blnde Mittelzentrum
Herford Mittelzentrum
Lohne Mittelzentrum
Viotho Mittelzentrum
Enger Grundzentrum
Hiddenhausen Grundzentrum
Kirchlengern Grundzentrum
Rdédinghausen Grundzentrum
Spenge Grundzentrum
Kreis Hoxter

Bad Driburg Mittelzentrum
Beverungen Mittelzentrum
Brakel Mittelzentrum
Hoxter Mittelzentrum
Steinheim Mittelzentrum
Warburg Mittelzentrum
Borgentreich Grundzentrum
MarienmUnster Grundzentrum
Nieheim Grundzentrum
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| Willebadessen | Grundzentrum
Kreis Lippe
Bad Salzuflen Mittelzentrum
Barntrup Mittelzentrum
Blomberg Mittelzentrum
Detmold Mittelzentrum
Horn-Bad Meinberg Mittelzentrum
Lage Mittelzentrum
Lemgo Mittelzentrum
Augustdorf Grundzentrum
Dérentrup Grundzentrum
Extertal Grundzentrum
Kalletal Grundzentrum
Leopoldshéhe Grundzentrum
Ligde Grundzentrum
Oerlinghausen Grundzentrum
Schieder-Schwalenberg Grundzentrum
Schlangen Grundzentrum

Kreis Minden-Liibbecke

Bad Oeynhausen

Mittelzentrum

Espelkamp Mittelzentrum

Libbecke Mittelzentrum

Minden Mittelzentrum

Petershagen Mittelzentrum

Porta Westfalica Mittelzentrum

Hille Grundzentrum
Hullhorst Grundzentrum
Preussisch Oldendorf Grundzentrum
Rahden Grundzentrum
Stemwede Grundzentrum
Kreis Paderborn

Paderborn Oberzentrum

Biren Mittelzentrum

Delbriick Mittelzentrum

Altenbeken Grundzentrum
Bad Lippspringe Grundzentrum
Borchen Grundzentrum
Hovelhof Grundzentrum
Lichtenau Grundzentrum
Salzkotten Grundzentrum
Wiinnenberg Grundzentrum
Regierungsbezirk Diusseldorf ohne RVR-Gebiet

Dusseldorf Oberzentrum

Krefeld Oberzentrum

Monchengladbach Oberzentrum

Wuppertal Oberzentrum

Remscheid Mittelzentrum

Solingen Mittelzentrum

Kreis Kleve

Emmerich Mittelzentrum

Geldern Mittelzentrum

Goch Mittelzentrum
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Kevelaer Mittelzentrum
Kleve Mittelzentrum
Bedburg-Hau Grundzentrum
Issum Grundzentrum
Kalkar Grundzentrum
Kerken Grundzentrum
Kranenburg Grundzentrum
Rees Grundzentrum
Rheurdt Grundzentrum
Straelen Grundzentrum
Uedem Grundzentrum
Wachtendonk Grundzentrum
Weeze Grundzentrum
Kreis Mettmann

Erkrath Mittelzentrum
Haan Mittelzentrum
Heiligenhaus Mittelzentrum
Hilden Mittelzentrum
Langenfeld Mittelzentrum
Mettmann Mittelzentrum
Monheim Mittelzentrum
Ratingen Mittelzentrum
Velbert Mittelzentrum
Wiilfrath Mittelzentrum
Rheinkreis Neuss

Dormagen Mittelzentrum
Grevenbroich Mittelzentrum
Kaarst Mittelzentrum
Korschenbroich Mittelzentrum
Meerbusch Mittelzentrum
Neuss Mittelzentrum
Juchen Grundzentrum
Rommerskirchen Grundzentrum

Kreis Viersen

Kempen Mittelzentrum
Nettetal Mittelzentrum
Schwalmtal Mittelzentrum
ToOnisvorst Mittelzentrum
Viersen Mittelzentrum
Willich Mittelzentrum
Briiggen Grundzentrum
Grefrath Grundzentrum
Niederkrichten Grundzentrum
Regierungsbezirk Kéin

Aachen Oberzentrum
Bonn Oberzentrum
KoIn Oberzentrum
Leverkusen Mittelzentrum
Kreis Aachen

Alsdorf Mittelzentrum
Baesweiler Mittelzentrum
Eschweiler Mittelzentrum
Herzogenrath Mittelzentrum
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Monschau Mittelzentrum

Stolberg Mittelzentrum

Wirselen Mittelzentrum

Roetgen Grundzentrum
Simmerath Grundzentrum
Kreis Diiren

Daren Mittelzentrum

Julich Mittelzentrum

Aldenhoven Grundzentrum
Heimbach Grundzentrum
Hurtgenwald Grundzentrum
Inden Grundzentrum
Kreuzau Grundzentrum
Langerwehe Grundzentrum
Linnich Grundzentrum
Merzenich Grundzentrum
Nideggen Grundzentrum
Niederzier Grundzentrum
Norvenich Grundzentrum
Titz Grundzentrum
Vettweild Grundzentrum
Rhein-Erft-Kreis

Bedburg Mittelzentrum

Bergheim Mittelzentrum

Brihl Mittelzentrum

Erftstadt Mittelzentrum

Frechen Mittelzentrum

Harth Mittelzentrum

Kerpen Mittelzentrum

Pulheim Mittelzentrum

Wesseling Mittelzentrum

Elsdorf Grundzentrum
Kreis Euskirchen

Euskirchen Mittelzentrum

Mechernich Mittelzentrum

Schleiden Mittelzentrum

Bad Miinstereifel Grundzentrum
Blankenheim Grundzentrum
Dahlem Grundzentrum
Hellenthal Grundzentrum
Kall Grundzentrum
Nettersheim Grundzentrum
Weilerswist Grundzentrum
Zilpich Grundzentrum
Kreis Heinsberg

Erkelenz Mittelzentrum

Geilenkirchen Mittelzentrum

Heinsberg Mittelzentrum

Hickelhoven

Mittelzentrum

Ubach-Palenberg

Mittelzentrum

Wegberg Mittelzentrum
Gangelt Grundzentrum
Selfkant Grundzentrum
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Waldfeucht

Grundzentrum

Wassenberg

Grundzentrum

Oberbergischer Kreis

Engelskirchen

Mittelzentrum

Gummersbach Mittelzentrum
Radevormwald Mittelzentrum
Waldbrol Mittelzentrum
Wipperfirth Mittelzentrum
Bergneustadt Grundzentrum
Huckeswagen Grundzentrum
Lindlar Grundzentrum
Marienheide Grundzentrum
Morsbach Grundzentrum
NiUmbrecht Grundzentrum
Reichshof Grundzentrum
Wiehl Grundzentrum

Rheinisch-Bergischer Kreis

Bergisch Gladbach

Mittelzentrum

Leichlingen Mittelzentrum

Wermelskirchen Mittelzentrum

Burscheid Grundzentrum
Kirten Grundzentrum
Odenthal Grundzentrum
Overath Grundzentrum
Rosrath Grundzentrum
Rhein-Sieg-Kreis

Bad Honnef Mittelzentrum

Bornheim Mittelzentrum

Eitorf Mittelzentrum

Hennef Mittelzentrum

Kdnigswinter Mittelzentrum

Lohmar Mittelzentrum

Niederkassel Mittelzentrum

Rheinbach Mittelzentrum

Sankt Augustin Mittelzentrum

Siegburg Mittelzentrum

Troisdorf Mittelzentrum

Alfter Grundzentrum
Meckenheim Grundzentrum
Much Grundzentrum
Neunkirchen-Seelscheid Grundzentrum
Ruppichteroth Grundzentrum
Swisttal Grundzentrum
Wachtberg Grundzentrum
Windeck Grundzentrum
Regierungsbezirk Miinster ohne RVR-Gebiet

Minster Oberzentrum

Kreis Borken

Ahaus Mittelzentrum
Bocholt Mittelzentrum
Borken Mittelzentrum
Gronau Mittelzentrum
Stadtlohn Mittelzentrum
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Vreden Mittelzentrum

Gescher Grundzentrum
Heek Grundzentrum
Heiden Grundzentrum
Isselburg Grundzentrum
Legden Grundzentrum
Raesfeld Grundzentrum
Reken Grundzentrum
Rhede Grundzentrum
Schoéppingen Grundzentrum
Sudlohn Grundzentrum
Velen Grundzentrum
Kreis Coesfeld

Coesfeld Mittelzentrum

Didlmen Mittelzentrum

Ladinghausen Mittelzentrum

Ascheberg Grundzentrum
Billerbeck Grundzentrum
Havixbeck Grundzentrum
Nordkirchen Grundzentrum
Nottuln Grundzentrum
Olfen Grundzentrum
Rosendahl Grundzentrum
Senden Grundzentrum
Kreis Steinfurt

Emsdetten Mittelzentrum

Greven Mittelzentrum

Ibbenburen Mittelzentrum

Lengerich Mittelzentrum

Ochtrup Mittelzentrum

Rheine Mittelzentrum

Steinfurt Mittelzentrum

Altenberge Grundzentrum
Hopsten Grundzentrum
Horstel Grundzentrum
Horstmar Grundzentrum
Ladbergen Grundzentrum
Laer Grundzentrum
Lienen Grundzentrum
Lotte Grundzentrum
Metelen Grundzentrum
Mettingen Grundzentrum
Neuenkirchen Grundzentrum
Nordwalde Grundzentrum
Recke Grundzentrum
Saerbeck Grundzentrum
Tecklenburg Grundzentrum
Westerkappeln Grundzentrum
Wettringen Grundzentrum
Kreis Warendorf

Ahlen Mittelzentrum

Beckum Mittelzentrum

Oelde Mittelzentrum
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Warendorf Mittelzentrum

Beelen Grundzentrum
Drensteinfurt Grundzentrum
Ennigerloh Grundzentrum
Everswinkel Grundzentrum
Ostbevern Grundzentrum
Sassenberg Grundzentrum
Sendenhorst Grundzentrum
Telgte Grundzentrum
Wadersloh Grundzentrum
Regionalverband Ruhr

Bochum Oberzentrum

Bottrop Mittelzentrum

Dortmund Oberzentrum

Duisburg Oberzentrum

Essen Oberzentrum

Gelsenkirchen Mittelzentrum

Hagen Oberzentrum

Hamm Mittelzentrum

Herne Mittelzentrum

Mulheim an der Ruhr Mittelzentrum

Oberhausen Mittelzentrum

Ennepe-Ruhr-Kreis

Ennepetal Mittelzentrum

Gevelsberg Mittelzentrum

Hattingen Mittelzentrum

Herdecke Mittelzentrum

Schwelm Mittelzentrum

Sprockhovel Mittelzentrum

Wetter Mittelzentrum

Witten Mittelzentrum

Breckerfeld Grundzentrum

Kreis Recklinghausen

Castrop-Rauxel

Mittelzentrum

Datteln Mittelzentrum
Dorsten Mittelzentrum
Gladbeck Mittelzentrum
Haltern Mittelzentrum
Herten Mittelzentrum
Marl Mittelzentrum

Oer-Erkenschwick

Mittelzentrum

Recklinghausen

Mittelzentrum

Waltrop Mittelzentrum
Kreis Unna

Bergkamen Mittelzentrum
Kamen Mittelzentrum
Linen Mittelzentrum
Schwerte Mittelzentrum
Selm Mittelzentrum
Unna Mittelzentrum
Werne Mittelzentrum
Bonen Grundzentrum
Frondenberg Grundzentrum
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Holzwickede Grundzentrum
Kreis Wesel

Dinslaken Mittelzentrum
Hamminkeln Mittelzentrum

Kamp-Lintfort

Mittelzentrum

Moers

Mittelzentrum

Neukirchen-Vluyn

Mittelzentrum

Rheinberg Mittelzentrum
Voerde Mittelzentrum
Wesel Mittelzentrum
Xanten Mittelzentrum
Alpen Grundzentrum
Hiinxe Grundzentrum
Schermbeck Grundzentrum
Sonsbeck Grundzentrum
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Anhang 2: Landesbedeutsame Kulturlandschaftsbereiche

Nr./ Name
Wertgebende Elemente und Strukturen

1/ Wesertal zwischen Porta Westfalica und Schlisselburg
sehr reiche Fundlandschaft fiir alle Perioden der Menschheitsgeschichte,
Weserfurt als Schnittpunkt wichtiger Stral3en,
Bischofssitz Minden und Kidster,
Stromtallandschaft mit charakteristischer Siedlungsstruktur, wichtiges Wasserstrallenkreuz, heraus-
ragende Landmarke (Porta Westfalica),
Stadtkern Petershagen und Ortskern Schlisselburg, jeweils mit Schloss, 6ffentlichen Bauten und
Birgerhausern,
Dorfkerne Jéssen, Windheim, Heimsen, Buchholz und Ovenstadt mit romanischen Pfarrkirchen und
l&ndlicher Architektur Gberwiegend des 19. Jahrhunderts aber auch mit bemerkenswerten alteren Bei-
spielen,
Guter Neuhof und Schliisselburg,
Weser-Fahrstellen und -Staustufen, Kraftwerk Lahde,
Scheunenviertel Schlisselburg,
Judischer Friedhof in Petershagen-Wasserstralie,
Glashitte Gernheim, Wind- und Wassermuhlen

2 /| Amtsvenn — Ammerter Mark
einer der gréRten und bedeutendsten Hochmoor- und Feuchtwiesenkomplexe in NRW mit meist stark
strukturiertem Abtorfungsmosaik,
entlang der Dinkelniederung typisches Siedlungsmuster mit enger Verknlpfung zwischen Fliel3-
gewassern und ehemaligen Heide- und Odlandflachen,
Ammerter Mark: neolithische Siedlungskammer mit Siedlungen und Flachgraberfeld der Trichter-
becherkultur sowie spatneolithischen Grabhigeln,
grolRer bronze- und eisenzeitlicher Bestattungsplatz mit zeitgleichen Siedlungsspuren,
unter Diinen detailreiches archdobotanisches Archiv zur Landschaftsgeschichte,
Fundlandschaft Ammerter Mark bei Heek

3 / Bischofsstadt Miinster mit dem Wigbold Wolbeck
Dom, mittelalterliche Kirchen, mittelalterliches Rathaus, Wohnbebauung des 16. bis 20. Jahrhunderts,
gesamtes Spektrum stadtischer Bebauung, umfangreiches archaologisches Archiv zur Entstehung
mittelalterlicher Zentralorte,
um Minster: bischéfliche Grundherrschaft, kirchliche Einrichtungen sowie Erbmanner- und Adelssitze,
in Wolbeck: Landesburg (Bodendenkmal), Grundriss des Ortskerns, Kirche, Drostenhof, zahlreichen
Gebauden am Steintor, an der Herren-, Hof-, Munster-, Neustral3e, das Gut Fronhof, historischer
Tiergarten aus dem 18. Jahrhundert

4 | Schloss Nordkirchen und Umfeld
Schloss Nordkirchen und Parkanlage des westfalischen Barocks, vielfaltige Sichtachsen, Waldgurtel,
Dorfkerne Capelle, Herbern, Nordkirchen, Stidkirchen,
Adelssitze Westerwinkel, Ittlingen samt Park-, Wald- und Grinflachen,
Forsthauser in Nordkirchen und Westerwinkel

5/ Senne mit angrenzendem Teutoburger Wald
Truppenubungsplatz Senne, Dérfer Haustenbeck, Lippereihe und Taubenteich,
historische Strallentrassen,
Sennelager: Kasernen, Stalle, Reithallen und Kasinos, Soldatenerholungsheim, Lager Staumiihle
Kriegsgefangenenlager,
Schloss Holte-Stukenbrock: Stalag 326 (Stammlager)mit Arrestgebaude, und Lagerkirche, die an der
ehem. Lagerstrale liegen,
Arché&ologische Uberreste des Schlosses Lopshorn,
Sennestadt mit verschiedenen Typen des Wohnungsbaus und zentralen Baulichkeiten (Rathaus,
Kirchen) als Beispiel der fiir die 1960er und 70er Jahre typischen Vorstellungen von Architektur und
Stadtebau

6 / Lippe — Anreppen — Boker Heide
Roémerlager von Anreppen, 4/5 n. Chr. angelegt, frihmittelalterliche Hiinenburg bei Boke,
Burg- und Schlossplatz Ringboke mit friihneuzeitlicher Befestigung,
westlich von Lippstadt bedeutende archaologische Fundlandschaft,
mittelalterliche Burg Lipperode,
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Streusiedlungsformen: Drubbelsiedlung mit Langstreifenflur in Untereichen, Einzelhéfe mit Blockfluren
im Bereich Hagen, Hagenhufensiedlung am Sidrand des Delbricker Ruckens im Bereich Riege und
Koéttersiedlungen im Bereich der ehemaligen Gemeinheit,

Kirchdorf Kirchboke und Kleinstadt Delbruck,

1850-53 geschaffenes Kanalsystem

7 | Weser — Hoxter — Corvey
Benediktinerkonvent Corvey und Kloster Herstelle,
Kirchsiedlung und Furtort Hoxter, karolingische Grabenbefestigung,
rekonstruierte Ruine der mittelalterlichen Propstei Roden,
historische Siedlungsstruktur an der Weser mit Stadten, Kléstern, Burgen und Iandlichen Siedlungen,
Tonenburg,
historische Landnutzungsformen (Halbtrockenrasen, Niederwald und Hudewaldrelikte),
Zeugnisse der Wasserbaugeschichte (Flussregulierung und —ausbau / Edertalsperre wegen Som-
merwasserfiihrung) und der Transportgeschichte (Treidelpfad, Holzfl6B3erei, alte Hafenstandorte z. B.
Beverungen)

8 / Issel — Dingdener Heide
Altsiedellandschaft: ur- und friihgeschichtliche, rémisch-kaiserzeitliche germanische Siedlungsplatze,
Wurten und Bestattungsplatze;
mittelalterliche Plaggenesche, Verkehrswege, Landwehren und Bruchkolonisation (Ringenberg,
Wertherbruch);
durch jahrhundertelange traditionelle bauerliche Landnutzung entstandene Kulturlandschaft mit
Eschackern, Heideresten, Landwehren und Hofwiistungen (Projekt ,Dingdener Heide — Geschichte
einer Kulturlandschaft" der NRW-Stiftung).

9 / Xanten
Roémische Stadt mit Lager, Ubungslager, Limesstrale, Bestattungen, Wasserleitung, Hafen am Alt-
rhein (Archaologischer Park des LVR);
Birten mit romischem Lager, Amphitheater, Graberfeldern;
mittelalterliche Stadt, Dom mit Immunitat.

10 / Residenz Kleve — Der Reichswald
Barocke Residenz Kleve mit mittelalterlicher und neuzeitlicher Stadt sowie Schwanenburg: Garten-
und Parkanlagen, Alleen, Sichtachsen und Blickbeziige in die umgebende Landschaft und zu den
Stadten des Unteren Niederrheins, Silhouetten; Kurviertel des 19. Jh., Burg und Stift Hochelten,
Spoykanal, Eisenbahn Kleve-Elten, Moyland;
Kalkar mit romischem Heiligtum, Burginatium, mittelalterliche Stadt mit Befestigung;
im Reichswald steinzeitliche Rast- und Werkplatze, vorgeschichtliche Hiigelgraber und Siedlungs-
platze, rémischer Burgus Asperden;
Reichswald von hoher forstgeschichtliche Bedeutung.

11 / Mittlere Niers
Alt- und mittelsteinzeitliche Siedlungs- und Rastplatze;
réomische Siedlung und Graberfelder bei Pont und Straelen;
mittelalterliche Muhlen, Motten und Wasserburgen, dichte Reihung von Adelssitzen;
Geldern und Straelen: mittelalterliche Burg, Stadt und Befestigung,
Herrenhduser mit Parkanlagen, reiche Ausstattung mit vegetativen Kulturlandschaftselementen;
Waldhufendorf Littelforst;
Abschnitt der Napoleonischen Stralle Venlo—Geldern;
Abschnitt der Eisenbahntrassen Venlo—Geldern und Geldern—Baerl.

12 / Haltern — Lippe — Haard
archdologische Fundlandschaft in Haltern mit mehreren Militéarlagern, Graberfeld und Hafenanlagen
aus der romischen Okkupationszeit, historischer Stadtkern Haltern, Wallfahrtsstatte Annaberg mit
Kirche,
Kirche in Marl-Hamm und karolingische Befestigung mit Kirche in Bossendorf,
ehemaliges Stift Flaesheim,
Halterner Stausee, anthropogene Biotope der Westruper Heide,
Anlagen des Bergbaus und der chemischen Industrie auf dem Gebiet der Stadt Marl,
Schacht ,An der Haard“ (Schacht 6 der Zeche Auguste Victoria/Blumenthal),
Wesel-Datteln-Kanal,
Waldflache ,Haard“: Eichen-Birken- oder Kiefernwalder, drei Feuerwachtirme bilden neuzeitliche
Landmarken, kulturhistorisch und archaologisch wertvolle Strukturen (z. B. Hohlwege, alte Abgrabun-
gen bzw. Pingen, ehemalige Gemarkungsgrenzen), besonders gut erhaltene neolithische und bron-
zezeitliche Grabhugel,
untertagige vor allem steinzeitliche Fundstellen
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13 / Zollverein — Nordstern
Montanindustrielle Kulturlandschaft des 19./20. Jh., darin Welterbe Essen-Zollverein mit Pufferzone
(Stoppenberg, Schonnebeck und Katernberg): Bergbaulandschaft an der Kéln-Mindener Eisenbahn
und dem Rhein-Herne-Kanal mit Zechen, Schachtanlagen, Bergehalden, Bahnen, Graben und Kana-
le, Arbeitersiedlungen und Infrastruktureinrichtungen wie Kirchen, Schulen;
postindustrielle Landschaftsgestaltung (IBA, BuGa).

14 / Ruhrtal
Vielfaltige, zeitlich reich differenzierte Kulturlandschaft:
steinzeitliche, metallzeitliche, romisch-kaiserzeitliche germanische Besiedlung und Graber;
frankische, friihmittelalterliche, mittelalterliche Besiedlung, Burgen (Hohensyburg, Blankenstein,
Herbede, Steinhausen, Kemnade, Witten, Husen), Kloster (Werden), Stadte und Dorfer (Werden,
Kettwig, Hohensyburg, Blankenstein (mit Gethmann’schem Garten), Hattingen, Volmarstein, Wetter,
Wengern und Stiepel);
Aussichts- und Gedenktlirme (Vincketurm, Kaiserdenkmal);
frGhindustrielle Steinkohlenbergwerke (Stollen- und Schachtbergbau), Muttental mit historischen
Bergbauanlagen (Zeche Nachtigall);
Eisen- und Stahlwerke (Henrichshlitte - Standorte des LWL-Industriemuseums -, Fabrikanlage
Lohmann seit den 1860er Jahren an der Ruhr bei Herbede);
Industriellenvillen mit Parkanlagen (Villa Hiigel);
neuzeitlicher Schifffahrtsweg Ruhr mit Schleusen und Héfen, historischer Leinpfad, Flussstauseen;
friihe Eisenbahntrassen des 19. Jh. (Prinz-Wilhelm-Eisenbahn, Hespertalbahn).

15/ Soester Bérde — Hellweg
reiches archdologisches Potenzial im Boden, Graberfelder des spaten 6. bis frihen 9.Jahrhunderts,
gehdlzarme Agrarlandschaft, Trockentéler ,Schledden®, anthropogene Kalkmagerrasen,
ortliche Grinsandsteinvorkommen als regional charakteristisches Baumaterial
historische Ost-West-Verkehrsachse (Hellweg — B 1 — A 44),
historische Stadtkerne Werl und Soest mit historischen Stadtstrukturen und Baudenkmalern aus
acht Jahrhunderten,
Dorfer der Bérde und Kirchdoérfer am Hellweg,
Kloster Paradiese, Patrizische Landsitze der Salzer um Werl,
Eisenbahn seit 1854,
Salzgewinnung: Saline, Kurbader (Werl, Bad Sassendorf)

16 / Romische LimesstraRe

Romischer Strallentrassenkorridor, begleitende militarische und zivile Infrastruktur, romische
Besiedlung.

17 | Koln
Vielfaltiger, zeitlich reich differenzierter Stadtraum:
vorgeschichtliche Siedlungs- und Bestattungsplatze;
romisch-kaiserzeitliche germanische Besiedlung Westhoven,;
réomische Stadt CCAA Colonia Claudia Ara Agrippinensium (Stadtgrundriss), romische Siedlungs-
platze, Strallen, Hafen, Briicken, rechtsrheinische Festung Divitia (Deutz);
frankische stadtische Besiedlung, Bestattungen;
mittelalterliche Stadt mit Stadtmauer, romanischen Kirchen und Kléstern, Dom (Welterbe), Friedhéfen
und Topfereien;
frihneuzeitliche preuBBische Festung (erhaltene Forts);
bedeutender Verkehrsknotenpunkt mit Hauptbahnhof und Hohenzollernbriicke, Rheinbriicken
(20. Jh.), Ringstrallen;
Messe, Grinsystem (Griinglirtel), Parkanlagen.

18 / Bruhler Schlésser — Vorgebirge
Barocke kurfiirstliche Schlésser Augustusburg und Falkenlust (Welterbe mit Pufferzone), Garten und
Parks, Achsen und Sichtbezlge;
mittelalterliche, neuzeitliche Burg und Stadt Brhl;
im Vorgebirge: rdmische Siedlungsplatze, Abschnitt der romischen Wasserleitung Eifel-Koln;
frih- bis spatmittelalterliche Topfereien;
mittelalterliche Burgen und Ortschaften, Kldster.

19 / Tal der Wupper
Kulturlandschaft von hervorragender komplexer industriegeschichtlicher Persistenz und Bedeutung:
neuzeitliche Eisenverarbeitung mit vielen erhaltenen Betrieben,
Mihlen, Hammerwerke mit umfangreichen Wasseranlagen;
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Textilindustrie bei Lennep mit europaweiter Bedeutung (Dahlhausen, Vogelsmiihle, Dahlerau,
Keilbeck);

historisch bedeutsame Verkehrstrassen (Schwebebahn, Eisenbahnen, Briicken, Miingstener Briicke);
fossilfUhrende devonische Kalke.

20 / Briloner Hochflache
intensiv genutzte Agrarlandschaft,
Funde der romischen Kaiserzeit,
Blei-Grubenbezirke im Umfeld von Brilon, Brilon-Alme und Wiinnenberg-Bleiwasche,
strukturelle Hinterlassenschaften des einstigen Blei-Bergbaus und der VerhGttung im Umfeld von
Brilon, Brilon-Alme und Wiinnenberg-Bleiwasche,
Ortswistungen (spétestens seit dem 8. Jh. und im 9.—11. Jahrhundert),
wiustgefallener Archidiakonatssitz Haldinchusen,
Stadtkern Brilon mit Kirche und Rathaus aus dem Mittelalter, Teilen der Stadtbefestigung, Kloster
und Blrgerhausern seit 1700,
historische Mihlen entlang der Alme, Schloss und Dorf Alme, barocke Landgiter Tinne und Almer-
feld,
Aussiedlerhofe in Weilern auf der flurbereinigten Hochflache, historische Kerne von Altenbiren,
Nehlen, Scharfenberg und Thilen,
,2Bruchhauser Steine*

21 / Raum Schmallenberg
Bodendenkmal Wilzenberg mit Kapelle und Kreuzwegen, Kloster Grafschaft,
historischer Stadtkern Schmallenberg, Kirchdérfer Lenne, Oberkirchen und Wormbach mit Pfarrkir-
chen und Pfarrhdusern, dorflicher Bebauung mit prdgnanten Fachwerkbauten vom
17. Jahrhundert bis in die Zeit des Wiederaufbaus 1945-50,
Weiler Winkhausen, Nieder- und Obersorpe mit Bauernhéfen seit dem 17. Jahrhundert,
ehemalige Standorte von Hammerwerken an der Lenne, Getreidemuhle Oberkirchen

22 | Wahner Heide — Siegburg
Altsteinzeitlicher Quarzitabbau und —bearbeitung;
vorgeschichtliche Siedlungsplatze und Bestattungen, Grabhugel;
rémisch-kaiserzeitliche germanische Siedlungs- und Bestattungsplatze;
mittelalterliche und neuzeitliche Topfereien;
mittelalterlicher Bergbau und Fabrikanlagen;
militdrische Anlagen seit dem 19. Jh., europaweit bedeutsamer Biotopkomplex aufgrund der besonde-
ren Nutzung;
mittelalterliches Kloster und Stadt Siegburg, bedeutende Sichtachsen und Silhouettenwirkung;
Forsthaus Telegraph bei Troisdorf als Bestandteil der optisch-mechanischen Telgraphenlinie Berlin-
Minden-KéIln-Koblenz.

23 | Romische StraBe Koln-Heerlen
Romische Stralentrassenkorridor mit begleitender Infrastruktur,
romische Siedlungsplatze.

24 | Erft mit Swist und Rotbach — Euskirchener Bérde und Voreifel
Vielfaltige, zeitlich reich differenzierte Kulturlandschaft:
vorgeschichtliche und rémische Siedlungsplatze;
mittelalterliche Orte;
Muihlen mit umfangreichen Wasseranlagen;
Wasserburg- und Schlossanlagen, Garten und Parks, Griinlandflachen, wertvolle alte Waldflachen;
mittelalterliche Stadt Kaster;
Euskirchener Borde und Voreifel:
altsteinzeitliche Siedlungsplatze (Lommersum);
metallzeitliche Siedlungsplatze, Metallgewinnung und Metallverarbeitung;
romische Siedlungsplatze, rémischer Marktort Vicus Belgica (Billig),
Abschnitt der romischen Wasserleitung Eifel-Kdln,
rémischer Bergbau, Kalkbrennerei, Metallverarbeitung;
frihmittelalterliche frankische Siedlungsplatze, Graberfelder;
mittelalterliche Burganlagen, Mihlen mit umfangreichen Wasseranlagen;
mittelalterliche, neuzeitliche Stadte Euskirchen, Rheinbach;
Abschnitt der Aachen-Frankfurter HeerstralRe.

25/ Aachen
Vielfaltiger, zeitlich reich differenzierter Stadtraum:
fossilfiihrende karbonische Kalke;
jungsteinsteinzeitlicher Bergbau am Lousberg;
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réomische Siedlung und rémische Thermenanlagen in Aachen und Burtscheid;
frihmittelalterliche Pfalz und Dom (Welterbe) und Siedlungsplatze;

mittelalterliche Aachener Landwehr, Mihlen, Burganlagen;

frihneuzeitlicher Bergbau;

neuzeitliche Stadt mit Bausubstanz des 17. bis 19. Jh., Bade- und Parkanlagen (Bad Aachen);
Lousbergpark als alteste von Blrgern errichtete Parkanlage Mitteleuropas (1807);

Abschnitt der Aachen-Frankfurter Heerstrale;

Abschnitt der friihen Eisenbahnstrecke Aachen—Koln;

Abschnitt des Westwalls (Zweiter Weltkrieg).

26 / Nordeifel - Romische StraBe Koln—Trier
Vielfaltige, zeitlich reich differenzierte Kulturlandschaft:
fossilfiihrende devonische Kalke;
altsteinzeitliche Karsthdhle (Kartstein- oder Kakushéhle) in Mechernich-Eiserfey;
Bergbau seit der Vorgeschichte, Buntsandsteinabbau, Erzabbau und Metallverarbeitung;
romische Siedlungsplatze (Landgut Blankenheim), Tempelbezirke, Eifelwasserleitung;
rémischer Straldentrassenkorridor KoIn-Blankenheim-Trier mit begleitender Infrastruktur;
romischer Kalkabbau und Kalkverarbeitung;
mittelalterliche Burgen und Mihlen mit umfangreichen Wasseranlagen;
mittelalterliche Burg mit Wasserleitung und Blankenheim,
mittelalterliche Stadte Blankenheim und Minstereifel;
Kalkmagerrasen als bedeutsame Biotopkomplexe aufgrund der besonderen Lage und Nutzung;
Radioteleskop auf dem Stockert bei Bad Minstereifel.

27 | Monschauer Land
Reiche und vielfaltige Kulturlandschaft:
mittelalterliche Burg und Stadt Monschau,
zahlreiche bauliche und landschaftliche Relikte der Tuchindustrie (Rahmenberg);
bauerliche Heckenlandschaft mit charakteristischem, einmaligem Haus- und Feldheckensystem;
Kloster Reichenstein;
Abschnitt der Vennbahn;
Abschnitt des Westwalls (Zweiter Weltkrieg).

28 | Siebengebirge
Vielfaltige, zeitlich reich differenzierte Kulturlandschaft von europaischer Bedeutung:
vorgeschichtlicher Ringwall Petersberg, vorgeschichtliche Siedlungs- und Bestattungsplatze;
rémischer Bergbau, Steinabbau, Hafen;
mittelalterliche Burganlagen und Stadt Kénigswinter;
Relikte des Zisterzienserklosters Heisterbach mit zugehdrigen Anlagen (Klosterlandschaft Heister-
bach);
mittelalterlicher bis neuzeitlicher Steinabbau (verschiedene Gesteine zu unterschiedlichen Verwen-
dungszwecken);
frihester neuzeitlicher Braunkohlebergbau (18. Jh.) mit Alaungewinnung im Ennert (19. Jh.);
Weinbau seit dem Mittelalter, historische Waldnutzungsformen (z. B. Ramholzwirtschaft);
Ausgangspunkt der Rheinromantik (Kloster- und Burgruinen, Gebirgskulisse u.a.), touristische Er-
schlieBung seit dem friihen 19. Jh. (Wege, Aussichtspunkte, Zahnradbahnen, Gedenksteine, Ein-
kehrhduser, Drachenhéhle u.a.), Sagenlandschaft (Nibelungenhalle Drachenhdhle);
Schloss Drachenburg und Park;
Hotels und Weinguter;
innere und auliere Blickbezlige (Tomburg, Kélner Dom, Godesburg, Eifelhéhen);
zweitaltestes deutsches Naturschutzgebiet.

29 / Siegen und Umgebung
Spuren historischen Eisenerz-Abbaus (seit vor- und friihgeschichtlicher Zeit belegt, seit mittelalter-
licher Zeit von Silber), Siegerlander Hauberge, eisenzeitliche Wallburganlagen, Hohlwege, mittel-
alterliche Burganlagen,
Siegener Hecke, ein spatmittelalterliches bis neuzeitliches die gesamte Stadt Siegen umgebendes
Landwehrsystem,
Siegen mit dem Burgberg, die Nikolaikirche, das Obere Schloss und seine Altstadt,
LAlter Flecken® Freudenberg,
ehemalige Stahlwerke Krupp mit Spitzkegelhalde in Siegen-Geisweid
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